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40 Jahre 
im Dienste der Bildung
Nach neun Jahren erfolgreicher Vorstands-
arbeit für den bbv wurde der Erste Vorsit-
zende in München feierlich
verabschiedet. Seite 2

Siegfried Kett:

„Demonstration
der Geschlossenheit“
In einem GZ-Interview ließ der Geschäfts-
führende Präsident des Sparkassenverbandes
den Sparkassentag 2004 in
Passau Revue passieren. Seite 6

Dr Siefried Naser::

Neue Zielgruppen
akquirieren
Der alte und neue Vorsitzende der GHM-Ge-
schäftsführung sprach mit der GZ über
mögliche Dienstleistungen für
Handwerk und Kommunen. Seite 4

Franz Reisbeck:

Deutschland ist zweitklassig
geworden. Dies zeigt sich -
jüngstes Beispiel  - am Kup-
fermünzennotstand. Fehlen
nur noch Benzingutscheine
wie vor Zeiten in Italien, da-
mit die Österreicher und
Tschechen, die Deutschland
besuchen, sich das Autofah-
ren hierzulande noch leisten
können, meint die Vorzim-
merperle. Seite 19

Bayerischer Städtetag 2004 in Regensburg: 

Bayern braucht 
starke Städte

Rund 300 Kommunalpolitiker im Dialog mit Ministerpräsident Stoiber
In Regensburg treffen sich am 22./23. Juli die Mit-
glieder des Bayerischen Städtetags zur diesjährigen
Verbandstagung. Diese steht unter dem Motto „Bay-
ern braucht starke Städte“. Bei der Tagung sollen in
Diskussionen mit Bundes- und Landespolitikern We-
ge aufgezeichnet werden, wie die Städte aus ihrer der-
zeitigen Finanznot herausgeführt werden können. 

Das Jahr 2003 war ein Jahr der
Reformversuche. Dabei sind aus
der Sicht der Städte viele Rech-
nungen offen geblieben. In ihren
Hoffnungen auf eine wirksame
Gemeindefinanzreform fühlen
sich die Städte bitter enttäuscht. 

Zehn Milliarden Defizit

Der jetzt gefundene Kompro-
miss bei der Zusammenlegung
der Arbeitslosen- und Sozialhilfe
(Hartz IV) dürfte den ersten Be-
rechnungen zufolge für die

Kommunen als Nullsummen-
spiel ausgehen. Die versproche-
ne dauerhafte Entlastung um 2,5
Milliarden Euro blieb aus. Auch
das von der Union eingebrachte
Soforthilfeprogramm zur Sanie-
rung der Kommunalfinanzen ist
im Verhandlungsmarathon des
Vermittlungsausschusses auf der
Strecke geblieben. Unter dem
Strich werden die Städte und Ge-
meinden bundesweit ein Defizit
in ihren Kassen von über 10 Mil-
liarden Euro haben.

Bedrohliche Finanzlage

Angesichts dieser nach wie
vor bedrohlichen Finanzlage der
Städte und Gemeinden wollen
die Kommunalpolitiker in Re-
gensburg mit dem Bayerischen
Ministerpräsidenten darüber dis-
kutieren, dass das Land starke
Städte braucht, um im internatio-
nalen Wettbewerb als Standort
bestehen zu können. Für den
Städtetag schlägt das Herz dieser
Republik in den Städten. Wenn
es dort zum Infarkt kommt, dann
trifft dieser Infarkt das gesamte
Land. Der Vorsitzende des Baye-
rischen Städtetags, Oberbürger-
meister Josef Deimer, wird nach-
drücklich darauf hinweisen,
dass, wer die Städte vernachläs-
sigt, die gesamte Republik ver-
nachlässigt.

In einem Forum „Gemeindefi-
nanzreform - was nun?“ werden

die Vorsitzende des Finanzaus-
schusses im Deutschen Bundes-
tag, Christine Scheel und Fi-
nanzminister Prof. Dr. Kurt
Faltlhauser mit Oberbürgermei-
ster Dr. Ulrich Maly aus Nürn-
berg, Erstem Bürgermeister Jo-
sef Niedermaier aus Bad Tölz
und dem Regensburger Oberbür-
germeister Hans Schaidinger die
Gretchenfrage diskutieren, wie
es mit der Reform der Gemein-
definanzen weitergehen soll.

Diskussion in den Foren

In einem weiteren Forum
„Städte ohne Haushalt - Folgen
für die Bürger“ werden Vertre-
ter gesellschaftlicher Gruppen
wie die Vorsitzende der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der
Freien Wohlfahrtspflege Chri-
sta Prinzessin von Thurn und
Taxis oder der Präsident des

(Fortsetzung auf Seite 2)

Landtagspräsident Alois Glück bei den bayerischen Bezirken: 

Finanzierung auf neue
Grundlage stellen

Strukturveränderungen forderte Landtagspräsident
Alois Glück bei der Verbandsversammlung der
bayerischen Bezirke in Bad Griesbach. Nach seinen
Worten sind „leistungsfähige und finanziell gut aus-
gestattete Bezirke eine wichtige Voraussetzung für ei -
nen modernen Sozialstaat“. Glück sprach sich des-
halb dafür aus, die Ausrichtung und Finanzierung
von Aufgaben der Bezirke auf eine neue Grundlage
zu stellen. Schon heute sei absehbar, dass allein durch
die demographische Entwicklung (Stichwort alternde
Gesellschaft) zusätzliche Anforderungen auf die Be-
zirke zukämen. Darauf müsse die Politik schnell rea-
gieren, sagte der Präsident.  

Derzeit seien die Bezirke in ei-
ner besonders schwierigen Lage.
„Sie sind eingespannt wie in ei-
nem Schraubstock: Auf der ei-
nen Seite drückt ihnen der Ge-
setzgeber immer neue Aufgaben
auf, und von der anderen Seite
drängen alle jene, die die Leis-
tungen bezahlen sollen. 

Ein neues Miteinander 
der Verantwortung

Es kann aber nicht länger an-
gehen, dass der Bund teure
„Wohltaten“ beschließt und die
Bezirke mit der Finanzierung al-
lein lässt“, so Glück. Besonders
wichtig sei es auch, neue Struk-
turen der Zusammenarbeit zwi-
schen staatlichen Stellen, Wohl-

fahrtsverbänden, sozialen
Dienstleistern sowie Bürger-
Netzwerken aufzubauen. 

Fernwärmenetz 
mit langen Wegen

Viele der aktuellen Probleme
hingen damit zusammen, dass
der Sozialstaat wie ein Fernwär-
menetz mit besonders langen
Wegen aufgebaut sei. Die da-
durch entstehenden Defizite
durch menschliche Nähe auszu-
gleichen, sei besonders wichtig
für die Gestaltung einer huma-
nen Gesellschaft, so Glück wei-
ter. „Ein neues Miteinander der
Verantwortung brauchen wir
überall, auch in Städten und
Landkreisen, also dort, wo man

am nächsten dran ist an den Pro-
blemen der Menschen“ sagte
Glück. Nur durch gemeinsames
Engagement, das weniger auf ei-
ne anonyme Sozialbürokratie
sondern vielmehr auf individuel-
le Initiative und Hilfe setze, wer-
de es gelingen, auch für die
Schattenseiten der Wohlfahrtsge-
sellschaft menschlich vertretbare
Problemlösungen zu finden.    ?

Landtagspräsident Alois Glück

Regensburg erwartet seine Gäste. Erst vor kurzem wurde die 2000-jährige Metropole zur ge-
samtbayerischen Bewerberin als „Kulturhauptstadt Europas“ gekürt. Motivieren wollten die
Oberpfälzer die Jury nicht zuletzt mit einer außergewöhnlichen Lichtinstallation auf der welt-
berühmten „Steinernen Brücke“. Leider wurde die grandiose Beleuchtung inzwischen zerstört.
Die Besucher - allen voran Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber - sind schon sehr gespannt, ob
die Regensburger ihnen zum Bayerischen Städtetag andere „Lichtblicke“ bieten werden.         ?

Anlässlich der VHBB-Tagung in Schrobenhausen stellten sich
den Fotografen (v. l.): Die Referenten Dr. Andereas Hilge und
Franz Winterer, Thomas Schwarzbauer, Vorstandvorsitzender
der Sparkasse Schrobenhausen, Dr. Wolfgang Kunert, ober-
bayerischer Regierungsvizepräsident  und Ehrenvorsitzender
des VHBB, dahinter Referent Sönke Nissen, Rudolf Rast, LBD
a.D. und Kassenwart des VHBB, sowie Dr. Eugen Ehmann LRD
und Vorsitzender des VHBB. ?

VHBB-Tagung in Schrobenhausen:

Verwaltungsreform 
und Privatisierung

Die Delegiertenversammlung und Fortbildungsveranstaltung des
Verbandes der Höheren Verwaltungsbeamten in Bayern (VHBB)
in Schrobenhausen fand in beamtenrechtlich und beamtenpoli-
tisch bewegten Zeiten statt. Wie der 1. Vorsitzende des VHBB, Dr.
Eugen Ehmann, betonte, seien die Gefahren für das Beamtentum
aufgrund der Verwaltungsreform „so groß wie seit Jahren
nicht“. Es sei jedoch nichts verloren und noch bestehe berechtig-
te Aussicht, dass sich wiederum alles zum Guten wendet.

Tatsächlich steht nach Eh-
mann das Berufsbeamtentum
dann zur Disposition, „wenn
sich das Verhältnis von Rechten
und Pflichten einseitig und nach-

haltig in Richtung der Pflichten
verschiebt“. Freilich sei schon
darauf zu verweisen, „dass es ein
verfehltes Selbstverständnis wä-
re, wenn wir uns auf die Position
zurückziehen würden, alles Vor-
handene habe sich bewährt und
Änderungen kämen schon aus
diesem Grund höchstens am

(Fortsetzung auf Seite 4)
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Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Anton Müller

86866 Mickhausen
am 15.7.

Bürgermeister Eduard Ott
82390 Eberfing

am 20.7.
Bürgermeister

Günter Steinmüller
89299 Unterroth

am 24.7.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Horst Rockel

83334 Kienberg
am 12.7.

Bürgermeister
Dr. Leonhard Scherg

97828 Marktheidenfeld
am 16.7.

Bürgermeister Walter Gigl
82054 Sauerlach

am 19.7.
Bürgermeister Kurt Fink

93158 Teublitz
am 19.7.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Alois Heim

86494 Ermersacker
am 19.7.

Bürgermeister
Reinhard Sammer

95494 Gesees
am 23.7.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Edmund Pirkelmann
91344 Waischenfeld

am 13.7.
Bürgermeister

Wilhelm Friedrich
97799 Zeitlofs

am 16.7.
Bürgermeister Jakob Hartl

85405 Nandlstadt
am 18.7.

Bürgermeister Heinz Binder
94142 Fürsteneck

am 18.7.
Bürgermeister Thomas Reimer

93333 Neustadt a. d. Donau
am 23.7.

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Anton Rothfischer
93086 Wörth a. d. Donau

am 22.7.

Wir gratulieren

Das Thema des Landtags:

Mehr arbeiten und noch mehr sparen
CSU für höhere Stundenzahl, aber noch harte Verhandlungen mit der Regierung

Opposition befürchtet höhere Arbeitslosigkeit - Letzte Entscheidungen erst im November

Die Arbeitszeitverlängerung im öffentlichen Dienst von Staat
und Kommunen auf 42 Wochenstunden bleibt trotz aller Ein-
wände und auch CSU-interner Bedenken Bestandteil des Kon-
zepts von Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber. Das haben so-
wohl Mitglieder der Staatsregierung als auch der CSU im Land-
tag bestätigt. Ein entsprechender CSU-Dringlichkeitsantrag
wurde unter dem Gedanken „Arbeitsmarkt flexibilisieren“ an-
genommen. Zwei konträre, von den Grünen unterstützte SPD-
Anträge wurden abgelehnt. In der Debatte wurde zudem deut-
lich, dass auch der Staatshaushalt 2005/2006 weitere Einsparun-
gen bei Personal- und Sachausgaben bringen wird.

Zur Beschäftigungssicherung
„muss von Tarifverträgen unter
Beachtung der Tarifautonomie
abgewichen werden können“,
heißt es bei der CSU. Und wei-
ter: „Die Bindung an Tarifver-
träge soll durch Beendigung der
Tarifbindung nach der Beendi-
gung der Verbandsmitglied-
schaft des Arbeitgebers und
durch zeitliche Befristung der
Nachwirkung von Tarifverträ-
gen gelockert werden.“ Aufwei-
chung des Kündigungsschutzes
sowie des Anspruchs auf Teil-
zeit, insbesondere in Betrieben
mit weniger als 20 Beschäftig-
ten gehört weiter zu den Eck-
punkten des Antrags. Nur so sei
wieder Wirtschaftswachstum zu
erreichen, betonte der CSU-
Sprecher Franz Josef Pschierer.

„Folterwerkzeuge“

Die SPD-Abgeordnete Dr.
Hildegard Kronawitter sprach
von „arbeitsmarktpolitischen

Folterwerkzeugen“. Abweichun-
gen vom Tarifvertrag sollten die
Tarifparteien selbst regeln. Eine
Arbeitszeitverlängerung, hieß es
in einem von zwei SPD-Anträ-
gen, „vernichtet die Chance auf
mehr Beschäftigung“. Im öffent-
lichen Dienst würden die vorge-
sehenen 42 Stunden „zu einem
flächendeckenden Abbau von
Planstellen“ und zu „einer Ver-
größerung der Arbeitslosigkeit
führen“. Ihre Fraktionskollegin
Christa Naaß bezog sich auch
auf Äußerungen des Städtetags-
vorsitzenden OB Josef Deimer,
der sich gegen eine einseitige
Aufkündigung des Tarifvertra-
ges ausgesprochen habe. Die
Grünen unterstützten diese Ar-
gumentation. Eike Hallitzky
warf der CSU Zerschlagung der
bewährten deutschen Arbeits-
marktordnung vor.

Weitere Einsparungen

Sozialministerin Christa Ste-
wens erwiderte, die Arbeitszeit-
verlängerung gehöre zu den
Maßnahmen, die Arbeitsplätze
schaffen und Arbeitslose in den
ersten Arbeitsmarkt zurück-
brächten. Finanzstaatssekretär
Franz Meyer verwies darauf,
dass sich die wirtschaftspoliti-
schen Rahmenbedingungen im
letzten Jahr „dramatisch ver-
schlechtert“ haben. Über die Ar-
beitszeitverlängerung hinaus
seien „weitere Einsparungen in
allen Bereichen“ nötig. Es dürfe
nicht so bleiben, dass jetzt
schon über 43% aller Staatsaus-
gaben auf Personal- und Pen-
sionärs-kosten entfielen. In we-
nigen Jahren bleibe kein Spiel-

raum mehr für Investitionen.

Harte Verhandlungen

Die CSU-Fraktion wird, wie
Vorsitzender Joachim Herrmann
bestätigt, nicht an der verlänger-
ten Wochenarbeitszeit rütteln,
aber bei der Umsetzung des
Sparkonzepts mit der Staatsre-
gierung hart verhandeln. Er
nahm noch nicht Stellung zu Be-
richten, dass der gegenwärtig auf
Kabinettsebene erörterte Etat der
kommenden zwei Jahre weiter
hohe Abstriche bei den Ausga-
ben vorsehe. Die Fraktion werde
jedoch noch vor der Sommer-
pause unterrichtet. 

Ämterverlagerungen

In den Fragen der Verwal-
tungsvereinfachung sollen die
Entscheidungen im wesentlichen
erst im Herbst mit einer Schluss-
runde im November getroffen
werden. Dies gelte u.a.. für die
Verlagerung von zentralen Äm-
tern aus München in das Land

und für die Polizeireform.
Innenminister Dr. Günther

Beckstein erwägt für die Polizei
zwei Versionen: Die sieben Prä-
sidien und 35 Direktionen sol-
len zugunsten von elf bis 13
Schutzbereichen aufgelöst wer-
den, was einen dreistufigen
Aufbau ergäbe. 

Schutzbereiche oder Stufen

Die Alternative ist Erhalt der
vier Stufen vom Ministerium
über die Präsidien und Direktio-
nen bis zu den Inspektionen,
wobei mehrere Präsidien zu-
sammengelegt würden, bei-
spielsweise alle drei in Franken
und Schwaben mit Oberbayern,
ähnlich wie das für Niederbay-
ern/Oberpfalz schon der Fall ist.
In keinem Fall werde es zu ei-
ner Verschlechterung der im
Bundesgebiet vergleichsweise
besten Sicherheitslage in Bay-
ern - neben Baden Württemberg
- kommen. Durch die Ämterzu-
sammenfassung würden Beam-
te für den Streifendienst frei. rm

Bayern braucht ...
(Fortsetzung von Seite 1)
Landessportverbands Günther
Lommer darstellen, wie sich
die kommunale Finanzkrise auf
ihre Organisationen auswirkt.
Anschließend wird sich Innen-
minister Dr. Günther Beckstein
den Fragen der Kommunalpoli-
tiker stellen, wie die Städte mit
nicht genehmigten Haushalten
umgehen sollen. Dabei wird zu
klären sein, wie weit sogenann-
te freiwillige Leistungen, die an
soziale Organisationen, Bil-
dungseinrichtungen und Sport-
vereine geleistet werden, be-
zahlt werden dürfen, um die
wertvolle Infrastruktur in den
Städten nicht vollends zu zer-
stören. Die Foren werden von
Anouschka Horn, Moderatorin
im Bayerischen Fernsehen, be-
gleitet.

Der Bayerische Städtetag er-
wartet sich von seiner Tagung
Signale, wie die Städte und Ge-
meinden aus der größten Fi-
nanzkrise seit Bestehen der
Bundesrepublik wieder heraus-
kommen. Sie wollen Bundes-
und Landespolitikern drastisch
vor Augen führen, dass der
Standort Deutschland nicht nur
von guten Steuerpräferenzen
und niedrigen Lohnnebenko-
sten, sondern auch von excel-
lenten Standortbedingungen in
den Städten und Gemeinden ab-
hängt. Um solche Standorte
weiter anbieten zu können, ist
es notwendig, dass das Land
über starke und vitale Städte
verfügt. ?

Europäische Verfassung:

Deutliche Stärkung für
Städte und Gemeinden

„Mit dieser Verfassung haben die Kommunen im gemeinsa-
men Haus Europa ihre eigene Etage. Gemeinden müssen
aber Recht zur Daseinsvorsorge behalten“, erklärte der Prä-
sident des Bayerischen Gemeindetags Bürgermeister Dr.
Uwe Brandl.

Beim europäischen Ratsgipfel am 17. und 18. Juni in Brüssel
hat die Regierungskonferenz einen Vertrag über eine Verfassung
für Europa erfolgreich abgeschlossen. Die künftige europäische
Verfassung sieht eine deutliche Stärkung der Gemeinden und
Städte sowie Regionen vor. „Wenn diese Verfassung ratifiziert
wird, bekommt Europa eine Verfassung, in der auch die Ge-
meinden und Städte ihren Platz haben. Damit wird unseren jah-
relangen Forderungen Rechnung getragen“ sagte Brandl. „Ein
Schönheitsfehler ist allerdings die der EU eingeräumte Rege-
lungskompetenz für Dienstleistungen der Daseinsvorsorge. Das
lehnen wir ab.“

Der EU-Verfassungstext sieht eine entscheidende Stärkung
der Städte und Kommunen in Europa vor. Dies drückt sich vor
allem aus durch:
1. die ausdrückliche Achtung des Rechts der kommunalen
Selbstverwaltung;
2. die Einbeziehung der Kommunen in die Subsidiaritätsprü-
fung und eine deutliche Stärkung des Subsidiaritätsprinzips mit
einer klaren Kompetenzordnung;
3. den Ausbau der Konsultation der Kommunen in Europa;
4. die Verschaffung eines eigenen Klagerechts des Ausschuss
der Regionen vor dem Europäischen Gerichtshof bei Verletzung
der kommunalen und regionalen Rechte;
5. die Einführung von Folgeabschätzungsverfahren, vor allem
mit Blick auf die administrativen und finanziellen Folgen der
EU-Gesetzgebung und Politik auf die kommunale Ebene.

Die EU-Verfassung geht nun in die Ratifizierungsverfahren in
allen 25 EU-Mitgliedstaaten. Mit einem Inkrafttreten der eu-
ropäischen Verfassung ist nicht vor dem Jahr 2007 zu rechnen. 

40 Jahre für die Bildung
Siegfried Kett als 1. Vorsitzender des 

Bayerischen Volkshochschulverbandes verabschiedet

Nach neun Jahren Vorstandsarbeit für die größte Landesorga-
nisation der Erwachsenenbildung wurde kürzlich Siegfried Kett
als 1. Vorsitzender des Bayerischen Volkshochschulverbandes
(bvv) in italienischem Ambiente im Herzen Münchens von OB
Josef Deimer feierlich verabschiedet.

OB Deimer betonte in seiner
Laudatio als Präsident des bvv
die Weitsicht und Zielstrebigkeit
Ketts, mit welcher er trotz der
schwierigen Zeiten knapper Kas-
sen unbeirrt voranschritt, um das
„Lebenslange Lernen“, von des-
sen hohem Wert und der Not-
wendigkeit alle Welt spricht,
voranzutreiben.

Unter den geladenen Gästen
war der Staatssekretär im
Bayerischen Staatsministerium
für Unterricht und Kultus, Karl
Freller, der Kett in seinem
Grußwort für dessen besondere
Verdienste um die Belange der
Bildung dankte. Staatsministerin
Monika Hohlmeier ließ eben-
falls ihre Anerkennung für Ketts

großes Engagement für die Er-
wachsenbildung aussprechen.

In den vergangenen 40 Jahren
hatte Kett vielfältige berufliche
und ehrenamtliche Ämter und
Aufgaben übernommen. So wur-
de beispielsweise das Bildungs-
zentrum Nürnberg unter seiner
Leitung zu einer der führenden
Einrichtungen der Erwachsenen-
bildung in Bayern. Weiterhin
setzte er sich stark für das Kul-
turwesen in der Stadt Nürnberg
ein. Noch heute ist Kett Vorsit-
zender des Beirats der Akademie
für Politische Bildung in Tut-
zing, Vorsitzender des Landes-
beirats für Erwachsenenbildung
und Mitglied im Bayerischen
Landesschulausschuss. ?

Staatssekretär Karl Freller mit Siegfried Kett. ?

Bayerischer Städtetag:

Unzufrieden über 
Kommunalrechtsänderungen

Vorgesehene Regelungen schränken Selbstverwaltung ein 

Auf Kritik beim Vorstand des Städtetags stieß der
von der Staatsregierung vorgelegte Entwurf zur Än-
derung des Kommunalrechts. Die meisten Regelun-
gen erfüllten nicht die Erwartung an eine kommunal-
freundliche Gesetzgebung. Zum Teil werde die Selbst-
verwaltung eingeschränkt. Vermeintlich kommunal-
freundliche Regelungen greifen zu kurz.

Einer der Kernpunkte des Ge-
setzentwurfs ist die Verpflich-
tung der Gemeinden, das Risiko
bei der Führung der Haushalts-

wirtschaft zu minimieren. Das
klingt auf den ersten Blick ver-
nünftig, entpuppt sich aber als
unnötige Gängelung der Städte.

„Innovative Finanzierungsin-
strumente wie Cross-Border-
Leasing-Geschäfte werden zu-
nächst als unzulässige Risikoge-
schäfte eingestuft“, ärgert man
sich in der Münchner Pranner-
straße. Die Kommune müsse im
Einzelfall nachweisen, dass mit
dieser Finanzierungsart kein Ri-
siko verbunden ist, wenn sie die-
ses Finanzierungsinstrument an-
wenden will. Sale-and-lease-
back-Geschäfte auf der Basis
von Erbschaftsteuermodellen
sollen gleich ganz verboten wer-
den. Die Städte wehren sich ge-
gen solche Einschränkungen der
kommunalen Selbstverwaltung.
Kein anderes Bundesland habe
bisher vergleichbare Regeln er-
lassen.

Auch die Absicht der Staatsre-
gierung, die EU-Stabilitätskrite-
rien für die Kommunen durch
Landesrecht für verbindlich zu
erklären, hält man für überflüs-
sig. Die Kommunen seien durch
Bundesrecht ohnehin verpflich-
tet, diese Kriterien einzuhalten.
Deregulierung bedeute auch,
überflüssige Vorschriften gar
nicht erst zu erlassen.

Mehr Spielraum 
beim Personal gefordert

Die im Gesetzentwurf vorge-
sehene Änderung des Angemes-
senheitsgebots für die Arbeitsbe-
dingungen und Vergütungen der
kommunalen Arbeitnehmer grei-
fe zu kurz. Kommunalfreundlich
erscheine zunächst, dass die en-
ge Bindung der Kommunen an
die Tarifverträge gelockert wer-
den solle und künftig eine un-
tertarifliche Bezahlung ermög-
licht werde. Allerdings werde
gleichzeitig eine über- oder
außertarifliche Bezahlung durch
die Kommunen ausgeschlossen.
„Damit wird eine vermeintlich
kommunalfreundliche Regelung
ins Gegenteil verkehrt“ heißt es
im Informationsbrief des Städte-
tags. Im Interesse einer Deregu-
lierung erwarten die Städte, dass
das Angemessenheitsgebot er-
satzlos gestrichen wird.

Begrüßt wird, dass künftig
von kommunalen Zweckverbän-
den auch Aufgaben im Auftrag
von Kommunen durchgeführt
werden, die nicht Mitglied im je-
weiligen Zweckverband sind.

Positiv sehen die Städte auch
die vorgesehene Erleichterung
der Kreditaufnahme in Fällen
der vorläufigen Haushalts-

führung wegen nicht genehmig-
ter Haushaltssatzungen. Aller-
dings weisen die Städte darauf
hin, dass damit ihre Haushalts-
probleme nicht gelöst werden
können. Der kommunale Spit-
zenverband fordert hierzu eine
Reform der Gemeindefinanzen
„verbunden mit einer Revitali-
sierung der Gewerbesteuer“.

Die Zulassung der Zweitwoh-
nungssteuer werde vor allem von
den Fremdenverkehrsorten mit
Beifall bedacht. Bedauerlich sei
jedoch, dass sich die weiterge-
hende Erwartung der Kommu-
nen, das Verbot der kleinen Ge-
meindesteuern zu streichen,
nicht zu erfüllen scheint. Zwar
habe sich der CSU-Landtags-
fraktionsvorstand zunächst mit
knapper Mehrheit für die Rück-
nahme des Verbots ausgespro-
chen. Letztlich war der Wider-
stand aus der CSU-Fraktion und
der Wirtschaft aber zu stark, um
das gemeindliche Steuerfin-
dungsrecht wieder unge-
schmälert zuzulassen. ?

Innenminister Beckstein: 

IuK zentral
verwaltet
Zentrale Leitstelle für 

Informations- und 
Kommunikationstechnik

nahm Arbeit auf
Die Zentrale Leitstelle für die

Informations- und Kommunika-
tionstechnik (IuK) im Staatsmi-
nisterium des Innern nahm An-
fang Juli ihre Arbeit auf. „Damit
haben wir eine zentral verant-
wortliche Stelle für die gesamte
IuK-Strategie der staatlichen
Verwaltung geschaffen. Bayern
leistet einen wichtigen Beitrag
für die zukunftsorientierte Ent-
wicklung der IuK, die insbeson-
dere auch den Anforderungen
von eGovernment gerecht wer-
den muss. Eine zentrale Steue-
rung ist auch besonders wichtig
für einen wirtschaftlichen Ein-
satz der Haushaltsmittel“, so In-
nenminister Dr. Günther Beck-
stein. Wesentliche Aufgaben die-
ser Stelle sind die Definition von
Zielen, Strukturen und Prioritä-
ten des IuK-Einsatzes für die ge-
samte staatliche Verwaltung, so-
wie die notwendige Abstim-
mung mit dem Bund, den Län-
dern und Kommunen. ?
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jüngst hat die die rot-grüne
Mehrheit im Bundestag er-
neut die Änderung des Kin-
der- und Jugendhilferechts
mit teilweise fadenscheinigen
Begründungen abgelehnt. 

Offenbar kann und will
man dort nicht verstehen,
dass die ständigen Kosten-
steigerungen in diesem Be-
reich die Kommunen immer
mehr in einen finanziellen
Engpass geraten lassen. Än-
derungsvorschläge seitens
der kommunalen Spitzenver-
bände liegen seit Jahren vor.
Geschehen tut aber nichts.
Mit einer ein-
fachen gesetz-
geberischen
M a ß n a h m e
wäre den Kom-
munen gehol-
fen, ohne dass der Bund be-
lastet wäre. Einfacher geht es
eigentlich nicht!

Dabei weiß jeder einiger-
maßen informierte Politiker,
dass die sozialen Leistungs-
gesetze und Standards in ei-
ner nicht mehr wachsenden
Volkswirtschaft auch nicht
gehalten werden können. Die
Ausgaben der Öffentlichen
Hände müssen den Einnah-
men angepasst werden, nicht
umgekehrt. Dies ist eigent-
lich ein Grundprinzip einer
jeden vernünftigen Finanz-
wirtschaft. 

Dass dies in Berlin, zumin-
dest bezogen auf die Kommu-
nen, nicht gesehen wird, ist
völlig unverständlich. Aber
dort sieht man ja so manches
nicht. 

Die aktuelle
Haushaltsbe-
ratung ist
dafür das bes-
te Beispiel.
2003 wurde

ein Haushaltsentwurf mit 18
Mrd. Euro Neuverschuldung
vorgelegt, heraus kamen
schließlich 38 Mrd. Jetzt sind
22 Mrd. Euro Neuverschul-
dung für das kommende Jahr
eingeplant. So recht glaubt
daran niemand, am allerwe-
nigsten wohl der Bundesfi-
nanzminister selbst.

KolumneGZ Luitpold Braun

Ausgaben müssen
den Einnahmen 

angepasst werden

Erinnerung an „ersten Weltkrieg der Neuzeit“:

Weg des Friedens fortsetzen
Ministerpräsident eröffnet große Ausstellung zum Gedenkjahr „1704 - 2004“ 

Höchstädt (jdt). Europäische Geschichte geschrieben, mit teil-
weise weltweiten Auswirkungen, hat die Schlacht von Höch-
städt/Blindheim am 13. August 1704. Erster Höhepunkt des Ge-
denkjahres „1704 - 2004“ war die Eröffnung der großen Aus-
stellung „Brennpunkt Europas 1704 - Die Schlacht von Höch-
städt / The Battle of Blendheim“ im Höchstädter Schloss durch
den Schirmherrn, Ministerpräsident Dr. Edmund Stoiber. Die
Entscheidungsschlacht des Spanischen Erbfolgekrieges in der
Donauebene östlich und nördlich von Höchstädt brachte über
100.000 Soldaten von vier Armeen auf einer Front von sieben Ki-
lometern in erbitterte und blutigste Kämpfe. 

Der britische Feldherr John
Churchill, erster Herzog von
Marlborough, und Prinz Eugen
von Savoyen, der kaiserliche
Oberbefehlshaber, bezwangen

11.000 Franzosen in Gefangen-
schaft kamen und dazu viele de-
sertierten. 

Höchstädt hatte zu dem Groß-
ereignis sein „Festgewand“ mit

Bissingen schritten prominente
Ehrengäste aus acht Ländern
über einen roten Teppich zur
Stadtpfarrkirche Mariä Himmel-
fahrt. Mit Beifall der zahlreichen
Zuschauer begrüßt wurden Mi-
nisterpräsident Dr. Edmund Stoi-
ber und seine Frau Karin, der
elfte Herzog von Marlborough,
John George Vanderbilt H. Spen-
cer-Churchill (Nachfahre des
siegreichen Feldherrn von
1704), Finanzminister Dr. Kurt
Faltlhauser, Herzog Franz von
Bayern, Moritz Fürst zu Oettin-
gen-Wallerstein, Albert Graf
Fugger von Glött, Michael Prinz
von Preußen und weitere An-
gehörige des Hochadels. Der
Applaus galt auch dem Bezirks-
tagspräsident Jürgen Reichert,
dem schwäbischen Regierungs-
präsidenten Ludwig Schmid, Po-
litikern, Wissenschaftlern und
ranghohen Militärs. 

Ökumenisches Gebet

Das „Ökumenische Friedens-
gebet“ in der Pfarrkirche sah am
Altar vereint Regionaldekan
Monsignore Gottfried Fellner,
Regionaldekanin Gabriele Bur-
man und Stadtpfarrer Marko
Cvitkusic. Aufgefordert wurde
von der Geistlichkeit, das hohe
Gut des Friedens zu bewahren,
die 10 Gebote Gottes als Spielre-

kulturelles Zentrum an der obe-
ren Donau gestaltet. Die Ausstel-
lung über die Schlacht von 1704
setze dafür Zeichen. Dem Bezirk
Schwaben dankte der Finanzmi-
nister dafür, dass er bereits vor
zwei Jahren den Museumsbe-
trieb aufgenommen und in die-
sen Jahr sein „Forum für Schwä-
bische Geschichte“ in den Dienst
des gemeinsamen Vorhabens ge-
stellt habe. Die Anerkennung
wurde ausgedehnt auf das
Bayerische Armeemuseum in In-
golstadt. Es habe Wissen und
Bestände in die Ausstellung ein-
gebracht. Den Dank dehnte
Faltlhauser aus auf das Staatliche
Hochbauamt Augsburg und die
Bayerische Schlösserverwal-
tung, die mit einem ungewöhnli-
chen Kraftakt die Ausstellung
geplant und aufgebaut und die
Bauarbeiten kenntnisreich und
engagiert betreut habe.

Eine Dauerausstellung

Staatsminister Dr. Faltlhauser
betonte, dass die Ausstellung in
ihren Kern in den kommenden
Jahren als Dauerausstellung
weitergeführt werden solle. Die-
se werde der Region neue Im-
pulse geben („... und ausstrahlen
nach Europa und den Völkern
zeigen, dass sie sich über den
Schlachtfeldern der Vergangen-
heit die Hand reichen können ...
in eine konfliktfreie Zukunft“).
Hohes Lob spendete das Kabi-
nettsmitglied den Ausstellungs-
machern, dem Leiter der Mu-
seumsabteilung der Schlösser-
verwaltung, Dr. Johannes Erich-

Der Festakt zur Eröffnung der Ausstellung „Brennpunkt Eu-
ropas 1704, die Schlacht von Höchstädt/The Battle of Blend-
heim“ fand in der Stadtpfarrkirche Höchstädt statt. Während
des „Ökumenischen Friedensgebetes“ (v. l.): Schirmherr Mini-
sterpräsident Dr. Edmund Stoiber, Karin Stoiber, Finanzmini-
ster Professor Kurt Faltlhauser, Sybille Faltlhauser, Bürger-
meisterin Hildegard Wanner, Bezirkstagspräsident Jürgen
Reichert. Bild: -jdt-

mit ihren rund 52.000 Mann die
als unbesiegbar geltende franzö-
sische Armee des „Sonnenkö-
nigs“ Ludwig XIV und die ver-
bündeten Bayern des Kurfürsten
Max Emanuel. Letztere verfüg-
ten über etwa 56.000 Soldaten.
Die Entscheidung brachte ein
Überraschungsangriff der Eng-
länder bei Blindheim, wo allein

internationalen Fahnen- und
Fähnchenschmuck, angelegt.
Unter den Klängen der von Eu-
gen Götz dirigierten Musikka-
pelle Lutzingen, die Gustav Lei-
terers „Schwabengruß“ intonier-
te, und dem krachenden Salut
der von Hauptmann Karl Heider
befehligten Vorderladerschützen
des Schützenvereins „Kesseltal“

Vor einem „Englischen Kavalleristen“ vom Cadogan’s Regi-
ment of Horse und einer leichten bayerischen Kanone in der
Sonderausstellung „Brennpunkt Europas 1704“ im Schloss
Höchstädt (v. l.): Bürgermeister Wilhelm Gumpp, Blindheim,
Bezirksheimatpfleger Dr. Peter Fassl, 2. Bürgermeister Alois
Lutmayr, Gemeinderat Josef Lang, beide Blindheim, das Ehe-
paar Christa und Charles Parcons, Heimatforscher Erwin May-
er, Blindheim. Bild: -jdt-

geln zu betrachten für ein Leben
in Frieden und Menschenwürde
und das „Böse zu überwinden
durch das Gute“. Karin Stoiber
entzündete eine große „Friedens-
kerze“. Die Neue Hofkapelle
München, unter Leitung von
Christoph Hammer, erntete viel
Beifall für die festliche musikali-
sche Umrahmung.

Für die Zukunft lernen

Der Bayerische Staatsminister
der Finanzen, Professor Dr. Kurt
Faltlhauser, stellte in seiner Be-
grüßungsansprache heraus,
welch ein bedeutsames Zeichen
das vorangegangene Friedensge-
bet sei. Angesichts der vielen To-
ten im Jahr 1704 bestehe kein
Anlass zum Feiern, sondern zur
Nachdenklichkeit („....wir müs-
sen aus dieser Vergangenheit für
die Zukunft lernen“). Den Blick
auf das Schloss Höchstädt rich-
tend, verwies Dr. Faltlhauser
darauf, dass nach langer Ver-
nachlässigung während unter-
schiedlicher Nutzungen der Frei-
staat Bayern rund 30 Millionen
Euro in das Bauwerk gesteckt
habe, um es als bedeutendes hi-
storisches Denkmal zu erhalten.
In Zusammenarbeit mit dem Be-
zirk Schwaben habe man ein

sen (für geradezu unglaublichen
persönlichen und zeitlichen Auf-
wand), Katharina Heinemann
und Dr. Barbara Beck. Dem
Landtag dankte Dr. Faltlhauser
dafür, dass er es ermöglichte,
das Schloss in alter Pracht wie-
der entstehen zu lassen. 

Reiches Erbe

Mit Stolz könne Bayern auf
seine 1500jährige Geschichte
zurückblicken, doch müsse die-
ses reiche Erbe auch aufbereitet
werden, dies stellte Ministerprä-
sident Dr. Edmund Stoiber in
seiner Festansprache besonders
heraus: „Wir Bayern begreifen
uns als einen geschichtsbewus-
sten Menschenschlag. Aus unse-
rem historischen Selbstverständ-
nis heraus beziehen wir auch un-
ser Staatsbewusstsein, unsere Ei-
genständigkeit und unseren Wil-
len, uns in Deutschland, in Euro-
pa und der Welt zu behaupten“.
Geschichte sei ein unverrückba-
rer geistiger Besitz. Dazu gehöre
auch die Erinnerung an die
Schlacht am 13. August 1704.
Dr. Stoiber erinnerte an die rund
25000 Toten und Verwundeten
jenes Tages. Dabei habe es sich
um einen Teil des großen eu-
ropäischen Ringens von 1701

bis 1714 gehandelt. Wobei es um
Vorherrschaft und Einfluss in
Europa und Übersee gegangen
sei. Den politischen Rahmen je-
ner Konflikte umreißend, brach-
te der Ministerpräsident die
Sprache auf den Satz von Win-
ston Churchill, die Schlacht von
Blendheim (Blindheim) - Höch-
städt, mit dem Sieg seines Ahnen
John Churchill sei die „politische
Achse der Welt verschoben wor-
den“. Der damit verbundene
Aufstieg Englands, auch in
Übersee, habe weltweit Handels-
und Einflussachsen verändert.

Zutreffend sei der Spanische
Erbfolgekrieg als „erster Welt-
krieg der Neuzeit“ bezeichnet
worden, merkte Dr. Stoiber an.
Der Traum vom „Ewigen Frie-
den“ habe als 1712 vorgelegtes
Modell des französischen Den-
kers Abbe de Saint-Pierre Spott
geerntet. Die Zeit sei noch nicht
reif dafür gewesen. Doch gehe
die heutige Europäische Union
als Garant für Frieden, Freiheit
und Menschenrechte in weiten
Teilen auf St. Pierre zurück. Die
Ausstellung im Schloss Höch-
städt nannte der bayerische Re-
gierungschef eine Mahnung, den
seit fast 60 Jahren erfolgreich ge-
lebten Weg des Friedens und der
Völkerverständigung fortzuset-
zen. Einen besonderen Dank
zollte Stoiber dem obersten Chef
der Verwaltung der bayerischen
Schlösser und Seen, Dr.
Faltlhauser, für sein tatkräftiges
Wirken.

Reichert 
dankte dem Freistaat

Bezirkstagspräsident Jürgen
Reichert sprach von einem „mit
großer Freude erfüllten Tag“, die
positive Entwicklung im Schloss
herausstellend, ebenso das be-
sondere Engagement des Bezir-
kes für diesen wesentlichen
Standort für die Kulturarbeit in
Schwaben. In einer Zeit größter
Haushaltsnot seien die Ansätze
für Kulturausgaben beim Bezirk
von fast 7,1 Millionen Euro auf
rund 5,8 Millionen Euro redu-
ziert worden. Entscheidend mehr
gehe nicht. In den vielseitigen
Dank schloss Reichert den Frei-

staat ein für „sein überaus großes
Engagement für das Schloss
Höchstädt“, aber u. a. auch Stadt
und Landkreis.

Einen Staatsempfang im
Schloss beendete den Festtag.
Die in 12 Abteilungen geglieder-
te Ausstellung birgt zahlreiche
Exponate aus dem In- und Aus-
land, Dokumente, Gemälde,
Waffen und andere Hinterlassen-
schaften vom Schlachtfeld. Die
Öffnungszeiten sind bis 7. No-
vember täglich von 9 bis 18 Uhr
(außer Montag). 

„Historische Tage“ finden
vom 5. bis 15. August in Höch-
städt, Blindheim und Umgebung
statt. ?

E.ON Bayern als Mäzen im Freistaat:

„Kulturpreis Bayern“
Jährlich 150.000 Euro für Kunst und Wissenschaft 

In enger Partnerschaft mit dem Bayerischen Staatsmini-
sterium für Wissenschaft, Forschung und Kunst hat die in
Regensburg ansässige E.ON Bayern AG den „Kulturpreis
Bayern“ ins Leben gerufen. Damit dehnt der regionale En-
ergiedienstleister den traditionellen und seit dem Jahr
1959 bestehenden Kulturpreis Ostbayern auf sein gesam -
tes Vertriebsgebiet aus. 

Erstmals wird der Kulturpreis Bayern im Jahr 2005 verlie-
hen. Die Auszeichnung ist mit insgesamt 150.000 Euro dotiert
und wird jährlich für bedeutendes künstlerisches Wirken in
den bayerischen Regionen und herausragende Leistungen an
den bayerischen Hochschulen verliehen.

„Wir wollen damit einen Beitrag zum Erhalt kultureller
Vielfalt leisten“, erklärte der Vorstandsvorsitzende der E.ON
Bayern AG, Dr. Peter Deml, im Rahmen der Vorstellung des
Kulturpreises Bayern. „Zugleich schaffen wir eine Bühne für
die Kunst und Wissenschaft unserer Region“. Schirmherr für
den Kulturpreis Bayern ist der Bayerische Staatsminister für
Wissenschaft, Forschung und Kunst, Dr. Thomas Goppel. Der
Wissenschaftsminister verwies in diesem Zusammenhang auf
die gesellschaftliche Verantwortung der Wirtschaft. E.ON
Bayern trage mit dieser Initiative sowohl zur Bewahrung kul-
tureller und traditioneller Werte, als auch zur Förderung der
Kunst und Wissenschaft bei. 

Der Kulturpreis Bayern zeichnet sowohl die Kunst, als auch
die Wissenschaft aus. Eine unabhängige Jury wird jeweils ei-
nen Künstler aus den Regionen Oberfranken, Unterfranken,
Oberpfalz, Niederbayern und Oberbayern auszeichnen. Eben-
so werden die besten Absolventen und Doktoranden der Fach-
hochschulen und Hochschulen die in direktem Bezug zum
Vertriebsgebiet der E.ON Bayern stehen mit dem Kulturpreis
Bayern ausgezeichnet. Dabei handelt es sich neben den vier
staatlichen Kunsthochschulen um die Universitäten Bamberg,
Bayreuth, Erlangen-Nürnberg, LMU München, TU München,
Passau, Regensburg, Würzburg und Eichstätt. Zudem erhalten
die besten Absolventen folgender Fachhochschulen den Kul-
turpreis Bayern: Amberg-Weiden, Aschaffenburg, Coburg,
Deggendorf, Hof, Ingolstadt, Landshut, München, Regens-
burg, Rosenheim, Weihenstephan, Würzburg-Schweinfurt und
Nürnberg. Einen Sonderpreis vergibt das Bayerische Staatsmi-
nisterium für Wissenschaft, Forschung und Kunst.

Die E.ON Bayern AG ist mit zwei Milliarden Kunden, einen
Umsatz von 2,4 Milliarden Euro und einem Stromabsatz von
rund 30 Milliarden Kilowattstunden Deutschlands größter re-
gionaler Energiedienstleister. ?

Bayerische Exporte
gefragter denn je

Die bayerische Exportwirt-
schaft bleibt auf dem Höhenflug
der vergangenen Jahre. Im ersten
Quartal dieses Jahres sind die
Ausfuhren im Vorjahresver-
gleich um 8,3 Prozent auf 28,4
Milliarden Euro angestiegen.
Die Exportquote der bayerischen
Industrie kletterte zu Jahresbe-
ginn auf 45 Prozent. „Bayerische
Produkte sind international ge-
fragter denn je“, stellte Bayerns
Wirtschaftsminister Otto Wies-
heu fest. Da von Januar bis März
die Einfuhren um 1,9 Prozent
auf 21,9 Milliarden Euro zurück-
gingen, nahm der Ausfuhrüber-
schuss Bayerns gleichzeitig um
2,6 Milliarden auf 6,5 Milliarden
Euro zu. Wichtigster Partner
bleibt nach wie vor die USA.
Am stärksten expandiert der
Handel mit China.

Den elften Exportrekord des
Freistaats in Folge hält Wiesheu
für „gut möglich“. Dafür spreche
auch, dass sich die Dynamik des
bayerischen Auslandsgeschäfts
gerade zum Quartalsende deut-
lich beschleunigt habe. Wiesheu
verwies darauf, dass Bayern im
März mit einem Plus von rund
17 Prozent erstmals seit einem
Dreivierteljahr wieder einen
zweistelligen Zuwachs verzeich-
nen konnte. Zweistellig waren
zuletzt auch die ausländischen
Auftragseingänge in der bayeri-
schen Industrie. ?
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GZ-Interview mit Franz Reisbeck, Vorsitzender der GHM-Geschäftsführung:

Neue Zielgruppen akquirieren
Mit hochspezialisierten Dienstleistungen das Handwerk unterstützen

Auf vielfältige Weise ist die Gesellschaft für Handwerksmessen
(GHM) mit den Kommunen verbunden. Die gemeinsamen In-
teressen beziehen sich sowohl auf die Inhalte der verschiedenen
Veranstaltungen, wie auch auf positive wirtschaftliche Auswir-
kungen auf die Region. Mit Franz Reisbeck, der als Vorsitzen -
der der GHM-Geschäftsführung zurückgekehrt ist, sprach An-
ne-Marie von Hassel.

GZ: Gehen Sie als alter, neu-
er Chef auf neue Ziele zu? 

Reisbeck: Wie heißt es so
schön: „Jedem Anfang wohnt
ein Zauber inne“ - selbst jedem
Neuanfang. Ich wusste ja, was
auf mich zukommt, da ich die
GHM-Mannschaft kenne und um
ihre Kompetenz und Schlagkraft
weiß. Das ist schon deswegen
von Vorteil, weil sich die Markt-
situation in den vergangenen
Jahren deutlich verschlechtert
hat. Der Wettbewerbsdruck hat
enorm zugenommen, ebenso
fand bedauerlicherweise ein ge-
wisser Auszehrungsprozess im
Bestand unserer Betriebe sowie
bei den Arbeits- und Ausbil-
dungsplätzen statt. Da hilft aber
alles Klagen nichts, letztlich hel-
fen nur Vorwärtsstrategien. Ich
denke dabei an unsere Messen
für das Handwerk und des
Handwerks, die eine enorm
wichtige Funktion haben.

GZ: Wie sieht die Struktur
der GHM aus? Sie ist ja ei-
gentlich eine Tochter der Mün-
chner Messegesellschaft ...? 

Reisbeck: Nein, ist sie nicht.
Wir legen großen Wert darauf,
kein Anhängsel der Messe Mün-
chen zu sein. Unsere Gesell-
schafter sind öffentlich-rechtli-
che Organisationen des Hand-
werks, zuvörderst die Hand-
werkskammer für München und
Oberbayern. Ein Drittel der An-
teile liegt beim Zentralverband
des Deutschen Handwerks und
der Rest beim Bayerischen
Handwerkstag. Wir sind also
keine örtlich gebundene Messe-
gesellschaft wie die Messe Mün-
chen und wir sind stolz auf unse-
re Eigenständigkeit. Vor allem
sind wir mit unseren Aktivitäten
nicht an einen Ort gebunden,
sondern können auch an ande-
ren Plätzen be- oder entstehende
Messebedürfnisse des Hand-
werks und ähnlichen Einrichtun-
gen aufnehmen.

GZ: Apropos andere Orte:
Die GHM ist an verschiedenen
Plätzen in Bayern präsent,
aber auch international tätig.
Können Sie Beispiele nennen? 

Reisbeck: Da ist zunächst die
Ende April mit großem Erfolg zu
Ende gegangene IFH/IN-
THERM in Nürnberg. Diese alle
zwei Jahre stattfindende  Fach-
messe für das Sanitär-, Hei-
zungs- und Klimagewerbe trifft
nicht nur in Süddeutschland auf
Interesse, sondern strahlt auch
auf neue Länder wie Thüringen
und Sachsen aus. Für Verant-
wortliche aus dem Gemeindebe-
reich, z.B. der Bauverwaltung,
ist sie von großer Wichtigkeit:
Sie stellt jeweils den neuesten
Stand der Technik, zum Beispiel
im Heizungsbereich, vor, ebenso
beschäftigt sie sich mit wasser-
sparenden Techniken und dem
Thema Sanitärausrüstung. Dies
alles sind Fragestellungen, die
bei der Sanierung im Gebäu-
debestand der Kommunen eine
große Rolle spielen - man denke
nur an Kindergärten oder Pfle-
geheime. Dazu bieten wir eine
sehr starke solar- und regenera-
tive Komponente, die zunehmend
an Bedeutung gewinnt. 

GZ: Stichwort Neuheit:
Nächstes Jahr wird die GHM
auch am Messeplatz Leipzig
tätig sein...

Reisbeck: So ist es. Dort wird
die DACH+WAND stattfinden,
wobei die Messe Leipzig das
Gelände stellt, der Zentralver-
band des Deutschen  Dach-
deckerhandwerks der Träger der
Veranstaltung ist, und die Ge-

sellschaft für Handwerksmessen
sie durchführen wird. Auf inter-
nationaler Ebene ist die Bakery
China, eine Messe für das Back-
gewerbe, zu nennen, die im Mai
in Shanghai über die Bühne
ging. Hintergrund dieser Veran-
staltung ist eine enge Zusam-
menarbeit zwischen dem Zen-
tralverband des Deutschen
Bäckerhandwerks und dem chi-
nesischen Bäckerverband. Es ist
im Übrigen grundsätzlich so,
dass der Zuwachs bei unseren
Messen im Wesentlichen aus
dem Ausland gespeist wird. 

GZ: Welche weiteren inter-
nationalen Messen veranstal-
tet die GHM ? 

Reisbeck: Wenn wir im Fach-
messebereich bleiben, so wäre
hier zunächst die FARBE zu nen-
nen - eine Veranstaltung für das
Maler- und Lackiererhandwerk,
vor allem aber auch für Planer
und Architekten sowie Bauver-
antwortliche in den Kommunen,
wo die Farbigkeit bekannter-
maßen eine große Rolle spielt.
Bei der jüngsten Durchführung
der Messe im Jahr 2002 bot die
GHM den Fachbesuchern der
FARBE eine sehr schöne „archi-
tektour“ durch München an, die
auf große Resonanz stieß. Da-
mals wurden neue interessante
und farbige Stadtquartiere vor-
gestellt. Ein zweites Schwer-
punktthema, das weniger augen-
fällig ist, ist das der Wärmedäm-
mung oder der Sanierung von
Beton. Hier sind manche Sünden
aus der Vergangenheit zu repa-
rieren. 

GZ: Könnte man nicht die
Zusammenarbeit mit den
kommunalen Entscheidungs-
trägern, gerade was die Mes-
sen FARBE und DACH+
WAND anbelangt, intensivie-
ren - zum Beispiel in Form von
Podiumsdiskussionen, zu de-
nen man die Rathäuser gezielt
einlädt?

Reisbeck: Diesen Vorschlag
greife ich gerne auf. Wir haben
in der Vergangenheit in dieser
Richtung aber schon sehr viel
getan, zum Beispiel bei der 
FARBE eine eigene Veranstal-
tung für die Entscheider in den
Wohnungsbaugesellschaften,
Genossenschaften und Kommu-
nen aus der Taufe gehoben. Bei
der Frage der Stadtplanung ha-
ben wir auch immer wieder An-
satzpunkte zu unseren hand-
werklichen Messen gesehen. Ich
könnte mir auch gut vorstellen,
dass wir unter dem Aspekt der
neugefassten Energieeinsparver-
ordnung verstärkt kommunale
Entscheidungsträger in die Mes-
sen einladen -  am besten im Zu-
ge der Rahmenprogramme.

GZ: Sie pflegen auch Part-
nerschaften, kooperieren mit
vielen Partnerregionen - ich
denke da insbesondere an die
Heim+Handwerk sowie die
IHM. 

Reisbeck: Wir haben in loser
Folge immer wieder Partner-
schaften der Stadt München ge-
nutzt, um interessante Themen
auf das Münchner Messegelände
zu transportieren. So befassten
wir uns mit Harare, Sapporo und
Edinburgh, setzten uns aber
auch mit der Region Südtirol
auseinander, die sehr eng mit
Bayern verbunden ist. Zudem
haben wir die Bretagne vorge-
stellt, die eine entsprechende
Partnerschaft auf Handwerkse-
bene vorzuweisen hat. 

GZ: Nun haben Sie in erster
Linie Partnerschaften der
Stadt München aufgeführt.

Könnte man nicht auch Städte
wie Augsburg, Würzburg oder
Nürnberg mit ihren Freund-
schaften berücksichtigen?     

Reisbeck: Wir sind sehr offen,
müssen aber natürlich die Inter-
essenlagen der Region berück-
sichtigen, in der wir arbeiten. 

GZ: Die GHM veranstaltet
Publikumsmessen ebenso wie
Fachmessen. Insgesamt ist die
wirtschaftliche Lage etwas
schwierig. Wie kann sie neue
Zielgruppen akquirieren -
auch für ihre Aussteller? 

Reisbeck: Wir machen Mes-
sen des Handwerks, die sich im
wesentlichen an den Endanwen-
der, aber auch an entsprechende
Profis richten können, und Mes-
sen für das Handwerk, bei denen
im wesentlichen die Ausrüsterfir-
men gefragt sind. Hier ist der

wuchsthematik im Handwerk ge-
zielt aufzubereiten. Hierzu
bemühen wir uns besonders auch
um Lehrer von Berufsfindungs-
klassen und Berufsschulen. 

GZ:  Ob in Traunstein oder
Aschaffenburg - bayernweit
finden Gewerbeschauen statt.
Dass es hier sich überschnei-
dende oder gar konkurrieren-
de Bereiche gibt, liegt ja wohl
auf der Hand?

Reisbeck: Viele dieser örtli-
chen Aktivitäten betrachten wir
durchaus argwöhnisch - aber
nicht aus Gründen unliebsamer
Konkurrenz. Im Gegenteil: Uns
geht es um Qualität, was für vie-
le dieser Schauen nicht gilt. Lei-
der findet sich immer wieder ein
örtlicher Bürgermeister oder
Landrat, der sich vor diesen
Karren spannen lässt. Unter den
Marktgegebenheiten denken wir,
dass die Kontaktqualität eines
Ausstellers auf der Heim+Hand-
werk oder der Internationalen
Handwerksmesse bei zugegebe-
nermaßen etwas höheren Beteili-
gungspreisen eine unvergleich-
lich bessere ist. Hinzu kommt,
dass man gerade in der Region
München, die bekanntermaßen
in punkto Kaufkraft bundesweit
an der Spitze liegt, eine potente-
re Kundschaft ansprechen kann
als vor der eigenen Haustür.

GZ: Worin liegt der Mehr-
wert Ihres Angebots für die
Wirtschaft, insbesondere für
das Handwerk? 

Reisbeck: Die Vielzahl und
Qualität der handwerklichen
Veranstaltungen in München
und Bayern sind ein echter 
Standortvorteil für das heimi-
sche Gewerbe. Hier kann man
sich mit wenig Aufwand jeweils
über den neuesten Stand im eige-
nen, aber auch im benachbarten
Gewerk informieren, Kontakte
im Bereich des zuliefernden und
ausrüstenden Gewerbes knüpfen
und neue Kundenbeziehungen
aufbauen. Seit einigen Jahren
bemühen wir uns zunehmend, ei-
ne Plattform für die Anbahnung
von Kooperation zu sein. Es
wird, wenn sich der Struktur-
wandel fortsetzt und der Bedarf
an Leistung aus einer Hand wei-
terhin wächst, vermehrt darauf
ankommen, leistungsfähige Netz-
werke von Handwerkern in Sze-
ne zu setzen. Die GHM hat dafür
gesorgt, dass solche Kooperatio-
nen erstmals mit einem Bayeri-
schen Staatspreis ausgezeichnet
werden können. Auch unterneh-
merische Konzepte können ge-
würdigt werden, die es ermögli-
chen, solche qualitativ hochste-
henden Leistungen aus einer
Hand anzubieten.

(Fortsetzung von Seite 1)
Rande in Frage“. Ohnehin seien
bislang wesentliche Reformim-
pulse im Baurecht aus der Ver-
waltung selbst gekommen. Sie
habe umfassende Schritte zur
Privatisierung etwa bei der Ver-
gabe technischer Planungslei-
stungen selbst initiiert. Und auch
die Fortschritte in den Bereichen
EDV und eGovernment wären
ohne das Engagement zahlrei-
cher Kolleginnen und Kollegen
überhaupt nicht denkbar. 

Reformimpulse müssen
von der Politik kommen

Laut Ehmann hätte man vor
diesem Hintergrund erwarten
können und müssen, dass die Po-
litik ihre eigenen Reformimpulse
fordernd an die Verwaltung her-
anträgt und von ihr verlangt,
Konzepte zu entwickeln. Dass
dies nicht geschehen ist, sei um-
so bedauerlicher. Der Dialog mit
den Betroffenen werde teilweise
„regelrecht gemieden“. 

Die Verwaltungsreform in
Bausch und Bogen ablehnen
wollte der VHBB-Vorsitzende
aber nicht. Ehmann begrüßte es
ausdrücklich, dass erstmals ernst-
haft darüber gesprochen wird, be-
stimmte Aufgabenfelder aufzuge-
ben. Dies entspreche einer alten
Forderung seines Verbandes, wo-
nach einem Personalabbau zuerst
ein Aufgabenabbau vorangehen
muss. „Wo dies Sinn macht, wel-
che Rahmenbedingungen zu be-
achten sind und vor allem welche
Zeitschiene die richtige ist“, be-
dürfe sicher jeweils einer intensi-
ven Diskussion. Der Ansatz an
sich sei jedoch richtig.

Nicht mehr 
behebbarer Schaden

Als „nicht mehr behebbaren
Schaden“ bezeichnete Ehmann
hingegen die Zerschlagung der
Einheitsforstverwaltung. Diese
Verwaltung hätte seiner Über-
zeugung nach „sehr wohl auch
den Anforderungen der nächsten
Jahre und Jahrzehnte voll ge-
recht werden können“. Gerade
deshalb sei es jedoch aller
Mühen wert, solche Geschehnis-
se die Ausnahme bleiben zu las-
sen. „In diesem Sinne stehen wir
als Gesprächs- und Diskussions-
partner weiterhin und mehr denn
je zur Verfügung“, bemerkte der
Vorsitzende.

Mit dem Thema „Privatisie-
rung - Grenzen, Risiken, Chan-
cen“ befasste sich die Fortbil-
dungsveranstaltung des VHBB.

Der verwaltungserfahrene Un-
ternehmensberater, Rechtsan-
walt Andreas Hilge (Rödl &
Partner) hob hervor, dass bei un-
geschickt angepackten Privati-
sierungen durchaus der notwen-
dige Einfluss der öffentlichen
Hand verloren gehen könne. 

Diese Gefahr werde seitens
der Politik bisweilen deutlich un-
terschätzt. Anhand von Beispie-
len belegte er, wie rasch eine pri-
vatrechtliche Gesellschaft dem
Einfluss beispielsweise einer
Kommune entgleiten kann und
beginnt, ein Eigenleben zu
führen, das den Interessen der
Kommune keineswegs in allen
Punkten entsprechen muss. Fer-
ner wies Hilge darauf hin, dass
es naiv sei, allein durch eine Än-
derung der Rechtsform eine bes-
sere Wirtschaftlichkeit erreichen
zu wollen. Es stimme auch nicht,
dass private Gesellschaften steu-
erlich günstiger dastünden als
die öffentliche Hand. Vielmehr
genieße die öffentliche Hand ei-
ne ganze Reihe von Steuerprivi-
legien. Diese kritischen Hinwei-
se sorgten erkennbar für eine ge-
wisse Ernüchterung. 

Ziele formulieren

Gleichwohl sprach sich Hilge
keineswegs generell gegen Pri-
vatisierungen aus. Sie würden
durchaus Sinn machen, wenn
man zunächst einmal formuliere,
welche Ziele man damit errei-
chen wolle und dann untersuche,
ob dies durch den Einsatz pri-
vatrechtlicher Rechtsformen
(GmbH, AG) besser möglich sei
als beim Handeln in öffentlich-
rechtlicher Rechtsform. Beson-
deren Wert legte er dabei auf die
fachliche und menschliche
Kompetenz der ins Auge gefass-
ten Geschäftsführung. Hierfür
müsse man entsprechende Per-
sönlichkeiten auswählen, die die
nötigen Fähigkeiten belegbar be-
sitzen. Oft sei es nicht empfeh-
lenswert, den bisher mit einer
Aufgabe Betrauten dann in einer
neu gegründeten Gesellschaft zu
deren Geschäftführer zu ma-
chen.

Rolle der Sparkassen

Rudolf Faltermeier, Vizepräsi-
dent des Sparkassenverbandes
Bayern, machte in deutlichen
Worten klar, welche wesentliche
Rolle die Sparkassen im Wirt-
schaftsgefüge des Freistaates
spielen. Wenn ihre Rolle nun-
mehr von interessierter Seite in
Frage gestellt werde, so liege

dies vor allem daran, dass sich
die Privatbanken in den letzten
Jahren teilweise regelrecht vom
Privatkunden und der mittelstän-
dischen Geschäftskundschaft ab-
gewandt hätten. Dies räche sich
nun. Solche Fehler hätten die
Sparkassen nie gemacht, deshalb
seien sie auch in der Fläche fest
verankert. Sie seien gut aufge-
stellt, um im Wettbewerb beste-
hen zu können.

Schrobenhausen auf 
den vorderen Plätzen

Thomas Schwarzbauer, Vor-
standsvorsitzender der Stadt-
sparkasse Schrobenhausen, zeig-
te exemplarisch anhand der
Stadtsparkasse Schrobenhausen
auf, welche Leistungen für die
Gesellschaft gerade auch eine
vergleichsweise kleine Sparkas-
se erbringen kann. Dabei ver-
säumte er nicht darauf hinzuwei-
sen, dass die Stadtsparkasse
Schrobenhausen beim Bench-
marking der Sparkassen in Bay-
ern regelmäßig auf zahlreichen
wichtigen Feldern vordere Plätze
belege. Besonders hob Schwarz-
bauer die kontinuierlichen und
intensiven Ausbildungsanstren-
gungen seines Instituts hervor.

Mittelständische Rezepte 

Mit der „Rolle des höheren
Beamten im Reformprozess“ be-
schäftigten sich Sönke Nissen
und Franz Winterer. Während 
ersterer in der Kommunikations-
und Politikberatung tätig ist, hat
sich Winterer als geschäfts-
führender Gesellschafter der
Steinbeis Temming Holding
GmbH einen Namen gemacht.

Nach Auffassung der beiden
Referenten können insbesondere
die Finanzprobleme des Staates
dadurch gelöst werden, dass Re-
zepte übernommen werden, die
sich im Mittelstand bewährt hät-
ten. Dazu gehöre es auch, auf
Aufgaben zu verzichten, die bei
näherer Betrachtung entbehrlich
seien. Diese Auffassung veran-
lasste die Zuhörer durchaus zum
Widerspruch. So wurde darauf
hingewiesen, dass dies außer-
halb der Kompetenzen der Be-
amtenschaft liege. Dies könne
nur die Politik bewerkstelligen.
In dieser Allgemeinheit wollten
die Referenten diese Aussagen
jedoch nicht gelten lassen. Gera-
de die höheren Beamten hätten
sehr wohl die Aufgabe, solche
Prozesse bei der Politik anzu-
stoßen und entsprechende Vor-
schläge zu machen. DK

Verwaltungsreform und ...

GZ: Wie sieht es denn mit
dem Mehrwert für die Regi-
on aus?

Reisbeck: Es ist auf alle Fälle
so - und das ist hinlänglich
durch ifo-Studien und andere
Untersuchungen belegt - dass
das Messewesen eine enorm
wirtschaftsfördernde Wirkung
auf die Region hat. Es gibt eine
Fülle von Gewerben die maß-
geblich von großen anziehungs-
kräftigen Messen profitieren. 

GZ: Ein Blick auf die GHM-
Website zeigt ihre wirklich
ausgezeichnete Vernetzung.
Hier bieten Sie den Ausstellern
und Besuchern einen hervor-
ragenden Service.

Reisbeck: Danke für das
Kompliment. Tatsächlich be-
greifen wir uns längst nicht
mehr als Vermieter von Qua-
dratmetern, sondern als Provi-
der einer hochspezialisierten
Dienstleistung, die sowohl Aus-
stellern als auch Besuchern zu-
gute kommen muss. Wir haben
in diesem Umfeld sehr viel ge-
tan. Wir vermitteln Unterkünfte
und sorgen für eine bequeme
Art der Anreise. Beispielsweise
schließt jede unserer Eintritts-
karten bzw. Ausstellerkarten die
freie Fahrt mit dem MVV ein.
Zudem bieten wir Service und
Sicherheitsleistungen. ?

Franz Reisbeck. ?

Handwerker sozusagen der
Fachbesucher. Seit langem be-
reits nehmen wir die Verände-
rungen am Markt auf und stellen
uns den neuen Gegebenheiten. 

Verstärkt versuchen wir seit ei-
nigen Jahren, unsere Messen für
den Betriebstypus kleines und
mittleres Unternehmen zu konfi-
gurieren, also nicht nur an klas-
sische, in der Handwerksrolle
eingetragene Handwerksbetrie-
be heranzutreten. Unser Flagg-
schiff, die Internationale Hand-
werkmesse, ist hierfür das ideale
Forum. Grundsätzlich ist es un-
ser Bestreben, verstärkt auf
Menschen in bestimmten Le-
bensphasen einzugehen. Mit spe-
ziellen Angeboten adressieren
wir an adäquate Zielgruppen -
ich denke hierbei an die alle zwei
Jahre stattfindende Internationa-
le Modelleisenbahnausstellung
(IMA), und die neue Gourmet-
veranstaltung FOOD & LIFE,
die vom 3. bis 5. Dezember par-
allel zur Heim+Handwerk statt-
findet. Ganz konkret wollen wir
auch der „Geiz ist geil“-Bewe-
gung entgegensteuern. Qualität
muss eindeutig Vorrang vor
Quantität haben. Diese Bot-
schaft wollen wir transportieren.

GZ: Wo gibt es denn noch
Potenzial, das Sie zu er-
schließen gedenken?

Reisbeck: Es wird ja immer
wieder behauptet, der Messeku-
chen sei verteilt. Von dieser The-
se halte ich nichts, weil der
Markt ständig in Bewegung ist.
Freilich können wir das Rad
nicht neu erfinden; wir bemühen
uns aber, unsere Zielgruppenar-
beit konsequent zu optimieren. So
versuchen wir beispielsweise, die
relativ schwer mobilisierbare
Gruppe der Architekten, Planer
und Ingenieurbüros verstärkt in
unsere Messen einzubeziehen.
Aber auch Fachbesucher aus den
Rathäusern erreichen wir bis-
lang in noch nicht  ausreichen-
dem Maße. Vor dem Hintergrund
der Ausbildungsplatzabgabe-
Diskussion versuchen wir der-
zeit, insbesondere die Nach-
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Bayerischer Sparkassentag 2004 in Passau:

Absurde Strukturdebatte
endlich beenden! 

Sparkassen als wichtigste Förderer des Mittelstands
„Der schnelle und möglichst hohe Gewinn kann nicht das allei-
nige Maß aller Dinge sein.“ Mit diesen Worten kennzeichnete
Dr. Siegfried Naser, Geschäftsführender Präsident des Spar-
kassenverbandes Bayern, beim Bayerischen Sparkassentag in
Passau die Linie der Sparkassen im Freistaat, eine nachhaltige
Geschäftspolitik zu betreiben, die auch beschäftigungswirksa-
me und strukturpolitische Inhalte berücksichtigt. Gleichwohl
hätten die Sparkassen in den vergangenen Jahren ihre Markt-
führerschaft im Privat- und Firmenkundengeschäft festigen
und ausbauen können, betonte Naser.

Vor über 800 Vertretern der 82
Sparkassen im Freistaat bekann-
te sich der Präsident ausdrück-
lich zur gesamtgesellschaftli-
chen Mitverantwortung der
Sparkassen. Jährlich werden von
den bayerischen Sparkassen ca.
30 Millionen Euro gespendet
und gestiftet. Naser verwies auch

schaftsverbandes Bayern, Wil-
helm Frankenberger, und führen-
den Vertretern des privaten
Bankgewerbes skizzierte der
Sparkassenpräsident ein Zu-
kunftsmodell für Bayern und sei-
ne Wirtschaft. Dieses beinhaltet
rechtlich und wirtschaftlich
selbstständige Sparkassen, die in

ausgerichteten Politik, mit der
die Menschen wieder erkennen
können, welche Investitionen
langfristig rentabel sind.“

Beispiel Passau

So wichtig es auch sei, immer
wieder auf diese Erfordernisse
hinzuweisen, um so erforderli-
cher sei es auch, sich den Heraus-
forderungen zu stellen und das
eigene Potenzial zu nutzen, fuhr
Zankl fort. Die Stadt Passau sei
hierfür das beste Beispiel. Mit
dem Entwicklungsgebiet Kohl-
bruck habe man einen brandneu-
en Stadtteil „aus dem Boden ge-
stampft“. Das Projekt Kohlbruck
sei Sinnbild einer zukunftsorien-
tierten Stadtpolitik. Aus dem ehe-
maligen Gelände habe die
Grundstücksverwertungsgesell-
schaft, eine 100-prozentige Toch-
ter der Stadt, eine regelrechte
„Boom-Town“ geformt.

Schon am ersten Tag begrüßte
Landrat Hanns Dorfner die Gä-
ste. Auch er hob die Vorzüge der
eigenen Region hervor und be-
richtete über spezielle Probleme,
die sich aus der Grenznähe zu
Österreich und Tschechien ergä-
ben. Die steuerlichen Vorteile,
die die Wirtschaft in den Nach-
barländern genieße, führe zu ei-
nem verschärften Wettbewerb.

Am Abend waren die Dele-
gierten Gäste der Bayerischen
Landesbank im landkreiseigenen
Schloss Neuburg.

Bündnis für Kinder

Gemeinwohlorientierung ist
ein wichtiger Pfeiler der Ge-
schäftspolitik der bayerischen
Sparkassen. Vor diesem Hinter-
grund übergab Dr. Siegfried Na-
ser 100.000 Euro an Minister-
präsident Dr. Edmund Stoiber,
dem Schirmherrn der Stiftung
„Bündnis für Kinder - gegen Ge-
walt“. Durch das damit geförder-

GZ-Interview mit Dr. Siegfried Naser:

Demonstration der 
Geschlossenheit

GZ: Der Bayerische Sparkassentag 2004 in Passau ist vor-
bei. Wie ist er aus Ihrer Sicht gelaufen?

Naser: Hervorragend. Der Bayerische Sparkassentag war ei-
ne eindrucksvolle Demonstration der Geschlossenheit der Spar-
kassen-Finanzgruppe Bayern als Marktführerin der Finanzwirt-
schaft Bayerns. 

GZ: Der Bayerische Ministerpräsident war erneut
Hauptredner und hat sich zur öffentlich-rechtlichen Kredit-
wirtschaft bekannt.

Naser: Wir schätzen den Bayerischen Ministerpräsidenten
seit vielen Jahren als aktiven Freund und Förderer der bayeri-
schen Sparkassen. Schon als Bayerischer Staatsminister des In-
nern hatte er diese Position vertreten. Das klare und eindeutige
Bekenntnis des Bayerischen Ministerpräsidenten zur öffentlich-
rechtlichen Kreditwirtschaft ermöglicht uns, dass wir uns voll
auf unsere Alltagsarbeit, das Bestehen im Wettbewerb, konzen-
trieren können. 

GZ: Und wie sind die Sparkassen im Wettbewerb positio-
niert?

Naser: Gut, aber in der volatilen Finanzwelt ist nichts von
Dauer. Wir haben in Teilbereichen zugenommen, aber auch ver-
loren. Unser Betriebsergebnis 2003 ist recht ordentlich und die
Prognose für 2004 sieht so aus, dass wir uns auf Vorjahresni-
veau stabilisieren. Das ist in schwieriger Zeit eine ordentliche
Leistung. 

GZ: Es gab aber auch Kritik von Sparkassen und Kom-
munen im Vorfeld der Verbandsversammlung, z. B. zum
Projekt zur Zusammenarbeit mit der Landesbank oder zur
geplanten Änderung des Landesbankgesetzes.

Naser: In einer großen Organisation mit 164 Mitgliedern, 82
Sparkassen und 82 Gewährträgern darf und muss es hin und
wieder Kritik geben. Das ist nur zu begrüßen. Entscheidend ist,
wie die Kritik vorgebracht wird.

Fakt ist, dass das Projekt Zusammenarbeit mit der Bayeri-
schen Landesbank völlig unproblematisch ist, wie auch das
Staatsministerium des Innern und die Bundesaufsicht für Fi-
nanzdienstleistungen (BaFin) bestätigt haben. Auch unsere Stel-
lungnahme zur geplanten Änderung des Landesbankgesetzes
wurde in der Verbandsversammlung mit 98 %iger Mehrheit an-
genommen. Was will man noch mehr?

GZ: Wie stehen Sie zur Frage einer Konsolidierung im
Landesbankenbereich?

Naser: Unter den heutigen Gegebenheiten macht es für die
Bayerische Landesbank derzeit keinen Sinn, Fusionsgespräche
mit anderen Banken aufzunehmen. Zusammenarbeit ja, aber kei-
nen Zusammenschluss. 

Auch ein Zusammengehen mit Privaten, etwa mit der Hypo-
Vereinsbank (HVB) ist völlig ausgeschlossen. 

GZ: Wir danken für das Gespräch. ?

auf die Rolle der Sparkassen als
Steuerzahler. In den Jahren 1999
bis 2002 habe die gesamte deut-
sche Kreditwirtschaft 23,4 Milli-
arden Euro Steuern gezahlt. Die
Großbanken, die an dem Bilanz-
volumen der gesamten Kredit-
wirtschaft mit 22 Prozent betei-
ligt sind, hätten zu diesem Ge-
samtaufkommen nur einen ge-
ringen Beitrag geleistet. Die
Landesbanken und Sparkassen
hingegen, die 36 Prozent des ge-
samten Bilanzvolumens aufbrin-
gen, waren am Steueraufkom-
men mit 12,6 Milliarden oder 54
Prozent beteiligt. Trotz dieser
überproportionalen Steuerzah-
lungen hätten die 82 bayerischen
Sparkassen mit über 50.000 Mit-
arbeitern in 3.000 Zweigstellen
auch 2003 mit ihrer effizienten
Arbeit eine Eigenkapitalrendite
von 11,09 Prozent erwirtschaftet. 

Der Markt soll entscheiden

Bezogen auf die von einigen
Privatbanken geführte Debatte
zum so genannten Drei-Säulen-
Modell der Kreditwirtschaft er-
klärte Naser, dass auch in einer
globalisierten Welt Konzerne
und dezentrale Verbund-Einhei-
ten wie die Sparkassen-Finanz-
gruppe notwendig seien: „Der
Markt soll entscheiden, welches
Prinzip besser ist, Konzern oder
Verbund oder ob es nicht so ist,
dass beide Strukturen nebenein-
ander für unser Land gut sind.“
Es gebe keinen vernünftigen
Grund, warum in einem mittel-
ständisch und kommunal gepräg-
ten Flächenstaat wie Bayern das
erfolgreiche öffentliche kommu-
nale Sparkassenwesen beseitigt
werden sollte: „Wir sind überdies
der Auffassung, dass diese ge-
samte Debatte für uns alle in der
Kreditwirtschaft, besonders für
die Großbanken, aber auch für
unsere Kunden und unser Land
letztlich schädlich ist.“ 

In Anwesenheit von Minister-
präsident Dr. Edmund Stoiber,
dem Präsidenten des Genossen-

kommunaler Trägerschaft dem
Regionalprinzip verpflichtet, im
öffentlichen Auftrag gemein-
wohlorientiert arbeiten. Darüber
hinaus zählen dazu Sparkassen,
die eng im Verbund mit den Ver-
bundpartnern und Töchtern wie
Bayerische Landesbank, Versi-
cherungskammer Bayern, LBS,
Sparkassen-Immo, DekaBank,
Deutsche Leasing kooperieren
und im wettbewerbsneutralen
Bereich mit ihren Wettbewerbe-
rn, den Genossenschaftsbanken
und Aktienbanken, zusammen-
arbeiten, sofern dies wirtschaft-
lich für alle vorteilhaft ist. 

Mehr als eine Bank

„Sparkassen sind mehr als ei-
ne Bank und das sollte auch in
Zukunft so bleiben“, erklärte
Passaus Oberbürgermeister Al-
bert Zankl in seinem Grußwort.
Natürlich hänge der wirtschaftli-
che Erfolg eines Finanzdienstlei-
sters nicht zuletzt ab von den
wirtschaftlichen Verhältnissen
sowie den Rahmenbedingungen,
die von der Politik vorgegeben
würden. Seit Jahren sei Deutsch-
land Wachstumsschlusslicht in
Europa. Die Wirtschaft sei im
dritten Jahr in Folge eingebro-
chen. Dabei wüssten vor allem
die Banken am besten, dass die
schwache Konjunktur nicht etwa
am fehlenden Kapital hängt. 

Nach neuesten Erkenntnissen
lägen mehr als 30 Mrd. Euro auf
der hohen Kante, „die aber nicht
in den Wirtschaftkreislauf ein-
fließen, weil die Menschen von
der derzeitigen Wirtschaftspoli-
tik restlos verunsichert sind“. Je-
den Tag würden sie mit neuen
realitätsfernen Meldungen über
Reformen und strukturellen Än-
derungen überhäuft. Zankl:
„Wer wie die Bundesregierung
den Eindruck erweckt, nur mit
zusätzlichen Aufgaben würde
die Konjunktur angekurbelt, ist
auf dem Holzweg. Zu Wachstum
kommen wir nur mit einer ver-
lässlichen und auf die Zukunft

te Unterrichtskonzept können
die Kinder lernen, Konflikte ge-
waltlos zu lösen. FAUSTLOS
zielt darauf ab, die Persönlich-
keit der Kinder und Jugendli-
chen zu stärken. Die Stiftung
„Bündnis für Kinder - gegen Ge-
walt“ dabei nach Kräften zu un-
terstützen, hätten sich, so Naser,
die bayerischen Sparkassen und
die Verbundpartner zur Aufgabe
gemacht. Die Bayerische Lan-
desbausparkasse LBS fördert
FAUSTLOS anlässlich des
75jährigen Bestehens ebenfalls
mit 500.000 Euro durch 1000
Patenschaften für Grundschulen
und in Kindergärten.

Staatsausgaben kürzen

Ministerpräsident Dr. Edmund
Stoiber appellierte an die Bun-
desregierung, deutliche Ein-
sparungen im Bundeshaushalt
vorzunehmen. Er forderte sie
auf, im kommenden Jahr die
Staatsausgaben um fünf Prozent

zu kürzen und dabei zum Bei-
spiel die Ausgaben bei der Bun-
desagentur für Arbeit deutlich
zurückzufahren. Ein solches
Sparziel sei alles andere als uto-
pisch. Bayern habe in diesem
Jahr seinen Haushalt um acht
Prozent gekürzt, betonte Stoiber.
Diesen Weg des Sparens, Refor-
mierens und Investierens setze
die Staatsregierung entschlossen
fort, „denn wir wollen das Geld
des Steuerzahlers nicht für Zin-
sen ausgeben, sondern für Zu-
kunftsinvestitionen - bessere
Schulen, moderne Universitäten,
exzellente Forschung“.

Treibstoff der Wirtschaft

Die Sparkassen sind nach den
Worten Stoibers die wichtigste
Bankengruppe für Mittelstand
und Handwerk in Bayern. Stoi-
ber: „Ihre Kredite an kleinere
und mittlere Unternehmen sind
der Treibstoff, der den Motor der
bayerischen Wirtschaft am Lau-
fen hält. Sie sorgen für Investi-
tionen, Wachstum und Beschäf-
tigung.“ Die Sparkassen-Finanz-
gruppe vergibt etwa 40 Prozent
der Unternehmenskredite in
Bayern und finanziert jede zwei-
te Existenzgründung. Stoiber
legte zugleich ein klares Be-
kenntnis zum dreigliedrigen
deutschen Bankensystem ab:
„Das Drei-Säulen-Modell der
deutschen Kreditwirtschaft mit
Privatbanken, Genossenschafts-
banken und Sparkassen hat sich
bewährt. Für die flächendecken-
de Versorgung Bayerns mit Fi-
nanzdienstleistungen sind die
Sparkassen unverzichtbar.“

Fusionen vorantreiben

Um im Wettbewerb zu beste-
hen, würden auch im Sparkas-
senbereich wettbewerbsfähige
Betriebsgrößen benötigt, sagte
Stoiber. Ausdrücklich begrüßte
er deshalb die Bemühungen der
Sparkassen, auf freiwilliger Ba-
sis Fusionen durchzuführen. Da-
durch seien bereits in vielen Fäl-
len ausreichend große Sparkas-
seneinheiten entstanden. Doch
sei der Fusionsprozess noch
nicht abgeschlossen. Stoiber:
„Ich vertraue darauf, dass die
einzelnen Sparkassen ihre Mög-
lichkeiten und Grenzen rechtzei-
tig erkennen und sich - wenn es
geboten ist - zu wirtschaftlich
leistungsfähigeren Einheiten zu-
sammenschließen.“ Der Minis-
terpräsident appellierte hierbei
vor allem an die Entscheidungs-
träger in den Landkreisen mit
mehreren Sparkassen sowie an
benachbarte kreisfreie Städte
und Landkreise mit jeweils eige-
nen Sparkassen: „Die Fusions-
frage darf kein Tabu sein!“  

fit for work

Besonders würdigte Stoiber
die Ausbildungsleistung der
Sparkassen: „Bayerns Sparkas-
sen waren auch im vergangenen
Jahr mit mehr als 4.000 Auszu-
bildenden einer der größten Aus-
bilder in Bayern. Mit einer Aus-
bildungsquote von acht Prozent
übertreffen sie den bundesweiten
Durchschnitt um das Doppelte.“
Er verwies darauf, dass die
Staatsregierung in einer gemein-
samen Kraftanstrengung zusam-
men mit der Wirtschaft alle
Möglichkeiten mobilisieren
wird, für die Jugendlichen in
Bayern einen Ausbildungsplatz
bereitzustellen: „Mit dem Pro-
gramm ‚fit for work’ haben wir
ein ganzes Bündel von Maßnah-
men gestartet, um bestehende
Ausbildungsstellen zu sichern,
das vorhandene Angebot optimal
zu nutzen und möglichst viele
neue Ausbildungsplätze zu
schaffen. Bayerns Sparkassen
sind bei dieser gemeinsamen
Kraftanstrengung ein wichtiger
Partner.“ 

Höchste Auszeichnung

Für das eindeutige Bekenntnis

der Bayerischen Staatsregierung
zu den Sparkassen erhielt Bay-
erns Ministerpräsident deren
höchste Auszeichnung: die Spar-
kassenmedaille in Gold. Wie Dr.
Siegfried Naser bei der Verlei-
hung betonte, benötigt die mit-
telständische Wirtschaft für ihre
Zukunft das dreigliedrige Sy-
stem des deutschen Kreditge-
werbes in seiner Gesamtheit.
Dabei sei die Unterstützung
durch die Landespolitik ein
wichtiger Erfolgsfaktor.

Nach Einschätzung des Gast-
redners des Sparkassentages,
dem Direktoriumsmitglied der
Europäischen Zentralbank
(EZB), Professor Dr. Otmar Is-
sing, werden Deutschland und
andere EU-Staaten 2004 von ei-
nem robusten Wachstum der
Weltwirtschaft profitieren. Nach
einer Studie des Internationalen
Währungsfonds wird in diesem
Jahr die globale Wirtschaftslei-
stung um 4,6 Prozent und der
Welthandel um fast sieben Pro-
zent wachsen. Der Euroraum
werde an dieser positiven Ent-
wicklung teilhaben. Die wirt-
schaftliche Erholung werde sich
fortsetzen und im Laufe des Jah-
res verstärken. Auch wenn in
Deutschland noch die Inlands-
nachfrage stagniere, habe sich
durch die Außenwirtschaft die
Lage verbessert. Ein „selbst tra-
gender“ Aufschwung sei aller-
dings trotz verbesserter Perspek-
tiven noch nicht in Sicht.

Staatsverschuldung stoppen

Die privaten Verbraucher ver-
hielten sich nach wie vor sehr
zögerlich. Ungewissheit über
die Zukunft belaste das Vertrau-
en der Bürger in vielen Ländern
Europas. Dazu trügen nicht zu-
letzt die Ungewissheit über die
Zukunft der Alterssicherung
und allgemein die Lage der öf-

fentlichen Finanzen bei. Es sei
bemerkenswert, dass nun zum
ersten Mal die Präsidenten der
Rechnungshöfe von Bund und
Ländern in Deutschland in ei-
nem gemeinsamen Appell die
Regierungen aufgefordert ha-
ben, die ausufernde Staatsver-
schuldung zu stoppen. Auf eu-
ropäischer Ebene belasteten die
Diskussionen um den Stabi-
litäts- und Wachstumspakt das
politische Klima. Weder in Eu-
ropa noch in Deutschland sei es
gelungen, trotz wichtiger Re-
formschritte im einzelnen mit
einem umfassenden, zukunftso-
rientierten Konzept das Vertrau-
en der Bürger zu gewinnen. 

Die EZB, so Issing ab-
schließend, leiste einen wesentli-
chen Beitrag zur Vertrauensbil-
dung. Der Euro sei eine stabile
Währung. Die durchschnittliche
Preissteigerungsrate in den ers-
ten knapp fünfeinhalb Jahren
seiner Existenz liege knapp unter
zwei Prozent. Historisch niedri-
ge Zinsen belegten das Vertrauen
der Anleger aus aller Welt.     DK

Als Dank für das eindeutige Bekenntnis der Staatsregierung zu
den Sparkassen wurde der Bayerische Ministerpräsident mit der
Sparkassenmedaille in Gold ausgezeichnet. Unser Bild zeigt Dr.
Edmund Stoiber zwischen dem Geschäftsführenden Präsidenten
des Sparkassenverbandes, Dr. Siegfried Naser und dem Ersten
Präsidenten, Landrat Hansjörg Christmann. ?

Dr. Siegfried Naser. ?

Professor Dr. Otmar Issing.  ?
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Bei der Preisvergabe des Klinikförderpreises der Bayerischen Landesbank (v. l.): Anuschka
Horn, Dr. Christian Zugck, Sönke Stanschus, Staatsministerin Christa Stewens, Dr. Peter Kahn,
Initiator des Preises und stellvertretender Vorstandssprecher des Instituts, Dr. Birgit Mazurek,
Dr. Johannes F. Hallauer, Dr. Jürgen Schultze, Dr. Christine Rummel und  Michael Doranth.

Landratsamt und Kreissparkasse Lichtenfels überreichen zum 12. Mal: 

Sparkassen-Förderpreis
Umwelt- und Naturschutz

Vorbildliches Engagement im Umwelt- und Naturschutz aner-
kennen, diese positiven Beispiele herausstellen und dadurch im-
mer wieder zur Nachahmung anregen - das sind die wichtigsten
Ziele des „Sparkassen-Förderpreises für herausragende Lei-
stungen im Umwelt- und Naturschutz“. Er wurde heuer bereits
im 12. Jahr gemeinsam vom Landratsamt und der Kreisspar-
kasse Lichtenfels vergeben.

Landrat Reinhard Leutner,
gleichzeitig 1. Vorsitzender des
Kreisverbands für Gartenbau
und Landespflege im Landkreis
Lichtenfels, hob das große Enga-
gement hervor, das im Umwelt-
und Naturschutz „vor Ort“ im-
mer wieder zu Tage trete - seien
es Privatpersonen, Schulen, Gar-
tenbauvereine oder andere Grup-
pen. Besonders erfreulich sei aus
seiner Sicht, dass von den 100
Gartenbauvereinen bereits 54 ei-
ne Jugendgruppe unterhielten,
und damit bei der jungen Gene-
ration die Liebe zur Natur und
zur Heimat angeregt werde.

Kein Strohfeuer

Besonderen Dank zollte er der
Kreissparkasse. Sie habe von
Anfang an dem Förderpreis auf-
geschlossen gegenüber gestan-
den, ihn aktiv mitgestaltet und
auch die Urkunden und Geld-
preise von insgesamt 2.000 Euro
pro Jahr zur Verfügung ge-
stellt.Sparkassendirektor Roland
Vogel, Vorstandsvorsitzender der
Kreissparkasse Lichtenfels, be-
tonte, dass sein Institut das En-
gagement auf den Gebieten Um-

welt- und Naturschutz als beson-
ders förderungswürdig ansehe.
Dabei sei es ein besonderes An-
liegen, kein einmaliges „Stroh-
feuer“ zu entfachen, sondern
nachhaltig zu fördern. Als lokal
tätige Sparkasse wolle man ger-
ne mithelfen, die heimische Re-
gion lebens- und liebenswürdig
zu gestalten. Mit diesem Förder-
preis und einer Reihe anderer
Aktivitäten setze man sich gerne
im Sinne des Leitsatzes der
Sparkasse ein „Wir tun was für
den Standort hier“. 

Eigeninitiative gefördert

Beide dankten der Jury unter
Leitung von Kreisfachberater
Gartenbau und Landespflege,
Jupp Schröder, die aus einer Rei-
he von Anträgen die sieben
Preisträger des Jahres 2004 aus-
gewählt hatten. Diese erhielten
je eine kunstvoll gestaltete Ur-
kunde und einen Geldpreis von
300 €. Bei der Übergabe - im
Beisein von Presse, Lokal-Radio
und -TV, der Jury sowie der örtli-
chen Bürgermeister - hatten die
Ausgezeichneten Gelegenheit,
ihre Leistungen und ihre Motive

der Öffentlichkeit darzustellen:
Der 15-jährige Sebastian Zientek
pflegt seit Jahren in Eigeninitia-
tive Kopfweiden und das Bach-
bett bei seinem Dorf. Klaus
Gründel zeichnet sich als beson-
ders engagierter Landwirt aus,
der artgerechte Tierhaltung und
Landbewirtschaftung auch bei
eigenen wirtschaftlichen Nach-
teilen praktiziert. Anton Wunder-
lich pflegt mit seiner 1200 Scha-
fe starken Herde die Trockenra-
senflächen in der Region, die
sonst verbuschen würden. 

Blattsalat

Der 84-jährige Anton Holhut
schneidet seit seiner Jugend die
markante Abtslinde bei Kloster-
langheim und pflegt auch deren
Umfeld. Gerhard Püls kümmert
sich seit Jahren um den vom
Aussterben bedrohten Rauhfuß-
kauz; er baute und betreut dazu
über 100 Brutgeräte. Die 17-
jährige Melanie Böhmer leitet
seit fünf Jahren mit großem Er-
folg die Jugendgruppe ihres Gar-
tenbauvereins. Zusätzlich hat sie
verantwortlich die Redaktion für
den „Blattsalat“, die gemeinsa-
me Zeitschrift der 54 Jugend-
gruppen der Gartenbauvereine
im Landkreis Lichtenfels, über-
nommen. Bei einem Imbiss und
angeregten Gesprächen klang
die Feierstunde im Saal der
Sparkasse aus. ?

Stewens beim Klinikförderpreis 2004 der Bayerischen Landesbank:

Bereitschaft zu neuen Wegen
Über Ausgestaltung der Konvergenzphase noch Diskussionen nötig

„Die kritische Haltung des Freistaats zum Fallpauschalensystem
ist seit langem bekannt. Ab 1. Januar 2005 beginnt die damit zu -
sammenhängende Konvergenzphase, die eine schrittweise An-
passung der krankenhausindividuellen Preise an ein landeswei-
tes Niveau vorsieht. Die dreijährige Konvergenzphase soll nun
nach einem Referentenentwurf der Bundesregierung um ein
Jahr auf vier Jahre auf verlängert werden. Gleichwohl sind hier
noch Diskussionen notwendig. Die bessere Lösung wäre die
gleichzeitige Einführung nach Versorgungsstufen differenzierter
Basisfallwerte. Denn nur, wenn man Kliniken mit gleichem Lei-
stungsspektrum vergleicht, kann man Auswirkungen der Sy-
stemmängel weitgehend ausschließen“, erklärte Bayerns Sozial-
ministerin Christa Stewens bei der Verleihung des Klinikförder-
preises 2004 der Bayerischen Landesbank in München.

„Mit dem Klinikförderpreis,
der heuer bereits zum siebten
Mal vergeben wird und mit ins-
gesamt 25.000 Euro dotiert ist,
werden besonders die Kranken-
häuser, die den Strukturwandel
im Gesundheitswesen mit inno-
vativen Ideen vorantreiben, her-
ausgehoben. Honoriert wird die
Bereitschaft, neue Wege zu ge-
hen, und die entwickelten Ideen
in die Praxis umzusetzen. Mit
den diesjährigen Schwerpunkt-
themen Integrationsversorgung
und Prävention wurden hoch ak-
tuelle Fragestellungen aufgegrif-
fen“, betonte die Ministerin. 

Der Initiator und Mentor des
Preises, Dr. Peter Kahn, stellver-
tretender Vorstandsvorsitzender
der Bayerischen Landesbank,
betonte in seines Dankesrede die
gesellschaftspolitische Verant-

wortung seines Hauses, sowie
den vorbildhaften Charakter der
ausgezeichneten Ideen. Weil
nicht jeder das Rad neu zu erfin-
den brauche, könnten manche
aus dem reichen Fundus der
Preisgekrönten schöpfen.

Die Preisträger wurden von ei-
ner unabhängigen Jury ausge-
wählt, die sich aus Vertretern der
Krankenkassen, Ministerien und
der Bayerischen Landesbank zu-
sammensetzt. 

Die Preisträger

Den ersten, mit 8.000 Euro do-
tierten Preis, erhielt die Charité
Berlin für ihr „integratives tages-
klinisches Konzept zur Tinnitus-
behandlung“. Den zweiten, mit
5.000 Euro dotierten Preis erhielt
das Universitätsklinikum Schles-

wig-Holstein für den Ende 2000
gegründeten „Verein zur Strah-
lentherapie Schleswig-Holstein
e.V“.. Den dritten Preis, jeweils
mit 3.500 Euro dotiert, teilen
sich das Universitätsklinikum
Heidelberg für das Telemedizin-
projekt „Den Patienten zuhause
behandeln und überwachen“ so-
wie das Klinikum Karlsbad-Lan-
gensteinbach für das Modell
„Karlsbader Schluckzentrum“. 

Patienten 
informieren Patienten

Ein mit 5.000 Euro dotierter
Sonderpreis ging an die Techni-
sche Universität München für
das innovative Projekt „Patien-
ten informieren Patienten“, in
dem schizophrene Patienten im
Rahmen von Gruppentherapien
untereinander helfen. „Ich danke
aber auch all jenen Wettbewerbs-
teilnehmern, die diesmal nicht zu
den Preisträgern gehören, für
ihren Einsatz. Auch aus diesen
Beiträgen zeigt sich, dass in Kli-
niken eine Vielzahl innovativer
Ideen geboren werden, auf die
nicht verzichtet werden kann“,
erklärte Stewens und dankte der
Landesbank gleichzeitig „für die
Stiftung dieses Preises als wich-
tigen Impuls zur Innovation im
stationären Bereich“. ?

Stolz präsentieren die Preisträger des Sparkassen-Förderpreises ihre Urkunden im Kreise
der Jury und der kommunalen Vertreter. Mit im Bild: Landrat Reinhard Leutner (9. v. l.)
,Sparkassendirektor Roland Vogel  (7. v. r.) . ?

Rudolf Kraus, MdB:

Unternehmer mit Ideen fördern
10 Jahre Sparkassen-Fusion - Amberg-Sulzbach mit Spitzenplatz

Jubiläum in der Finanzwelt: vor 10 Jahren schlossen sich die
Sparkassen Amberg, Amberg-Sulzbach und Sulzbach-Rosen-
berg zu einem Geldinstitut zusammen. MdB Rudolf Kraus,
Vorsitzender des Ausschusses für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung, erinnerte an den Jahrestag - und in-
formierte sich beim Vorstand, wie die Sparkasse ihrem Auftrag
nachkommt und heimische Unternehmen fördert. 

Kreditantrag erfolgreich - das
hören Existenzgründer und mit-
telständische Unternehmen ger-
ne, aber selten. Unter den 80
Sparkassen im Freistaat belegt

Amberg-Sulzbach bei der Kre-
ditvergabe an Unternehmen ei-
nen Spitzenplatz. „Von den in
ganz Bayern ausgegebenen öf-
fentlichen Fördermitteln zahlen
wir alleine 8,5% an Unterneh-
men aus“, so Vorstandsvorsit-
zender Heribert Niedermeier -
man liege damit um das Sieben-
fache über dem Durchschnitt.

Mittelständlern helfen

Rudolf Kraus forderte die
Bankvorstände auf, Existenz-
gründern und Mittelständlern zu
helfen, wo immer es geht. Kei-
nesfalls dürften sich die Sparkas-
sen der Praxis vieler Banken be-
dienen, auf öffentliche Förder-
mittel nicht hinzuweisen, um ei-
gene Darlehen an den Mann
bringen zu können. MdB Kraus
pochte darauf, keine Idee von
vornherein abzuschreiben, son-
dern sich mit jeder Existenzgrün-
dung intensiv zu beschäftigen.

Sparkassendirektor Heribert

Niedermeier nannte Zahlen: 13
Millionen öffentliche Förder-
mittel habe man für Existenz-
gründer und Betriebserweite-
rungen locker machen können.
In Zeiten scharfen Wettbewerbs
unter den Banken falle dies
nicht immer leicht, gestand
Sparkassenvorstand Hans-Joa-
chim Jank ein. 

Scharfer Wettbewerb

Jank nannte aussichtsreiche
Existenzgründungen, die man
mit 580.000 € Darlehen geför-
dert habe, darunter auch eigene
Kredite der Sparkasse,. „Man
muss sich als Bank um junge
Unternehmen sehr gut küm-
mern, das sind zeitintensive En-
gagements“, so Heribert Nie-
dermeier. Die Sparkasse Am-
berg-Sulzbach investiere die
Zeit aber gerne, da nicht selten
aus kleinen Betrieben große Ar-
beitgeber werden. Hans-Joa-
chim Jank verschwieg auch die
Probleme nicht: es könne nicht
Aufgabe der Banken sein, sinn-
lose Engagements zu unterstüt-
zen: „Wenn wir der Meinung
sind, dass ein Existenzgründer
im Ruin enden würde, sagen
wir das auch deutlich“. ?

Saarländer wollen 
unabhängige Sparkassen

Mehr als drei Viertel der Bür-
gerinnen und Bürger (77%) des
Saarlandes sind gegen eine Be-
teiligung privater Banken an den
Sparkassen im Saarland. Zu-
gleich sprechen sie sich auch ge-
gen Fusionen mit Volks- und
Raiffeisenbanken aus. Darüber
hinaus möchten 83 Prozent der
Kunden von Mitbewerbern die
sieben Sparkassen in ihrer bishe-
rigen Form erhalten. Das ist das
Ergebnis einer repräsentativen
Umfrage des Meinungsfor-
schungsinstituts Forsa. Hinter-
grund der Umfrage sind Überle-
gungen in dem Bundesland,
Sparkassen für externes Kapital
zu öffnen. ?

Sparkassen verstärken Engagement 
zur finanziellen Allgemeinbildung

Das Schlagwort „Finanzieller Analphabetismus“ hat derzeit
Konjunktur. In aktuellen Studien wird aufgrund dieser Diagno-
se bereits eine Gefährdung der privaten Altersvorsorge befürch -
tet. Die Sparkassen-Finanzgruppe setzt dem ein verstärktes En-
gagement zur finanziellen Allgemeinbildung entgegen.

Gezielte Maßnahmen sollen
helfen, den Bürger zum konstruk-
tiv kritischen Konsumenten von
Finanzdienstleistungen reifen zu
lassen. „Bildung wird so zum
Portal für eine zielorientiertere
Nutzung aller Finanzdienstlei-
stungsangebote“, betonte Chris-
toph Schulz, Geschäftsführendes
Vorstandsmitglied des Deut-
schen Sparkassen- und Girover-
bands (DSGV), anlässlich einer
Podiumsveranstaltung der Ver-
braucherzentrale Bundesverband
(vzbv) zum Thema „PISA in der
Verbraucherbildung“ in Berlin. 

Vor diesem Hintergrund hat
„Geld und Haushalt“, der Bera-
tungsdienst der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe, im vergangenen
Jahr damit begonnen, seine An-
gebote auf diese neuen Anforde-
rungen umzustellen. Derzeit ent-
steht ein neues Ratgeber-Ange-
bot, das sich an den finanziellen
Erlebniswelten unterschiedlicher
Zielgruppen orientiert. Jährlich

gibt der Beratungsdienst rund
700.000 Ratgeberbroschüren ko-
stenlos an interessierte Verbrau-
cher ab. 

Darüber hinaus organisiert
und finanziert „Geld und Haus-
halt“ Vortragsveranstaltungen zu
finanzrelevanten Verbrauchert-
hemen. Im vergangenen Jahr
wurden in Zusammenarbeit mit
regionalen Bildungseinrichtun-
gen und Verbänden mehr als
1.400 Vorträge gehalten.

Neben dem finanziellen Bil-
dungsaspekt sieht die Sparkas -
sen-Finanzgruppe weiteren drin-
genden Handlungsbedarf: Die
Haushalte - insbesondere solche
mit kleinerem und mittlerem Ein-
kommen - müssen in die Lage
versetzt werden, aus den vorhan-
denen Budgets Rücklagen zu bil-
den, die gegebenenfalls für Maß-
nahmen zur privaten Altersvor-
sorge genutzt werden können. 

Die neu entwickelte PC-Soft-
ware „Mein Budgetplaner“ ist

hierfür ein wichtiger Baustein.
Sie ermöglicht Privatpersonen
eine lückenlose Erfassung und
Analyse der persönlichen Fi-
nanzsituation. Die konsequente
Nutzung des Programms unter-
stützt einen effizienteren Mittel-
einsatz, damit finanzielle Poten-
ziale geschöpft werden können
und generiert Daten, die der
Kunde zur besseren Vorberei-
tung eines Beratungsgespräches
verwenden kann.

Zur Zeit wird u. a. auch ein
neues umfassendes Budgetana-
lysekonzept für Verbraucher er-
arbeitet. Haushalte erhalten da-
mit die Möglichkeit, ihre Bud-
get- und Finanzsituation durch
ein Kennzahlensystem und Da-
ten zu Vergleichshaushalten aus-
zuleuchten und sich Handlungs-
optionen für ein verändertes
Budgetmanagement zu erarbei-
ten. Das webgestützte Angebot
soll bis zum Jahresende in den
Markt eingeführt werden. Es ist
wie alle Geld und Haushalt - An-
gebote kostenlos und allen Ver-
brauchern zugänglich.

Alle aktuellen Angebote unter:
www.geld-und-haushalt.de      ?
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Full-Service-Lösung
Rechnungsmanagement für öffentliche Verwaltungen und Unternehmen

In einer gemeinsamen Initiative arbeiten die Deutsche Post und
Bayer Business Services an einer integrierten Workflow-Lösung.
Das Projekt erstmals vorgestellt auf dem Fachkongress „Neue
Technologien für eine neue Verwaltung“ in Leipzig - eröffnet öf-
fentlichen Verwaltungen und Unternehmen die Möglichkeit, ihr
komplettes Rechnungsmanagement auslagern. Vorteil: Sie spa-
ren dabei Kosten und steigern die Produktivität.

Rechnung zu spät bezahlt,
falsch abgelegt oder sogar ganz
verschwunden? Immer wieder
kommen in Unternehmen und
Verwaltungen solche Pannen
beim Rechnungsmanagement
vor. Die Folgen: aufwändige Su-
che nach einzelnen Dokumen-
ten, entgangene Skonti, verärger-
te Geschäftspartner. Die Deut-
sche Post AG plant jetzt zusam-
men mit der Bayer Business Ser-
vices (BBS) - einem Unterneh-
mensbereich der Bayer AG - ei-
ne Full-Service-Lösung aus ei-
ner Hand zur vollständigen Ver-
arbeitung eingehender Rechnun-
gen anzubieten.

Gesamte Prozesskette

Die geplante Komplett-Out-
sourcinglösung - von den Unter-
nehmen erstmals auf dem Fach-
kongress „Neue Technologien
für eine neue Verwaltung“ in
Leipzig vorgestellt - deckt die
gesamte Prozesskette des Rech-
nungsmanagements ab, egal ob
die Rechnungen in altbewährter
Papierform oder elektronisch
eingereicht werden. Bei der heu-
te noch vorherrschenden Papier-
form - derzeit werden noch rund
90 Prozent aller Rechnungen in
Papierform eingereicht - umfasst

der Workflow: Die Beratung des
Rechnungsstellers über opti-
mierte Rechnungsgestaltung und
Adressierung, den Transport, die
In-Haus-Logistik, die Rech-
nungsbearbeitung - etwa Ein-
gangssortierung, Digitalisierung,
Rechnungsdatenerfassung und
Validierung - die Buchhaltung,
die Archivierung und letztend-
lich auch die Zahlung des Rech-
nungsbetrags.

Erhebliche Einsparungen

Durch einen optimierten Ge-
samtprozess von der Rechnungs-
erstellung bis zur Zahlung kön-
nen Verwaltungen und Unter-
nehmen erhebliche Spareffekte
erzielen: In einem herkömmlich
gut organisierten Unternehmen
kostet die Bearbeitung einer
Rechnung vom Posteingang bis
zur Zahlung und späteren Archi-
vierung im Schnitt rund zehn
Euro. Durch die Einführung ei-
ner über den gesamten Prozess
durchgängigen Fullservice-Lö-
sung lassen sich Einsparungen
von durchschnittlich 20 bis 40
Prozent erzielen - so eine Be-
rechnung der Arbeitsgemein-
schaft für wirtschaftliche Ver-
waltung (AWV). Gleichzeitig
sinkt die reine Bearbeitungszeit

einer Rechnung um 50 bis 90
Prozent. Derzeit beträgt die
durchschnittliche Zeit zwischen
Eingang und Zahlung je nach
Größe des Unternehmens fünf
bis acht Arbeitstage. Insgesamt,
so rechnet die AWV vor, kann ei-
ne integrierte Systemlösung Pro-
duktivitätssteigerungen von bis
zu 75 Prozent herbeiführen.

Kostenkontrolle

Gerade mit Hinblick auf die
Kostenkontrolle bietet die Out-
sourcing-Lösung noch weitere
Vorteile: Der signifikante Perso-
nalkostenblock, der durch die im
wesentlichen manuelle Bearbei-
tung eingehender Rechnungen
anfällt, lässt sich deutlich ver-
mindern. Zudem fallen für den
Kunden anschließend weder Ko-
sten für Implementierung noch
für Neuanschaffungen von Sys-
temen etwa für Scan- und Archi-
vierungstechnik - an. Argumen-
te, die insbesondere für kleine
und mittlere Verwaltungen und
Unternehmen zählen.

Modulare Anwendung

Neben der kompletten Ge-
schäftsprozessauslagerung lässt
sich das integrierte System aber
auch modular anwenden. Soll
heißen: Unternehmen, die zu-
nächst beispielsweise nur die
Rechnungserfassung oder die Ar-
chivierung auslagern wollen, sind
auch mit einzelnen Komponenten
der Lösung gut bedient.               ?

Zuschussunschädliche
externe PPP-Finanzierung

Am Beispiel von Feuerwehrfahrzeugen und Schulen
Der Wunsch aller Kommunen ist uralt: neue Feuerwehrautos,
Feuerwehrhäuser, Rathäuser, Kläranlagen, Schulen usw. Die
Zuschüsse für diese Maßnahmen werden immer wieder von der
Staatsregierung angeboten und bereitgestellt. Doch es mangelt
an der fehlenden Eigenfinanzierung. Vielerorts sind die Vermö-
genshaushalte bis auf den letzten Euro ausgelastet und die Bür-
germeister und Kämmerer erhalten keine Ermächtigung für ei-
ne weitere Verschuldung von den Landratsämtern.

So bleibt alles beim alten:
Turnhallen, wo es reinregnet,
veraltete Feuerwehrausrüstun-
gen, Brücken, die wegen Baufäl-
ligkeit gesperrt werden müssen
und die Landesanstalt für Auf-
baufinanzierung (LfA) oder die
Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW) können die zinsgünstigen
Sonderfinanzierungen nicht 

bei den Kommunen platzieren.
Die KFB aus Reuth bietet in

Abstimmung mit den Behörden
einen Weg an, eine zuschussun-
schädliche externe Haushaltsfi-
nanzierungen einzusetzen.

Beispiel Erding

So ist es beispielsweise ge-

lungen, im Landkreis Erding die
zuschussunschädliche Finanzie-
rung der Teilberufsschule im
Einklang mit dem Innenmini-
sterium zu ermöglichen. Diese
Finanzierung erfolgt im We -
sentlichen aus dem Infrastruk-
turprogramm „Sonderfond
Wachstums-Impulse“ (Pro-
gramm Nr. 135) der KfW, der
insbesondere mit dem Hinter-
grund privatrechtlicher „PPP-
Modelle“, vom Bund ge-
wünscht und subventioniert,
aufgelegt worden ist.

Mit Rücksicht darauf, dass die
öffentlich rechtlichen Gebiets-
körperschaften sowieso nicht

*) Mischzinssatz 4,53 % eff. lt. Veröffentlichung der Zinssätze der KfW 
(Stand: 18.05.04)

1) Bis zum Eintreffen der Zuschüsse könnte ein von der KFW verwaltetes
Geldmarktkonto, beispielsweise 3 Monate fest, zum Effektivzinssatz 
von 2,85 % haushaltsextern vorgeschalten werden.

2) Frage: Kann die Jahresbelastung von der Kommune geschultert wer-
den, d. h. ist diese Belastung mit der dauernden Leistungsfähigkeit 
vereinbar?

Rechenbeispiel:
Anschaffungskosten Feuerwehrfahrzeug
./. öffentlicher Zuschuss 1)

Eigenanteil Kommune = rund 67 %

EUR 600.000
EUR 200.000
EUR 400.000

Finanzierungsvorschlag: KfW-Mittel
(Infrastrukturprogramm Sonderfond Wachstumsimpulse)

EUR 600.000 x 75 % = EUR 450.000 „KfW-finanzierungsfähig“

Finanzierung des Eigenanteils von EUR 400.000

Laufzeit
Rate *) im Monat in EUR:
Jahresbelastung in EUR:

20 Jahre
2.528
30.336 2)

mehr investieren können, hat
man ihnen eine Kreditquote von
50 % eingeräumt. Privaten Fi-
nanzierungsträgern für öffentli-
che Aufgaben, beispielsweise
neue Kläranlagen, wird aber eine
Kreditquote von 75 % angebo-
ten. Damit ist der Knackpunkt
Art. 72 Bayer. Gemeindeord-
nung (GO) überwunden.

Kreditquote bis 75 Prozent

Diese Vorschrift sagt, dass ei-
ne zuschussunschädliche externe
Haushaltsfinanzierung grund-
sätzlich gleich wirtschaftlich
oder wirtschaftlicher sein muss,
als wenn die Kommunen den
Kredit direkt aufnehmen wür-
den. Das KfW Programm Nr.
135 ermöglicht durch die Bes-
serstellung im privatrechtlichen
„PPP-Modell“ um 25 % mehr
zinsgünstige Finanzierungsmit-
tel. So kam auch die haushalts-
externe Berufsschul-Finanzie-
rung im Landkreis Erding zu-
stande. Ein Traum wird für viele
Landkreise, Städte und Gemein-
den wahr, weil nun dringende
und immer wieder verschobene
Investitionen, auch im Bereich
der Sanierung, verwirklicht wer-
den können.

Haushalt wird geschont

Der Landkreis Erding bei-
spielsweise profitiert nun da-
von, dass das 6,8 Mio. Euro teu-
re Projekt, für das der Innenmi-
nister und Finanzminister 2,0
Mio. Euro an Zuschüssen be-
reitgestellt haben, verwirklicht
wird, ohne dass der Landkreis-
haushalt mit der vollen Invest-
mentsumme belastet ist. Über
die KFB werden die Finanzie-
rungsraten auf 20 Jahre ge-
streckt. Die Kreisumlage der Ge-
meinden muss aufgrund dessen
nicht erhöht werden. Wichtig in
diesem Modell ist, dass der Kre-
ditgeber eine, für die Kommune
kostenneutrale, ganzheitliche Fi-
nanzierung durchreicht.

Nach Art. 72 der Gemeinde-
ordnung ist dann von der Rechts-
aufsichtsbehörde nur noch zu
prüfen, ob die dauernde Lei-
stungsfähigkeit der Kommune
im Hinblick auf das Kreditver-
hältnis gewährleistet ist. Ist die-

ser Nachweis gegeben, dann ist
der Weg frei, um die Wirtschaft
zu beauftragen. Die KFB reicht
diese Sondermittel im forfaitier-
ten Abzahlungsmodell an die
Kommune durch und will als
Gegenleistung in das Projekt, z.
B. als Baubetreuer oder Projekt-
steuerer, mit eingesetzt werden.
So konnte nun auch zum ersten
Mal ein recht aufwändiges spezi-
fisches Feuerwehr-Drehleiter-
Fahrzeug für eine Stadt ange-
schafft werden.

Laufzeit-Kongruenz

Die Industrie hat sich zwar
darauf eingestellt und finanziert
beispielsweise acht Quartalszah-
lungen über eine Laufzeit von
zwei Jahren - das ist aber nichts
im Hinblick auf die Langlebig-
keit dieser Wirtschaftsgüter. Über
die KFB wird das Investment
laufzeit-kongruent bis auf 20 Jah-
re haushaltsextern durchfinan-
ziert. Je länger die Laufzeit, desto
geringer die monatliche Bela-
stung Die KFB kann diese Finan-
zierung durchreichen, wenn sie
von Anfang an im Namen und
auf Rechnung der Kommune den
Beschaffungsauftrag im Treu-
handverhältnis erhält.

Probleme beim Leasing

Leasing-Modelle haben hinge-

gen keine Chance, weil bis zum
Ende der Abschreibungszeit das
Eigentum beim Leasinggeber
verbleibt und der Zuschussgeber,
beispielsweise der Bayerische
Finanzminister, nur die Kommu-
ne als Eigentümer fördern kann.

Für ein neues Feuerwehrfahr-
zeug, das schon mal 60.000 Eu-
ro kostet, und auf der anderen
Seite eine Förderung von rund
200.000 Euro erhält, hat das
noch nie geklappt, zudem die
Leasing-Bank für sich noch eine
Finanzierungsmarge in An-
spruch nimmt, sodass die Wirt-
schaftlichkeit der Finanzierung
nicht gegeben ist.

Anders im KFB-Beschaf-
fungs-Modell. Hier wird der Fi-
nanzierer eingesetzt, um sein Be-
schaffungs-Know-how einzu-
bringen und bei der öffentlichen
Ausschreibung das Optimale an
Leistung für die Kommune her-
auszuholen. Eine Beispiel-Rech-
nung (Kasten) zeigt die Lösung.
Eine Innovation, die alle „Feuer-
wehrler“ freut und die Politiker
in der Zukunft nicht mehr
„nervt“.

Weitere praktische Informatio-
nen können erhalten werden von
der KFB Fachberatung für Kom-
munen GmbH, 92717 Reuth,
Herrn Johann Ziegleder, Ge-
bietsrepräsentant für Oberbay-
ern-Ost, Tel. 0 9682/ 919110.  ?

Forderung des Bayerischen Städtetags:

Mehr Spielraum bei Vergabe 
öffentlicher Aufträge  

Kommunen sollten über Anwendung der VOB selbst entscheiden können
Beitrag zum Bürokratieabbau

Der Vorstand des Bayerischen Städtetags hat gefordert, die
Kommunen bei der Vergabe öffentlicher Bauaufträge unter fünf
Millionen Euro selbst darüber entscheiden zu lassen, ob sie da-
bei die VOB anwenden wollen. Dies würde den kommunalen
Handlungsspielraum erweitern, Bürokratie abbauen und der
örtlichen Wirtschaft zugute kommen.

Bei der Vergabe öffentlicher
Bauaufträge müssen die Kom-
munen nach Bundesrecht die
Vergabe- und Vertragsord-
nung für Bauleistungen (VOB
Teil A) anwenden, wenn die
Auftragsumme fünf Millionen
Euro erreicht oder überschrei-
tet. Der bayerische Landesge-
setzgeber schreibt allerdings
vor, dass die Kommunen auch
unterhalb dieses Schwellen-
werts die VOB Teil A als
„Vergabegrundsatz“ anwen-
den müssen.

Schwellenwerte

In den letzten Jahren hatte
sich der Bayerische Städtetag
mehrfach den Überlegungen
der Staatsregierung wider-
setzt, den Kommunen bei den
Liefer- und Dienstleistungs-
aufträgen zu verpflichten, die
Verdingungsordnung für Lei-
stungen (VOL) anzuwenden,
auch wenn der dort geltende
Schwellenwert von 200.000
Euro nicht erreicht wird. Da-
mit steht es den Kommunen
frei, ob sie die VOL Teil A un-
terhalb des Schwellenwertes
anwenden wollen. Häufig ha-
ben die Städte sich für die
VOL entschieden.

Die VOB und die VOL ge-

ben als Vergaberechtsvor-
schriften ein weit gefächertes
Handlungsinstrumentarium
für die öffentlichen Auftrag-
geber vor. Im Kern geht es vor
allem darum, Wettbewerb zu
garantieren, die Gleichbe-
handlung zu gewährleisten,
die Transparenz zu fördern
und Nachverhandlungen zu
verbieten. In Fachkreisen
sieht man in der VOB ein
Bollwerk gegen Korruption.

Aufwändiges
Ausschreibungsverfahren

Zugleich steht aber auch
fest, dass die VOB ein auf-
wändiges Ausschreibungs-
und Auswahlverfahren vor-
schreibt. Bei den Kommunen
und auch bei den Betrieben
fällt erheblicher Verwaltungs-
aufwand an. Die Verfahren
sind dementsprechend kost-
spielig. Gerade bei kleineren
Bauaufträgen besteht häufig
ein Missverhältnis zwischen
Kosten und Nutzen.

Neue Lösungen

Die unverändert anhaltende
kommunale Finanzkrise
zwingt die Städte und Ge-
meinden zu neuen Lösungen.

Es wäre nach Ansicht der
Städte konsequent und auch
ein Beitrag zum Bürokratieab-
bau, den Kommunen genau so
wie bei der VOL auch bei
Bauaufträgen mehr Spielräu-
me zu schaffen.

Die Initiative des Bayeri-
schen Städtetags zur Schaf-
fung von mehr Spielraum bei
der Anwendung der VOB geht
auf ein Gespräch der Städte-
tagsspitze mit Verwaltungsre-
formminister Erwin Huber
zurück. Dieser steht einer
Lockerung der Anwendung
der VOB aufgeschlossen ge-
genüber. Huber sieht darin die
Möglichkeit, im Rahmen des
Reformprojekts „Verwaltung
21“ Rechtsvorschriften abzu-
bauen.

Korruption bekämpfen

Die Städte sind sich mit der
Wirtschaft einig, dass Korrup-
tion bekämpft werden muss
und die VOB dafür ein wichti-
ges Instrument ist. Genauso
wichtig wäre es aber für beide
Seiten, dass die Kommunen
Bauaufträge ohne die For-
malzwänge der VOB vorran-
gig an örtliche Betriebe verge-
ben könnten. Dies wäre ein
wichtiger Impuls, um das
vielbeschworene enge Band
zwischen Stadt und örtlichem
Mittelstand zu stärken und ei-
nen Beitrag zur regionalen
Wirtschaftsförderung zu lei-
sten. ?
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Bürgermeister können sich
auch noch freuen

Zweitwohnungssteuer lässt Tourismusgemeinden wieder durchatmen

Oberstaufen (wige) - Lange hat die bayerische Regierung die
in manch anderen Bundesländern schon ewig akzeptierte
Zweitwohnungssteuer als „Bagatellsteuer“ angesehen. Damit
war den Kommunen diese Einnahmequelle für die Bereitstel-
lung der Infrastruktur für Zweitwohnungen nicht erschlossen
und manch dringend notwendiger Steuereuro konnte damit
nicht erhoben werden. Vor allem Tourismusorte mit vielen Fe-
rienwohnungen sahen die Zweitwohnungssteuer keinesfalls als
Bagatelle und haben immer wieder mit Nachdruck ihre Forde-
rung nach „der einzigen Steuer, die den Bürgern im Ort nicht
weh tut“ gestellt. Nun hatte die Regierung ein Ohr für die Tou-
rismusgemeinden und der neuen Steuer in Bayern steht nichts
mehr im Weg. Die Bayerische Gemeindezeitung sprach mit
dem Hauptinitiator und „Motor“ für die neue bayerische Steu-
er, Bürgermeister Walter Grath aus Oberstaufen im Allgäu.

GZ: Herr Grath, nun hat
sich die Hartnäckigkeit und
das ständigen Bohren von Ih-
nen und Ihren Kollegen doch
ausgezahlt. Die Zweitwoh-
nungssteuer in Bayern ist
durch. Fühlen sie sich nun als
der große Sieger?

Grath: Nicht als Sieger, doch
es tut gut und ist erfreulich, dass
erkannt wurde, dass gerade für
Tourismusorte mit vielen Zweit-
wohnungen diese Steuer gerecht-
fertigt und wirklich keine Baga-
tellsteuer ist. Erfreulich ist auch,
dass auch die Bürgermeister von
kleinen Gemeinden bei den Ge-
meindetagen und bei der Regie-
rung Gehör finden, wenn die Ar-
gumente stimmen und man hart-
näckig und ausdauernd ist. Ich
will festhalten, dass ich hier kein
Einzelkämpfer war, sondern sich
die Kollegen aus anderen Orten,
insbesondere Bürgermeister Ro-
man Haug aus Hindelang,  eben-
falls kräftig für die Steuer einge-
setzt haben.

GZ: Wird Oberstaufen die

erste Gemeinde in Bayern mit
Zweitwohnungssteuer sein?

Grath: Vielleicht? - Der Ge-
meinderat hat noch nichts be-
schlossen, weil zunächst eine
Mustersatzung des Gemeindeta-
ges erarbeitet werden muss.
Wenn alles gut läuft, kann die
Zweitwohnungssteuer zum 1. Ja-
nuar 2005 eingeführt werden.

Ich gehe davon aus, dass die
Mustersatzungsmacher das Rad
nicht nochmals erfinden werden.
Die Gemeinde Überlingen am
Bodensee hat eine sehr einfache,
bereits höchstrichterlich abge-
segnete Satzung. Diese kann oh-
ne Weiteres auf bayerische Kom-
munen übertragen werden.

GZ: Mit wieviel zusätzlichen
Einnahmen im Gemeinde-
haushalt Ihrer 7000 Einwoh-
ner-Gemeinde rechnen Sie?

Grath: Nun, wir haben noch
keine Erhebungszahlen be-
schlossen. Wenn wir die Sätze
der Gemeinde Überlingen über-
nehmen würden, wären dies zu-
sätzliche Steuereinnahmen von

mehr als 1 Million Euro. Das tut
uns gut und liegt weit über der
Bagatellgrenze.

GZ: Rechnen Sie mit Wider-
stand der Zweitwohnungsbe-
sitzer?

Grath: Wer zahlen muss,
wehrt sich meistens. Doch es
muss doch jedem Zweitwoh-
nungsbesitzer einleuchten, dass
eine Kommune die Infrastruktur
für Wasser, Abwasser, Gemein-
destraßen, Kläranlage bereit-
stellen muss, auch wenn der Rol-
laden in der Ferienwohnung un-
ten ist. In diesem Winter mussten
wir eine lange Straße, in der es
nur Ferienwohnungen hat räu-
men, obwohl nur ein Zweitwoh-
nungsbesitzer da war. Mit der
Steuer kann ich auch die hohen
Vorhaltungskosten gegenüber
meinen Bürgern rechtfertigen.

GZ: Mit welchen Reaktio-
nen der Zweitwohnungsbesit-
zer rechnen Sie?

Grath: Nun, wenn die Woh-
nung etwas kostet wird sich
manch Eigentümer oder Erbe
vielleicht wieder über den wah-
ren Wert bewusst. Vielleicht lässt
er dann die vier Wände an den
schönsten Orten Bayerns nicht
einfach leerstehen, kommt wie-
der öfter her oder vermietet sie
weiter.

GZ: Ist nicht auch davon
auszugehen, dass die Wohnun-
gen zum Verkauf angeboten
werden und die Preise viel-
leicht fallen?

Grath: Dies muss nicht unbe-
dingt ein Fehler sein. Vielleicht
können sich dann wieder junge

Familien eine Ferienwohnung
leisten und vielleicht kaufen
dann auch Einheimische Woh-
nungen zur Dauernutzung.

GZ: Wie haben Kollegen in
anderen Gemeinden auf die
Zulassung reagiert?

Grath: Nun, Gemeinden mit
wenig Zweitwohnungen werten
die Möglichkeit nicht all zu
hoch. Es gibt aber Gemeinden
mit - gemessen an der Einwoh-
nerzahl - noch viel mehr Zweit-
wohnungen als bei uns in Ober-
staufen. Dort wirkt sich der neue
Steuerbrocken so sehr aus, dass
mit einem Schlag die meisten
kommunalen Finanzprobleme
vom Tisch sind. Diese können ih-
re Bürger dann sogar in anderen
Bereichen entlasten.                   

Budgetplaner 
als Hilfsmittel
Die Schuldnerberatungsstelle

beim Landratsamt registriert
auch im Landkreis Günzburg ei-
ne zunehmende Anzahl von ver-
bzw. überschuldeten Privathaus-
halten. Vielen der Betroffenen
fällt es schwer, mit dem zur Ver-
fügung stehenden monatlichen
Einkommen richtig „hauszuhal-
ten“ und den Überblick über die
laufenden Verpflichtungen und
Ausgaben zu behalten. Hilfestel-
lung kann und soll die neue Bro-
schüre „Der Budgetplaner“ ge-
ben, die von der Sparkassen-Fi-
nanzgruppe in Kooperation mit
dem Bundesfamilienministerium
und der Deutschen Gesellschaft
für Hauswirtschaft herausgege-
ben wird. Landrat Hubert Hafner
wurde auf diese Broschüre auf-
merksam und hat deren Einsatz
angeregt. Unterstützung fand er
bei der Sparkasse Günzburg-
Krumbach, die eine Grundaus-
stattung dieser Broschüre zur
Verfügung stellte.                      ?

Winterdienstpauschale
rückwirkend gestrichen

Regierung hat Kommunen mit Streichung kalt erwischt

Oberstaufen (wige)  Die Freude von Oberstaufens Bürgermei-
ster Walter Grath über die zusätzliche Einnahmequelle durch
die nun mögliche Zweitwohnungssteuer (siehe Interview) wur-
de durch ein lapidares Schreiben der Regierung von Schwaben
gleich wieder getrübt.

In nur einem Satz teilt ein Re-
gierungsdirektor der Gemeinde
am 30. April mit, dass die Win-
terdienstpauschale aus der Vertei-
lung der KfZ-Steuer  rückwir-
kend zum 1. Januar 2004 entfällt.

Unerwartete Entscheidung

Diese völlig unerwartete Ent-
scheidung reißt in der Allgäuge-
meinde und in allen Alpenge-
meinden mit hohen Winter-
dienstkosten ein großes Loch in
die Haushaltskasse. „38000 Eu-
ro macht dies bei uns aus. Und
wir haben fest mit diesen Gel-

dern gerechnet“ schimpft das
Gemeindeoberhaupt.  „Schließ-
lich hat der harte Winter in den
Alpen trotz eingeschränktem
Winterdienst bereits sehr viel
Kosten verursacht.“

Grath ist sauer auf die bayeri-
sche Staatsregierung wegen die-
ser Entscheidung, die alle Ge-
meinden an den Alpen eiskalt
erwischt hat. „Wir Alpenge-
meinden haben hier eben keine
große Lobby und die in Mün-
chen und im Flachland sind ja
nicht betroffen und wissen gar
nicht was Winter ist und was
der uns kostet.“                          ?

Bürgermeister Grath freut sich über die Möglichkeit zur Ein-
führung der Zweitwohnungssteuer und hofft, dass die Rollä-
den an den von den Eigentümern wenig genutzten Zweitwoh-
nungen wieder öfter hochgezogen werden.                                     ?
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Die Kraft der Städte stärken
Landesarbeitstagung des Fachverbands der Kommunalkassenverwalter

Landshut. Genau vor 25 Jahren in der Drei-Helmen-Stadt ge-
gründet, kehrte der Fachverband der Kommunalkassenverwal-
ter, Landesverband Bayern, wieder an den Ort seiner Wurzeln
zurück: Rund 300 Teilnehmer trafen sich in Landshut, darunter
auch Vertreter des Bundes- und anderer Landesverbände, zur
Landesarbeitstagung. Neben diverser Workshops stand der
Hauptvortrag vom Vorsitzenden des Bayerischen Städtetags,
Oberbürgermeister Josef Deimer, zum Thema „Die kommuna-
len Finanzen in der Zukunft“ im Fokus des Interesses.

Deimer würdigte eingangs die
wertvolle Arbeit des Verbands
für die politischen Mandatsträ-
ger. Von fachlicher Seite werde
gut zugearbeitet, um dann von
politischer Seite argumentativ in
die Debatte einzugreifen. Neben
Deimer war mit Bezirkstagsprä-
sident Manfred Hölzlein, Präsi-
dent des Verbandes der bayeri-
schen Bezirke, als weiterer Ver-
treter eines kommunalen Spit-
zenverbandes erschienen.

Kalkulierbare Einnahmen

Nachhaltig sprach sich Josef
Deimer für kalkulierbare Steuer-
einnahmen der Städte aus. Bay-
ern brauche starke Städte, so der
OB. Er legte den Mitgliedern der
Tagung dar, was hierfür in der
Zukunft unabdingbar sei. Für
starke Städte müsse die Gewer-
besteuer erhalten und nach den
Vorschlägen der kommunalen
Spitzenverbände in Art einer
kommunalen Wertschöpfungs-
steuer vor Ort reformiert werden.
Auch sei es notwendig, die Re-
form von Arbeitslosen- und So-
zialhilfe so zu finanzieren, dass
eine bundesweite Entlastung der
Kommunen von mindestens 2,5
Milliarden Euro eintrete - erfor-
derlich seien sogar fünf Milliar-
den Euro. 

Sofortpogramm

Der Städtetagsvorsitzende plä-
dierte für ein Sofortprogramm,
das den Kommunen zusätzliche

Mittel an die Hand gebe, bei-
spielsweise durch einen zeitwei-
se erhöhten Anteil an der Um-
satzsteuer. Auch müssten die
Ausgaben im Sozial- und Ju-
gendhilfebereich überprüft und
zwischen Bund, Ländern und
Kommunen gerecht aufgeteilt
werden. „Bayern braucht starke
Städte“ - dies bedeute auch, dass

der Freistaat sein anerkennens-
wertes Ziel des Abbaus der Net-
toneuverschuldung zeitlich et-
was in die Ferne rücken müsse.

Finanzausgleich erhöhen

Deimer sprach sich darüber
hinaus dafür aus, den kommuna-
len Finanzausgleich zu erhöhen.
Insbesondere durch die Anhe-
bung der kommunalen Verbund-
anteile und eigenes Geld des
Freistaats müssten Mittel für die
Ausgleichsleistungen in der So-
zialhilfe an die Bezirke einge-
bracht werden. Weiter meinte
Deimer, die Rechtsaufsicht müs-
se den Kommunen, die ohne ge-

nehmigten Haushalt zu arbeiten
haben, einen größeren Spielraum
bei der Kreditaufnahme und der
Mittelverwerbung einräumen.

Optionsmodell

Die Tagungsteilnehmer, dar-
unter auch zahlreiche Kämme-
rer, konnten in verschiedenen
Workshops die aktuellen The-
men vertiefen. Die Innenminis-
terkonferenz habe beispielsweise
grundlegende Beschlüsse ge-
fasst, die den Ländern die Mög-
lichkeit einräumten, die gesetzli-
chen Voraussetzungen für ein
neues Rechnungswesen zu schaf-
fen. In Bayern werde es dafür
das sogenannte Optionsmodell
geben, d.h. Kommunen können
zwischen der kaufmännischen
Buchführung und einer erweiter-
ten Kameralistik wählen.       DK

Deutsche Bank und Postbank:

Vereinbarung im
Zahlungsverkehr 

Die Postbank wird ab Juli 2004 die Abwicklung des inländi-
schen und Teile des ausländischen Zahlungsverkehrs für die
Deutsche Bank übernehmen. Eine entsprechende Vereinba-
rung ist kürzlich unterzeichnet worden. 

Für beide Institute ist die Zusammenarbeit ein Schritt zur Um-
setzung ihrer strategischen Ziele: Die Postbank baut dadurch ihr
Geschäftsfeld Transaction Banking weiter aus. Die Deutsche
Bank kann sich durch die langfristige Kooperation noch konse-
quenter auf ihr Kerngeschäft konzentrieren. Für die Kunden än-
dert sich nichts. Sie führen ihre Konten weiter bei ihrer Bank. 

Die Postbank ist bereits heute mit rund 10 Millionen Transak-
tionen pro Tag einer der Marktführer im Zahlungsverkehr.
Durch die heute vereinbarte Übernahme von Zahlungsverkehrs-
transaktionen der Deutschen Bank sowie des Zahlungsverkehrs
der Dresdner Bank, die im März beschlossen wurde, erreicht die
Postbank einen Marktanteil von über 15 Prozent des deutschen
Inlandszahlungsverkehrs. Ihre Rolle im Transaction Banking
will sie weiter ausbauen und auch anderen Instituten ihre Dien-
ste anbieten. „Dank unserer schlanken Strukturen und unserer
modernen Technologie können unsere Partner ihre Kosten im
Zahlungsverkehr senken, und wir können zusätzliche Erträge er-
zielen. Ziel ist eine einheitliche Zahlungsverkehrs-Plattform, in
die noch weitere Mandanten integriert werden können“, unter-
streicht Prof. Dr. Wulf von Schimmelmann, der Vorstandsvor-
sitzende der Deutschen Postbank AG. ?

Kaufkraft und Konsumpotenzial:

Landshut spielt in erster Liga
Die Kaufkraft ist ein wichtiger Wirtschaftsindikator und gibt
Auskunft über das Konsumpotenzial in einer Stadt und einer
Region. Was die Kaufkraft betrifft, spielt die Stadt Landshut
bundesweit ganz oben mit. Das unterstreichen auch aktuelle
Zahlen der Gesellschaft für Konsumforschung (GfK) in Nürn-
berg. In der Studie „GfK-Kaufkraft 2004“ belegt die Stadt
Landshut unter den 439 Landkreisen und kreisfreien Städten ei-
nen hervorragenden 24. Platz.

„Die Stadt Landshut bestätigt
damit einmal mehr ihre gute Ent-
wicklung und festigt ihre gute
Position im Wettbewerb der
Städte und Landkreise“, bewer-
tet Oberbürgermeister Josef Dei-
mer das Ergebnis der Studie.
Nach einer Auswertung des
Wirtschaftsministeriums vom
vergangenen Sommer und der
Studie von Focus Money vom
Dezember unterstreicht dies nun
auch die Untersuchung der GfK.

Mit einer Kaufkraftkennziffer
von 117,2 nimmt die Stadt
Landshut bei der Untersuchung
der GfK unter 439 Landkreisen
und kreisfreien Städten Deutsch-

lands den sehr guten 24 Platz
ein. Der Wert 117 sagt aus, dass
die Einwohner Landshuts 17
Prozent mehr Kaufkraft zur Ver-
fügung haben als der Bundes-
durchschnitt. Die ersten drei
Plätze dieser Studie belegten
Groß-Gerau (140,9), Starnberg
(137,8)  und der Main-Taunus-
Kreis (134,5). In der Konkurrenz
der bayerischen kreisfreien Städ-
te gehört Landshut zu den ersten
Drei - hinter München und Er-
langen. Bezieht man die bayeri-
schen Landkreise mit ein, belegt
Landshut den siebten Rang. 

Basis der Kaufkraft

Als Kaufkraft definiert die
GfK die Summe aller Nettoein-
künfte, die in einem Jahr und ei-
ner Region der Bevölkerung zur
Verfügung stehen. Basis dieser
GfK-Kaufkraft sind z.B. die Er-
gebnisse der amtlichen Lohn-
und Einkommensteuerstatisti-
ken, aber auch Sonderauswer-
tungen einschlägiger Statistiken
wie Renten und Pensionen, Ar-
beitslosengeld und Arbeitslosen-
hilfe, Sozialhilfe, Wohn- und

Kindergeld sowie BaföG. In ei-
nem letzten Schritt für die Be-
rechnung der GfK-Kaufkraft
mussten die Ergebnisse mit der
volkswirtschaftlichen Informa-
tionen von Wirtschaftsinstituten
und deren Prognosen für das lau-
fende Jahr verknüpft und in das
aktuelle Jahr projiziert werden.

Beste Noten

Landshut hat nun innerhalb
kurzer Zeit erneut bei einer Un-
tersuchung beste Noten bekom-
men. Erst im vergangenen Som-
mer hatte das Bayerische Wirt-
schaftsministerium die Studie
der Gesellschaft für Konsumfor-
schung (GfK) vorgestellt. Hier
belegte Landshut bei der realen
Kaufkraft - hier werden auch
Preisunterschiede bei den Le-
benshaltungskosten berücksich-
tigt - noch vor München den er-
sten Platz. Bei einer Studie von
Focus Money, die unter anderen
Wirtschaftskraft, Attraktivität
und Wohnqualität untersuchte,
schaffte Landshut unter den
„Top 50“ einen hervorragenden
sechsten Platz. Im übrigen hat
die Zeitschrift „HÖRZU“ vor
Jahren ermittelt, dass Landshut
in der ganzen Republik über die
höchste Wohnqualität verfügt.
Dabei wurden das Pro-Kopf-
Einkommen, die Wohnungs-
größe und das Freizeitangebot
besonders bewertet. DK

Rund 400 Teilnehmer bei der 3. Jahrestagung PPP 

Chancen und Risiken von
Public-Private-Partnership
Frankfurt am Main. Die desolate finanzielle Situation der öf-
fentlichen Hand führt immer häufiger zum Wunsch einer Zu-
sammenarbeit zwischen Bund, Ländern und Kommunen auf
der einen und der privaten Wirtschaft auf der anderen Seite.
Vielfach wird in Public-Private-Partnerships (PPP) der Schlüs-
sel zur Lösung der finanziellen Misere gesehen. Doch während
im Ausland bereits zahlreiche PPP-Projekte mit Erfolg abge-
wickelt worden sind, bestehen in Deutschland vielfach
Berührungsängste und Hemmnisse. 

So war denn auch die 3. Jah-
restagung Public-Private-Part-
nership für Teilnehmer und Ver-
anstalter ein voller Erfolg: Im
Frankfurter Römer waren rund
400 Besucher der öffentlichen
Hand und der Privatwirtschaft
vertreten, die von ca. 40 Exper-
ten über Chancen und Risiken
von Public-Private-Partnership
informiert wurden. Diese große
Resonanz unterstreicht ein-
drucksvoll die Bedeutung des
Themas PPP. 

Zusammenarbeit
verstärken

In den meisten Diskussions-
beiträgen wurde eine verstärkte
Zusammenarbeit zwischen der
öffentlichen Hand und der priva-
ten Wirtschaft bei der Bereitstel-
lung öffentlicher Leistungen ge-
fordert. Die Konferenz zeigte
aber auch auf, dass in Deutsch-
land der Weg für PPP-Projekte
längst noch nicht geebnet ist. 

Dazu sagte auch Thomas 
Northoff, Partner bei Deloitte &
Touche in seinem Einführungs-
referat: „PPP und der damit ver-
bundene Zufluss privaten Kapi-
tals wird in anderen europäi-
schen Ländern gezielter als Mit-
tel zur Konjunkturbelebung ein-
gesetzt. In Deutschland stehen
wir erst am Anfang.“ Ian An-

drews, Partner bei Linklaters
Oppenhoff & Rädler, meinte,
dass anfängliche Berührungs-
ängste durch umfassende Infor-
mationen überwunden werden
können. 

Kein Allheilmittel

Dass es sich bei PPP um
„kein Allheilmittel“ handelt,
versuchte Thomas Grotowski,
Abteilungsdirektor Öffentliche
Kunden bei der HypoVereins-
bank, ebenfalls Referent im
Eröffnungsplenum klarzuma-
chen: „Manchmal habe ich 
das Gefühl, dass um PPP ein
Mythos gebildet wird. Es han-
delt sich hierbei um eine Mög-
lichkeit für die öffentliche
Hand, öffentliche Leistungen
durch privatwirtschaftliche Rea-
lisierung bereitzustellen.“ Neben
der Möglichkeit, einzelne Vor-
träge zu hören, konnten die Be-
sucher auch Podiumsdiskussio-
nen verfolgen sowie an Works-
hops der Mitveranstalter und
Sponsoren teilnehmen. 

Veranstaltet wurde die 3. Jah-
reskonferenz Public-Private-
Partnership von der ConVent
GmbH. Mitveranstalter waren
die Bilfinger Berger AG, die Hy-
poVereinsbank AG, Deloitte so-
wie Linklaters Oppenhoff &
Rädler. ?

Deutsche Bank und Partner:

Weltweite Geldautomaten-
Allianz erweitert 

Die 2001 von sechs weltweit führenden Finanzinstituten, darun-
ter die Deutsche Bank, gegründete erste globale Geldautomaten-
Allianz wird weiter ausgebaut: Mit Beginn der Urlaubszeit er-
höht sich die Zahl der kostenfrei nutzbaren Geldautomaten um
rund 3.500 auf insgesamt 35.000. 

Aufgrund des Zusammen-
schlusses der Bank of America
und FleetBoston Financial
steigt die Zahl der Geldautoma-
ten innerhalb der Geldautoma-
ten-Allianz noch einmal deut-
lich. Damit wird die kostenlose
Bargeldversorgung insbesonde-
re an der amerikanischen Ost-
küste weiter verbessert. 

Allein in New York stehen
den Kunden der Deutschen
Bank ab sofort über 500 Geld-
automaten der Bank of America
(FleetBoston) zur kostenfreien
Bargeldversorgung zur Verfü-
gung. 

Cash Group

Mit der Erweiterung können
sämtliche Kunden der Partner-
banken Deutsche Bank
(Deutschland), Bank of Ameri-
ca (USA), Barclays (Großbri-
tannien), BNP Paribas (Frank-
reich), Scotiabank (Kanada)
und Westpac (Australien) rund

um den Globus in 32 Ländern
an 28.000 Geldautomaten kos-
tenlos Bargeld abheben. Zu-
sätzlich stehen den Kunden der
Deutschen Bank in Deutsch-
land die rund 7.000 Geldauto-
maten der Cash Group zur Ver-
fügung, so dass sie insgesamt
an weltweit 35.000 Geldauto-
maten kostenfrei Bargeld ab-
heben können.

Service besonders
für die Ferien

Seit dem Start der ersten glo-
balen Geldautomaten-Allianz
im Mai 2001 haben die Kunden
der Deutschen Bank weltweit
durchschnittlich 90.000 mal pro
Monat im Ausland diesen Servi-
ce genutzt und an Geldautoma-
ten der Mitgliedsbanken kosten-
frei Geld abgehoben. Dabei
wurde am häufigsten während
der Ferienzeit an Automaten in
Großbritannien und Frankreich
Geld abgehoben. ?

Wirtschaftsrat der CDU: 

„Selbstmitleid lähmt“
Der Wirtschaftsrat der CDU hat in Berlin den so genannten
„Masterplan Deutschland“ vorgelegt. Die Vorhaben sind mit
zehn Leitsätzen dargestellt. Kern des Masterplans ist eine radi-
kale Umkrempelung des Systems, die noch weit über die Vor-
stellungen der Unionsparteien im Bundestag hinaus gehen. Der
Handlungsbedarf sei immens und die Verbreitung von Zu-
kunftspessimismus müsse aufhören, sagte Wirtschaftsrat-Präsi-
dent Kurt J. Lauk. „Selbstmitleid lähmt“, ergänzte er im Rah-
men einer Pressekonferenz. 

Zu den fünf zentralen Punkten
des Masterplans gehören u.a. ei-
ne Steuerreform, die „radikaler
als der radikalste Merz“ sei. Ge-
werbesteuer weg, Einkommen-
steuer senken und die Vermö-
genssteuer erst gar nicht ein-
führen, so die konkreten Forde-
rungen. Ebenso ein Dorn im Au-
ge ist dem Wirtschaftsrat das
„Tarifkartell“; die Gewerkschaf-
ten müssen entmachtet und der
Arbeitsmarkt absolut liberalisiert
werden. Das CDU-Gremium
will den gesetzlichen Kündi-
gungsschutz abschaffen und die
Wochenarbeitszeit auf minde-
stens 40 Stunden ausdehnen.
„Die 34-Stunden-Woche ist der
größte wirtschaftspolitische Irr-
tum in der Geschichte der Repu-
blik“, kritisierte Lauk. 

Ein Augenmerk legt der Wirt-
schaftsrat auch auf die Zukunft
der jungen Generationen. Kre-
ditfinanzierte Studiengebühren,
die an den Hochschulen verblei-

ben, sollen ebenso wie die freie
Wahl der Universität eingeführt
werden. Die Verbeamtung von
Lehrern und Professoren steht
natürlich auch zur Disposition.
Eine bei den jungen Menschen
durchaus beliebte Forderung ist
die nach kürzeren Schul- und
Studienzeiten. Insgesamt will
der Wirtschafrat die Politik fami-
lienfreundlicher machen, damit
Familie und Beruf unter einen
Hut gebracht werden können. 

Die Pressekonferenz fand im
Vorfeld des Wirtschaftstags 2004
in Berlin statt, zu dem neben den
Spitzen der deutschen Politik
und Unternehmen auch Alt-Bun-
deskanzler Helmut Kohl und der
französische Premierminister Je-
an-Pierre Raffarin erwartet wur-
den. CDU-Vorsitzende Angela
Merkel stellte ihren Masterplan
vor. Der Wirtschaftsrat verfolgt
dezidiert die Absicht, sein Kon-
zept im Merkel-Plan aufgehen
zu lassen. ?

BayernSPD zu Hartz IV
und Gemeindefinanzen 

Das Präsidium der BayernSPD befasste sich auf seiner jüngsten
Sitzung  auch mit der Finanzsituation der bayerischen Kommu-
nen nach dem Kompromiss zu Hartz IV. 

Der Stellvertretende SPD-
Landesvorsitzende Florian Pro-
nold, MdB, erklärt dazu: „Die
SPD hat Wort gehalten: Die
Entlastung der Städte und Ge-
meinden wird im versproche-
nen Umfang voll realisiert. Die
Kommunen haben in Zukunft
jährlich 6 bis 7 Milliarden Euro
mehr zur Verfügung.“ 

Subventionsabbau greift

Die ersten 2,3 Milliarden sind
Pronold zufolge durch die Sen-
kung der Gewerbesteuerumlage
schon seit Jahresbeginn wirk-
sam. Die Steuerschätzungen zei-
gen, dass auch der Subventions-
abbau greift. Mit der Einigung
zu Hartz IV ist auch die verspro-
chene 2,5-Milliarden-Entlastung
durch die Arbeitsmarktreform
unter Dach und Fach. Die Ent-
lastung summiert sich schon
2005 auf über 6 Milliarden Euro,

2007 werden es 7 Milliarden Eu-
ro sein. Die Gemeindefinanzre-
form sei damit ein voller Erfolg. 

Kritik an CSU-Plänen

Kritik wurde an den CSU-
Plänen laut: Sie stellten einen
„Sargnagel für Städte und Ge-
meinden“ dar. Die größte Ge-
fahr sei jetzt, dass der Erfolg
auf Bundesebene in Bayern
„völlig konterkariert“ wird. Be-
reits 2004 habe die CSU den
Kommunen 550 Millionen Eu-
ro an Investitionszuschüssen
weggenommen. Die neuen
Ankündigungen von „Kahl-
schlag-Minister“ Huber könn-
ten nur als Drohung für die
Kommunen verstanden wer-
den. Als Anwalt der Städte und
Gemeinden werde die Bay-
ernSPD entschiedenen Wider-
stand gegen weitere Sparorgien
leisten. ?
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Verträge genau prüfen!
Städte mit „Cross-Border-Leasing“-Verträgen müssen auf der Hut sein 

Frankfurt/Düsseldorf. Die vielen deutschen Städte, die ihre lee-
ren Kassen in den letzten Jahren mit Erlösen aus so genannten
Cross-Border-Leasing-Verträgen (CBL) mit US-Trusts gefüllt
haben, müssen auf der Hut sein. „CBL-Geschäfte auf kommu-
naler Ebene können nicht nur den jeweiligen Kommunalhaus-
halt gefährden, sondern auch negative Auswirkungen auf den
Landeshaushalt haben“, erklärte jetzt der nordrhein-westfäli-
sche Landesrechnungshof in Düsseldorf. 

Für Aufregung sorgt zudem ei-
ne in den USA geplante Geset-
zesänderung zum Steuerrecht,
die die bisherigen Steuervorteile
für die amerikanischen Leasing-
geber kappen könnte. Experten
befürchten, dass die US-Ver-
tragspartner nun versuchen
könnten, zu Lasten der Kommu-
nen aus den Vereinbarungen aus-
zusteigen. 

„Exit plus Schadenersatz“ 

„Die Kommunen müssen sich
ihre Verträge genau ansehen“, rät
Arnd Bühner von der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft
Ernst & Young. Zwar werde das
Risiko einer US-Steuerrechtsän-
derung stets von den US-Firmen
übernommen. Dennoch sei ein
Szenario durchaus vorstellbar,
wonach ein US-Vertragspartner
einen „Exit plus Schadenersatz“
sucht. 

„Die US-Trusts könnten ge-
neigt sein, bei deutschen Städten
Vertragsverletzungen zu suchen,
um aus den Verträgen zu kom-
men“, sagt auch der Kölner Pub-
lizist Werner Rügemer, der un-
längst ein Buch zu dem Thema
herausgebracht hat. „Bisher ist
noch keinem Stadtrat der voll-
ständige, verbindliche englische
Vertragstext vorgelegt worden“,
schreibt Rügemer auf der Home-
page der Gewerkschaft ver.di. 

Nicht in Deutsch

Der Düsseldorfer Landesrech-
nungshof gab zu bedenken, dass
die zahlreichen Einzelverträge
der CBL-Geschäfte grundsätz-
lich nicht in Deutsch abgefasst
seien und das Vertragswerk aus-
ländischem Recht unterliege.
Auch von daher bestehe für die
deutsche Seite „viel mehr als für
den ausländischen Vertragspart-
ner die Gefahr, Fallstricke des
Geschäfts zu übersehen“. Als
weitere Risiken nannten die
Rechnungsprüfer unter anderem
eine vorzeitige Beendigung der
Transaktion oder eine Insolvenz
der Vertragspartner. 

Bereits im Februar hatte der
bayerische Innenminister

Günther Beckstein gewarnt:
„Die Risiken reichen von der un-
geklärten künftigen Steuer-
rechtslage in den USA über
mögliche Leistungsstörungen
oder die Insolvenz des amerika-
nischen Investors bis hin zu Ver-
änderungen im Rating von Be-
teiligten“ und im neuen Kom-
munalgesetz Bestimmungen für
CBL-Geschäfte angekündigt. 

Definition

Beim Cross-Border-Leasing
(CBL) vermietet eine Kommune
oder Gesellschaft in öffentlicher
Trägerschaft eigene Einrichtun-
gen, wie Verkehrsbetriebe, Was-
serwerke, Müllverbrennungsan-
lagen oder auch Gebäude, lang-
fristig an einen amerikanischen
Leasinggeber - zumeist Banken,
Versicherungen oder Industrie-
unternehmen - und mietet diese
sogleich wieder zurück. 

Aus deutscher Sicht bleibt das
Eigentum der Kommune erhal-
ten, aus amerikanischer Sicht
aber handelt es sich um einen
Kauf, der steuerrechtlich geltend
gemacht werden kann. Die
Kommune erhält einmalig einen
so genannten Barwertvorteil, der
laut Düsseldorfer Landesrech-
nungshof rund drei bis sechs
Prozent des Transaktionsvolu-
mens ausmacht und den der
Trust aus der Steuerersparnis
aufbringt. Der größte Teil der
Steuerersparnis von nach Schät-
zungen Rügemers 20 bis 35 Pro-
zent des Gesamtvolumens ent-
fällt auf den Trust. Eben diesen
Steuervorteil will der amerikani-
sche Gesetzgeber nun abschaf-
fen, wenn auch wesentliche De-
tails noch abgestimmt werden
müssen. 

180 bis 200 Verträge

Rund 180 bis 200 solcher
CBL-Verträge sollen nach Schät-
zungen von Bühner und Rüge-
mer zwischen 1996 und 2003 in
Deutschland abgeschlossen wor-
den sein, mit einem Barwertvor-
teil von rund einer Milliarde Eu-
ro. Allein in Nordrhein-Westfa-
len gab es laut Landesrech-

nungshof in den letzten fünf Jah-
ren 19 solche Geschäfte mit ei-
nem Barwertvorteil von rund
345,5 Millionen Euro, entspre-
chend einem Gesamttransakti-
onsvolumen von 11,5 Milliarden
Euro. Bereits vor gut einem Jahr
meldete das sächsische Innenmi-
nister 14 CBL-Geschäfte im
Freistaat, darunter allein sieben
in Leipzig, mit einzelnen Trans-
aktionsvolumina von über 100
Millionen Euro. In Hamburg
wurde die Stadtentwässerung, in
Berlin ein Teil der Messehallen,
die städtische Verkehrsgesell-

schaft und die Stadtreinigung, in
Kaiserslautern die Kläranlage
und das städtische Kanalnetz
und auch in vielen anderen Städ-
ten entsprechende Einrichtungen
ver- und rückgemietet. 

Kein Grund zur Panik

Grund zur Panik scheint es bei
allen Vorbehalten aber nicht zu
geben. Bei einer AP-Umfrage
zeigten sich die meisten Kom-
munen und Gesellschaften über-
zeugt, dass sie rechtlich auf der
sicheren Seite seien. So meinte
eine Sprecherin der Hamburger
Stadt-Entwässerung: „Unsere
Verträge sind nach Angaben un-
seres Justiziars komplett wasser-
dicht, das Geld liegt auf einem
Treuhandkonto.“    KK

Gemeindehaushaltsrecht:

Kommunen wollen Klarheit
Gemeindetag fordert Staatsregierung auf, mit den Gemeinden über die weiteren 

Schritte auf dem Weg zu einem neuen Kommunalen Rechnungswesen zu entscheiden

„Die Bayerische Staatsregierung sollte klar sagen, was sie will.
Ein kommunales Rechnungswesen nach herkömmlicher Art
und Weise, eine modifizierte Form davon oder die Einführung
des kaufmännischen Rechnungswesens mit der weit reichenden
Einführung betriebswirtschaftlicher Elemente in das bisherige
System“ sagte Dr. Uwe Brandl, Präsident des Bayerischen Ge-
meindetags nach der Landesausschusssitzung des Verbands. 

„Bayerns Gemeinden brau-
chen Planungssicherheit und ei-
ne zeitliche Perspektive. Die
Staatsregierung muss die offenen
Fragen, wie beispielsweise die
Umlagenproblematik, die Ge-
nehmigungsfähigkeit der Ge-
meindehaushalte bei einem neu-
en Modell sowie die finanzielle
und organisatorische Umsetzung
eines neuen Kommunalen Haus-
haltsrechts schnellstmöglich be-
antworten. 

Gutes Beispiel

Außerdem erwarten wir, dass
der Freistaat mit gutem Beispiel
vorangeht und sein eigenes
Haushaltswesen reformiert.“ 

Seit Ende der 80er Jahre dis-
kutieren die Kommunen in

Deutschland die Zukunft ihres
kommunalen Finanzwesens. Un-
ter dem Begriff „Neues Steue-
rungsmodell“ geht es unter ande-
rem darum, betriebswirtschaftli-
che Elemente wie Budgetierung,
Kosten-/Leistungsrechnung, Be-
richtswesen und Controlling
flächendeckend für die gesamte
Verwaltung einzuführen. 

Bürgerorientierung

Gleichzeitig soll damit eine
stärkere Bürger- und Mitarbei-
terorientierung erreicht werden.
Ziele sind dabei eine größere
Transparenz der kommunalen
Haushalte für die Bürgerinnen
und Bürger und darüber hinaus,
dem Gedanken der Nachhaltig-
keit stärker Rechnung zu tragen. 

In anderen Bundesländern
prüfen die Kommunen, ob und
wie sie ihr eigenes Haushalts-
recht reformieren können.
Während sich die Mehrheit der
kommunalen Spitzenverbände
für ein Rechnungswesen mit be-
triebswirtschaftlichen Elementen
entschieden hat, will sich der
Freistaat derzeit noch nicht fest-
gelegen. 

Umstellungskosten

Bayerns Städte und Gemein-
den wollen jedoch Klarheit, bis
wann das bisherige kommunale
Rechnungswesen auf ein neues,
betriebswirtschaftlich orientier-
tes, umgestellt werden muss.
Insbesondere erwarten sie, dass
der Freistaat die hierbei anfallen-
den Umstellungskosten über-
nimmt. „Die Bayerische Staats-
regierung sollte die Gemeinden
nicht länger im Ungewissen las-
sen. Wir erwarten eine klare
Aussage, wohin die Reise geht“,
so Dr. Brandl. ?

Kommunaler Hochbau:

Verbesserte Förderung von
Generalinstandsetzungen

Meyer: Hilfe für investitionswillige Gemeinden

„Eine gute Nachricht für die bayerischen Gemeinden: Seit 1.
Juli wird die Förderung von Generalinstandsetzungen im
kommunalen Hochbau deutlich verbessert. Damit können wir
investitionswilligen, aber finanzschwachen Gemeinden wirk-
sam helfen“, erklärte Finanzstaatssekretär Franz Meyer. 

Nach geltendem Recht werden
Generalinstandsetzungen von
Schulen und Kinderbetreuungs-
einrichtungen im Rahmen des
kommunalen Finanzausgleichs
in der Regel nur dann gefördert,
wenn die zuwendungsfähigen
Kosten mindestens die Hälfte
der vergleichbaren Neubauko-
sten betragen. Dieser Schwellen-
wert hat sich in der Praxis als
sehr hoch erwiesen. 

Ohne weitere Prüfung

Seit 1. Juli werden deshalb
Generalinstandsetzungen im
Hochbau schon dann gefördert,
wenn die zuwendungsfähigen
Kosten 25 Prozent der ver-
gleichbaren Neubaukosten be-
tragen. Zudem wird bei Gene-
ralsanierungen, die erstmals 25
Jahre nach Inbetriebnahme ei-
nes Gebäudes anfallen, künftig
ohne weitere Prüfung unter-
stellt, dass die Sanierungen
nicht durch mangelhaften Bau-
unterhalt veranlasst sind. 

Um die kostenmäßigen Aus-
wirkungen festzustellen, soll
diese Regelung zunächst probe-
weise bis zum 31. Dezember
2008 gelten. Vor Ablauf dieser
Frist kann dann auf Grundlage
der bis dahin gemachten Erfah-
rungen über den Fortbestand

der Neuregelung entschieden
werden.

Die Präsidenten des Bayeri-
schen Landkreistages und des
Gemeindetages, Theo Zellner
und Dr. Uwe Brandl, sowie der
Vorsitzende des Bayerischen
Städtetages, Josef Deimer, be-
grüßen die Neuregelung nach-
drücklich. Sie sei ein wichtiger
Beitrag, um auch ärmeren Kom-
munen notwendigste Sanie-
rungsarbeiten insbesondere an
Schulgebäuden zu ermöglichen.

Umfrage des Wirtschaftsmagazins Capital: 

Leistungsstarke 
Finanzverwaltung!

Als „deutliches Zeichen für die Leistungsstärke der bayeri-
schen Finanzbeamten“ wertete Finanzstaatssekretär Franz
Meyer eine aktuelle Umfrage des Wirtschaftsmagazins Capi-
tal. Danach nehmen die bayerischen Finanzämter neben den
Finanzämtern von Baden-Württemberg einen Spitzenplatz
ein. Das Finanzamt Uffenheim ist dabei das bestplatzierte
bayerische Finanzamt. Zu dieser Auszeichnung gratulierte Fi-
nanzstaatssekretär Franz Meyer beim Richtfest für den Erwei-
terungsbau des Finanzamts in Uffenheim.

Auch bei der im Rahmen des
Projekts „Leistungsvergleich
zwischen Finanzämtern“ im
Mai 2002 durchgeführten
flächendeckenden Besucherbe-
fragung hätten, wie Meyer erin-
nerte, rund 56.000 Steuerpflich-
tige den bayerischen Finanzäm-
tern eine hervorragende Arbeit
bescheinigt (Note: 1,78). Bei
der Ende 2003 durchgeführten
Befragung der bayerischen
Steuerberater und Lohnsteuer-
hilfevereine wurden 8.300 Fra-
gebögen ausgefüllt. Auch bei
dieser sehr differenzierten Be-
fragung ergab sich für die
bayerischen Finanzämter ein
positives Bild. „Wir ruhen uns
nicht auf den Lorbeeren aus.
Wir arbeiten konsequent daran,
den Servicecharakter der
bayerischen Verwaltung noch
weiter zu optimieren. So bin ich
davon überzeugt, dass der Er-
weiterungsbau hier in Uffen-
heim dazu beitragen wird, die
Arbeitsqualität und den Service
des Finanzamts nochmals zu
verbessern“, betonte Meyer.

Der Freistaat investiert 7,5
Millionen Euro in den Erweite-
rungsbau und die Teilrenovie-
rung des Wasserschlosses.
„Trotz aller Sparzwänge, die

wir derzeit haben: ich meine,
dieses Geld ist in Uffenheim gut
angelegt. Es profitieren nicht
nur die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des Finanzamts von
dem neuen Gebäude. Das
„neue“ Finanzamt wertet auch
die Uffenheimer Altstadt auf“,
stellte Meyer fest. ?

Broschüre zum
Nachtragshaushalt 

Ein Meilenstein auf dem
bayerischen Konsolidierungs-
pfad - so tituliert Finanzminister
Kurt Faltlhauser den Nachtrags-
haushalt 2004. Doch wofür gibt
der Freistaat sein Geld aus? Wo-
her stammen die Mittel hierfür?
Wie viel Kredite muss der Staat
aufnehmen? Welche Gelder gibt
er weiter an seine Kommunen?
Darüber und über weitere Fra-
gen kann sich jetzt jeder mit der
neuen Broschüre „Der Bayeri-
sche Staatshaushalt - Nachtrag
2004“ informieren.

In der neuen Haushaltsbro-
schüre wird die nachhaltige
Haushaltspolitik des Freistaats
Bayern dargestellt. Ausführlich
erläutert wird, wie der Freistaat
in diesem Jahr die verfügbaren
Mittel einsetzt. ?
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Wasserversorgung und Abwasserentsorgung:

Reformen jetzt mutig angehen!
Wegfall staatlicher Zuschüsse und demografische Veränderungen

verstärken Druck auf Kommunen
Die kommunale Wasserver- und Abwasserentsorgung in Bay-
ern steht vor radikalen Änderungen. Mit dem jetzt von der
CSU-Landtagsfraktion in Übereinstimmung mit der Bayeri-
schen Staatsregierung beschlossenen Aussetzung der Förder-
mittel für die Erneuerung und Sanierung von Leitungsnetzen
steht bei vielen bayerischen Kommunen die Finanzierung des
bestehenden Leitungsnetzes ebenso auf dem Prüfstand, wie die
derzeitigen organisatorischen und personellen Strukturen -
insbesondere bei kleinen und mittelgroßen Land-Kommunen.

Die Notwendigkeit zum Auf-
bau wirtschaftlich leistungsfähi-
ger Strukturen zum Betrieb der
Netze wird durch eine aktuelle
Studie der Deutschen Bank zu
den Auswirkungen der demogra-
fischen Entwicklung auf die öf-
fentliche Infrastruktur (vgl. Deut-
sche Bank Research: Demografie
Spezial Nr. 294 vom 28.04.04)
noch verstärkt: vor dem Hinter-
grund von prognostizierten 10%
rückläufiger Bevölkerungszahlen
und sogar 20 % weniger Er-
werbstätigen bis 2050 verteilen
sich die hohen Fixkosten zum
Betrieb und Erhalt der Netze auf
immer weniger Menschen - ins-
besondere in Wegzugsgebieten. 

Aktuelle Studie

So kommt auch das bayeri-
sche Landesamt für Wasserwirt-
schaft bei einer von Roland
Berger durchgeführten aktuel-
len Studie zur Effizienzbetrach-
tung der kommunalen Wasser-
versorgung in Bayern zu dem
Schluss, dass die kleinräumige
Struktur der öffentlichen Was-
serversorgung in Bayern den
gegenwärtigen Erfordernissen
durch Zusammenlegung zu
mehreren Zweckverbänden und
der Zusammenlegung von Was-

ser und Abwasser angepasst
werden muss.

Investitionsstau

Vor dem Hintergrund eines be-
stehenden Anschlussgrades von
rund 95 % der bayerischen Be-
völkerung im Abwasserbereich
und über 98 % im Wasserbereich
erhält außerdem der Umstand
neue Bedeutung, dass ein gewis-
ser Prozentsatz permanent reno-
viert werden müsste, um den
vom bayerischen Gemeindetag
derzeit schon auf 11 Milliarden
Euro geschätzten Investitions-
stau nicht einfach auf spätere
Generationen zu verlagern. 

Gravierende Veränderungen 

„Unsere Mitglieder berichten,
dass sich viele bayerische Bür-
germeister der gravierenden
Veränderungen noch gar nicht
bewusst sind“, so Dieter Beck,
Vorsitzender der bayerischen
Landesgruppe des Rohrlei-
tungsbauverbandes. „Die lange
Zeit herausgehobene Bedeu-
tung der ‘Versorgungssicher-
heit’ wird derzeit von dem The-
ma ‘Effizienzsteigerung’ ab-
gelöst und die Auswirkungen
der Europäischen Liberalisie-

rung werden hier einen zusätzli-
chen Druck auf die kommuna-
len Entscheider erzeugen.“

Auswege aus dem Dilemma

Bei der Suche nach Auswegen
aus dem Dilemma unterstützt der
RBV die Forderungen von Ro-
land Berger und der Deutschen
Bank zur verstärkten Umstellung
auf leistungsfähige kommunale
Unternehmensstrukturen, Um-
stellung auf Eigenbetrieb oder
Kapitalgesellschaften mit der
Kommune als Gesellschafter.

Eine eigene Geschäftsfüh-
rung und ein eigenständiger
Haushalt gilt als Voraussetzung
für eine effiziente Verwaltungs-
struktur. Die höhere Transpa-
renz ist auch eine Vorausset-
zung dafür, dass Wasser- und
Abwassergebühren künftig nicht
mehr zweckentfremdet zur
Deckung kommunaler Haus-
haltslöcher herangezogen wer-
den können.

Erhaltungsstrategie

Übergeordnetes Ziel ist die
Sicherstellung einer langfristi-
gen Erhaltungsstrategie der
Wasser- und Abwassernetze un-
ter kommunaler Kontrolle. Die
Zusammenschlüsse sind not-
wendig, um das notwendige
personelle Know how und die
technische Infrastruktur vorzu-
halten aber auch marktwirt-
schaftlich konkurrenzfähig und
damit nötigenfalls auch „libera-
lisierungsresistent“ zu werden.
Herbei können auch dringend

benötigte private Finanzie-
rungs- und PPP-Modelle stärker
zum Einsatz kommen. „Wer die
Auswirkung der Liberalisierung
fürchtet, muss private Unter-
nehmen mit einbinden“, bringt
es Beck auf einen Nenner.

Neben der Reform und Mo-
dernisierung der finanziellen
und strukturellen Rahmenbe-
dingungen bieten auch der Ein-
satz von ausgereiften und quali-

tativ hochwertigen Bau- und
Sanierungsverfahren noch
großes Potential zur Effizienz-
steigerung „zu der sich alle Mit-
gliedsunternehmen des Rohrlei-
tungsbauverbandes bekennen“,
so Beck.                                       ?

Kommunale Altdeponien:

Kehrtwende der
Staatsregierung
„Auf Zusagen des Staates ist

kein Verlass mehr!“ erklärte Dr.
Uwe Brandl, Präsident des
Bayerischen Gemeindetags,
beim Studium eines Gesetzent-
wurfs des Umweltministeriums
zur Sanierung gemeindeeigener
Altdeponien. Danach sollen die
Gemeinden per Satzung die Ge-
bühren für ihre Bürger festle-
gen, die zur Sanierung von ehe-
maligen Gemeinde-Hausmüll-
deponien gebraucht werden.
„Das widerspricht dem Mini-
sterratsbeschluss von 2003, der
nach monatelangen Vorüberle-
gungen und Rechtsdiskussionen
die Sanierung mit einem Ge-
bührenfinanzierungsmodell den
Landkreisen auferlegte. Die
180-Grad-Wende der Staatsre-
gierung ist nicht nachvollzieh-
bar“ sagte Brandl. 

Aktuelles Recht

In Bayern existieren mehr als
7.000 (bereits geschlossene)
kommunale Altdeponien. Für
ca. 20 Prozent von ihnen besteht
Sanierungsbedarf, um Gefähr-
dungen für Boden und Grund-
wasser für die Zukunft sicher
auszuschließen. Nach jetzigem
Recht sind die kreisangehörigen
Gemeinden als ehemalige Be-
treiber für die Untersuchung
und Sanierung der alten Müll-
kippen zuständig. Nach einer
groben Kostenschätzung betra-
gen die hierfür notwendigen
Kosten ca. 1,3 Mrd. Euro.

Vorgesehene Kombination

Nach einem Ministerratsbe-
schluss vom Oktober vergange-
nen Jahres war als Finanzie-
rungslösung vorgesehen eine
Kombination aus einer gemein-
samen Finanzierung für die vor
Juni 1972 geschlossenen Depo-
nien durch Staat und Kommu-
nen (Kooperationsmodell) und
aus einer Finanzierung für die
nach Juni 1972 geschlossenen
Altdeponien über Abfallge-
bühren (Gebührenmodell). 

„Ein gemeindliches Gebüh-
renmodell belastet allein die
Gemeindebürger mit den Sanie-
rungskosten für Altdeponien.
Insbesondere bei kleineren Ge-
meinden ist es unzumutbar,
wenn die Gemeindebürger die
gigantische Kostenlast schul-
tern müssen“ so Brandl. „Wir
werden entschiedenen Wider-
stand gegen ein solches Geset-
zesvorhaben der Staatsregie-
rung leisten.“                              ?

Peter Mucha vom Fachbereich Hochbau im Landratsamt und
Werkleiter Karl Schmid vom Eigenbetrieb Abfallwirtschaft des
Landkreises Günzburg kontrollieren regelmäßig die Arbeiten
auf der Burgauer Pyrolyseanlage.                    Text und Bild: Joas

Gemeinsam „Abfall-
Berge“ versetzen

In der grauen Restmülltonne landet vieles, was dort nicht hin-
eingehört. Besonders schlecht ist die Mülltrennung in
Großwohnanlagen, leider auch in Augsburg. Ein in dieser
Form neuartiges Projekt soll das jetzt ändern: In drei Augs-
burger Wohnanlagen arbeitet das Bayerische Institut für An-
gewandte Umweltforschung und - technik (BIfA) mit Hilfe der
Bewohner an der Verbesserung der Abfallsituation.

Jedes Jahr wird bundesweit so
viel Hausmüll produziert, dass
daraus ein Berg aufgeschichtet
werden könnte, der hoch wie ein
achtstöckiges Haus ist, einhun-
dert Meter breit und mit einer
Länge, die der Entfernung zwi-
schen Augsburg und München
entspricht. Trotzdem wird über
Abfallvermeidung und -tren-
nung kaum mehr gesprochen.

Im Auftrag des Bayerischen
Umweltministeriums führt das
BIfA in drei Augsburger Groß-
wohnanlagen Projekte durch.
BIfA will zunächst erfahren, was
die Bewohner über das Thema
denken und die Ursachen für die
schlechte Abfallsituation besser
verstehen. Danach sollen Ver-
besserungsmöglichkeiten gefun-
den und auch umgesetzt werden.
Später sollen diese Erfahrungen
auf andere Wohnanlagen über-
tragen werden können.

Bewohner einbeziehen

Nach Überzeugung des BIfA
müssen die Bewohner der
Wohnanlagen bei der Suche
nach Verbesserungsmöglichkei-
ten eingebunden werden. Die
Bewohner kennen ihre Wohnan-
lagen genau und wissen damit
auch am besten, welche Maß-
nahmen Erfolg haben können.
Besonders wichtig für das BIfA:
Die Meinung von Menschen aus
der Türkei und aus dem russi-
schen Sprachraum, die einen er-
heblichen Teil der Bewohner-
schaft ausmachen. Darum wer-
den die Befragungen auch in rus-
sischer und türkischer Sprache
durchgeführt.

Unterstützt wird das BIfA
durch den Psychologen Michael
Schneider und dem Manage-
menttrainer Edgar Büttner, der

normalerweise solche Prozesse
in der Industrie leitet. Auch der
Abfallwirtschafts- und Stadtrei-
nigungsbetrieb der Stadt Augs-
burg und der zuständige berufs-
mäßige Stadtrat Thomas Schal-
ler unterstützen das Projekt mit
großem Engagement. Gleiches
gilt für die Wohnungsbaugesell-
schaft der Stadt Augsburg und
das Bayerische Landesamt für
Umweltschutz. 

Seit Projektstart hat das BIfA
schon mehr als 160 Bewohner
befragt. Im Römerhof im Hoch-
feld fand eine Fragebogenaktion
mit Verlosung großen Anklang.
Im Univiertel und im Schillerhof
in Oberhausen fanden Bewoh-
nertreffs statt, auf denen BIfA
die ersten Ergebnisse vorgestellt
und die Diskussion mit den Be-
wohnern begonnen hat. Projekt-
leiter Siegfried Kreibe: „Die Be-
wohner haben eine sehr enga-
gierte Diskussion geführt. Da hat
sich eine Menge Ärger ange-
staut, aber die Leute sehen
durchaus Möglichkeiten etwas
zu verbessern. Es macht Spaß,
mit ihnen zusammenzuarbeiten.“
In den nächsten zwei Jahren sol-
len regelmäßig solche Treffen
stattfinden.

Das Projekt ist in dieser Form
absolut neu. Erstmals werden or-
ganisationspsychologische Me-
thoden aus der Industrie einge-
setzt, um gemeinsam mit Be-
wohnern Verbesserungen im
Hausmüllbereich zu erzielen.
„Gehen Sie mal zu Firmen wie
AUDI oder Siemens. Die haben
längst begriffen, dass wirksame
Verbesserungen in der Fertigung
nur dann gelingen, wenn die Mit-
arbeiter eingebunden werden. So
machen wir das in den Wohnan-
lagen. Die Bewohner sind unsere
Experten.“ so Kreibe.                  ?

Jahresrevision an der 
Müllpyrolyseanlage in Burgau
Die Müllpyrolyseanlage in Burgau steht zur Zeit still. Neben all-
gemeinen Wartungsarbeiten und Sicherheitsprüfungen werden,
die Gasleitungen und Schweler gereinigt. Umbauten an der
Schwelerbeheizung sollen zu einer verbesserten Ausgasung des
Mülls führen. 

Da in den Jahren 2005 und
2006 die Reparatur der Schwel-
trommeln vorgesehen ist, begin-
nen auch hierfür erste Vorberei-
tungsarbeiten. So muss dem
Stahlmantel ein Probestück aus-
geschnitten werden, um im La-
bor Schweißversuche durch-
führen zu können. Die Stelle
wird mit einem entsprechenden
Neuteil verschlossen. Weitere
Energiesparmaßnahmen werden
ebenso vorbereitet; so sollen
Undichtigkeiten in der Druck-
luftanlage beseitigt und alle
Kühlerlamellen gereinigt wer-
den. Zu den wichtigsten Arbei-

ten zählt auch die Reparatur des
Mauerwerks in der Brennkam-
mer. Immerhin herrschen dort
im Betrieb Temperaturen von
rund 1250 Grad. Laut Werklei-
ter Karl Schmid ist die Logistik
für die Zwischenlagerung und
Umleitung des gewerblichen
Abfalls vorbereitet. Die Haus-
müllabfuhr ist von dem Still-
stand nicht betroffen. Ebenso
können Kleinanlieferer ge-
bührenpflichtige Abfälle und
Sperrmüll während der gesam-
ten Revisionszeit anliefern. Mit
Wartezeiten muss allerdings ge-
rechnet werden.                         ?
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Der Countdown läuft
Neue Verwertungswege durch Kooperation der 

PVC-Baustoff-Recycling-Initiativen

Die Zeit läuft. Und damit läuft auch der Countdown für unbe-
handelte Abfälle. Denn die dürfen nach den Regelungen der
Ablagerungsverordnung und der Technischen Anleitung Sied-
lungsabfall ab dem 1. Juni 2005 nicht mehr auf Deponien ent-
sorgt werden.

Auch PVC-Baustoffe fallen -
wie Holz oder Papier - unter
dieses Entsorgungsverbot. Be-
troffen sind ausgediente Fen-
ster- und Türprofile, aber auch
Rollläden, Dachbahnen, Boden-
beläge und Rohre aus PVC.
Und betroffen sind Abbruch-
und Entsorgungsunternehmen,
Fensterbauer und sonstige
Handwerksbetriebe. Auf solche
Unternehmen, die regelmäßig
größere Mengen an PVC-Alt-
stoffen zu entsorgen haben,
wartet ein logistisches Problem.
Und es wartet auf sie eine in
ökölogischer und ökonomischer
Hinsicht sinnvolle Alternative.

Kein Neuland

Die Wiederverwertung von
Altfenstern, -türen oder -rolläden
aus PVC ist für die deutschen
Kunststoffprofilhersteller kein
Neuland. Auch ohne gesetzliche
Vorgaben haben sie sich freiwil-
lig zu einer Recyclinginitiative
zusammengeschlossen und als
Service-Dienstleister in Sachen
PVC-Fenster-Recycling die
Rewindo GmbH mit Sitz in
Bonn gegründet.

Dabei kooperiert die Rewin-
do mit den namhaften Recyc-
ling-Unternehmen Tönsmeier
Kunststoffe und VEKA Um-

welttechnik. Sie stellen die
Technik und bundesweite Logi-
stik vom Einsammeln des Mate-
rials bis hin zur Wiederaufberei-
tung und Lieferung des gewon-
nenen PVC-Recyclats zur Wei-
terverarbeitung bereit. So sind
z. B. Altfenster aus Kunststoff
nahezu vollständig recycelbar.

Gewonnen wird aus ihnen
wertvoller Rohstoff für neue
Fenster und PVC-Produkte.
Deshalb ist die werkstoffliche
Wiederverwertung auch finan-
ziell oft interessanter als die
Entsorgung. Ein wichtiger
Schritt in Richtung nachhaltiges
Wirtschaften ist es allemal.

Die Rewindo versorgt alle in-
teressierten Unternehmen mit
den notwendigen Informationen
zum Thema „PVC ins Recyc-
ling statt auf die Deponie“. Zu-
sätzlich vermittelt sie auch Kon-
takte zu den Recyclingsystemen
für andere PVC-Baustoffe wie
z. B. Bodenbeläge, Dachbahnen
oder Rohre. Dadurch wird das
Recycling noch effizienter.

Ansprechpartner bei Rewindo
ist Geschäftsführer Michael
Vetter. Er hilft, rechtzeitig nach
Verwertungsalternativen Aus-
schau zu halten. Die Rewindo
GmbH ist unter der Telefon-
nummer 0228/9212830 erreich-
bar. ?

Kunststoffverwertung stellt
sich dem Wettbewerb

Marktchancen der Kunststoffverwertung steigen mit der Umsetzung der TASi
Die Umsetzung der Technischen Anleitung Siedlungsabfall
(TASi) zum 1. Juni 2005 bietet große Chancen für die Recyc-
lingbetriebe in Deutschland. Zu diesem Ergebnis kamen die
Teilnehmer einer Podiumsdiskussion beim 9. Kongress der
Deutschen Gesellschaft für Kunststoff-Recycling mbH (DKR)
in Bad Neuenahr. „Die Umsetzung der TASi zum 1. Juni 2005
ist unverrückbar, das Datum steht“, stellte Dr. Gottfried Jung,
Ministerialdirigent im Ministerium für Umwelt und Forsten,
Rheinland-Pfalz, klar. Niemand solle auf eine Verschiebung
setzen, so Jung, der außerdem der derzeitige Vorsitzende der
Länderarbeitsgruppe Abfall (LAGA) ist. 

Unter dem Kongress-Motto
„Mit Sicherheit im Wettbe-
werb“ diskutierten die Teilneh-
mer die Chancen und Risiken
des aufkommenden Wettbe-
werbs vor dem Hintergrund der
neuen Ausschreibungskriterien
für die Leistungsverträge des
Dualen Systems. „Mit dem In-
krafttreten des Ablagerungsver-
bots für unbehandelte Abfälle
ist der billige Entsorgungsweg
auf Deponien geschlossen. Bis
2006 werden wir die durch-
schnittlichen Kosten für die
Verwertung durch kontinuierli-
che Optimierungen auf 150 Eu-
ro pro Tonne senken“, sagte
DKR-Geschäftsführer Dr. Vol-
ker Gibs. 

Marktorientierung

Damit wird die Verwertung
gebrauchter Kunststoffver-
packungen konkurrenzfähig
zur Müllbeseitigung. Die Ver-
wertungsbetriebe sollten diese
Chance durch eine konse-
quente Marktorientierung nut-
zen. Gibs appellierte an die
Verwerter, durch mehr Ko-
steneffizienz die Mengen
zurückzugewinnen, die durch
die Kartellamtsvorgaben ver-
loren gegangenen sind.

Das Duale System hatte die
Bedingungen für die Ausschrei-
bung der neuen Leitungsverträ-
ge eng mit dem Bundeskartell-
amt abgestimmt. Demnach
müssen die Sortieranlagen der
DKR nur noch die in der Ver-
packungsverordnung fest geleg-

te Quotenmenge zuzüglich ei-
nes Sicherheitszuschlags über-
lassen. Durch das Pflichtpfand
auf Einweggetränkeverpackun-
gen ist außerdem die Menge der
PET-Flaschen, die über die
Duales System Deutschland AG
und die DKR in die Verwertung
gegeben werden, in 2003 um
rund 50 Prozent gesunken. „Die
aktuellen Entwicklungen ge-
fährden die Recycler in ihrer
Existenz“, sagte Herbert Snell,
Geschäftsführer der Multipet
GmbH, Bernburg, und Vizeprä-
sident des Bundesverbandes Se-
kundärrohstoffe und Entsor-
gung. 

Gefahr der Abhängigkeit

Kritisch äußerten sich die
Diskutanten über die anhalten-
den Exporte von PET-Flaschen
nach Fernost. Dies könne dazu
führen, dass Europa beim Recy-
cling vom asiatischen Markt ab-
hängig werde. „Mittlerweile
wird der chinesische Staat selbst
tätig, um die Einfuhren von
Kunststoffabfällen einzudäm-
men“, sagte Gunda Rachut, ge-
schäftsführende Gesellschafte-
rin der Cyclos GmbH. Dennoch
sei die deutsche Politik weiter-
hin gefordert, einen Abbau von
Verwertungskapazitäten in
Deutschland und Europa zu ver-
hindern. Im Hinblick auf die un-
geklärten Standards für den
Mengenstromnachweis bei neu-
en Systemanbietern und Selbst-
entsorgern, forderte Jung ein
Höchstmaß an Transparenz und

gleiche technische Mindeststan-
dards für alle. 

Gemeinsame 
Clearingstelle

Jung schlug eine gemeinsame
Clearingstelle der Produktver-
antwortlichen vor, die gleiche
Standards für alle dualen Syste-
me und Selbstentsorger hin-
sichtlich der Transparenz der
Mengenstromführung und der
Zertifizierung von technischen
Mindestanforderungen definie-
ren könne. „Hier hat die DKR

Standards gesetzt“, betonte
Jung. 

Manfred Buchmann, Mitglied
des Vorstands der Duales Sy-
stem Deutschland AG, nahm
zum Innovationsprogramm
2007 Stellung. Mit Ergebnissen
inklusive einer Wirtschaftlich-
keitsberechnung sei voraus-
sichtlich in einem Jahr zu rech-
nen. Trotz der aktuellen Verän-
derungen hätte die im Dualen
System lizenzierte Menge
Kunststoffverpackungen in den
ersten fünf Monaten diesen Jah-
res im Vergleich zu 2003 leicht
zugenommen.

Die DKR ist Garantiegeberin
des Dualen System für die Ver-
wertung gebrauchter Kunststoff-
verpackungen mit dem Grünen
Punkt. Im Jahr 2003 führte das
Unternehmen rund 633.000 ge-
brauchte Kunststoffverpackun-
gen einer Verwertung zu. ?

Schnappauf zum Pfandvereinfachungsmodell:

„Verringert und begrenzt
die Zwangsbepfandung“

Als „irreführend“ hat Umweltminister Werner Schnapp-
auf  in München die in den Medien widergegebene Be-
hauptung zurückgewiesen, das bayerische Pfandvereinfa-
chungsmodell führe zu einer massiven Ausweitung der
Zwangsbepfandung.

Schnappauf: „Das Gegenteil ist der Fall. Bayerns Pfandver-
einfachungsmodell ist kundenfreundlich und begrenzt die
Pfandpflicht auf Einweg. Von einer Ausweitung kann keine
Rede sein.“ Laut Schnappauf werden von den vom Hauptver-
band des Deutschen Einzelhandels (HDE) genannten 1,8 Mil-
liarden Litern für kohlensäurefreie Erfrischungsgetränke rund
1,3 Milliarden Liter in Mehrweg oder Karton abgefüllt. Sie
werden somit nach dem bayerischen Vorschlag gar nicht vom
Pflichtpfand erfasst. Es bleiben lediglich 500 Millionen Liter
pfandpflichtig. Dies entspricht einer Quote von rund 6 Pro-
zent aller derzeit dem Pflichtpfand unterliegenden Ver-
packungen und nicht, wie von HDE anführt, 25 Prozent.

Schnappauf: „Unterm Strich bringt das bayerische Modell
sogar eine Reduzierung der Zwangsbepfandung, da Fruchtsäf-
te gänzlich unbepfandet bleiben. Die drohende Pfand-Auswei-
tung auf weitere 527 Millionen Liter Säfte wird unterbunden.
Das bayerische Pfandvereinfachungsmodell bedeutet also ins-
gesamt 27 Millionen Liter weniger bepfandete Getränke.“      ?

Gebäuderückbau:

Schadstoffratgeber geht online
LfU mit bundesweit einzigartigem Informationssystem 

Ab sofort ist auf der Homepage des Bayerischen Landesamtes
für Umweltschutz (LfU) in Augsburg (http://www. bayern.
de/lfu) das online-Informationssystem „Schadstoffratgeber
Gebäuderückbau“ aufrufbar. Es ist vom Umfang und Inhalt
her bisher einzigartig in Deutschland.

Wer z.B. mit dem Rückbau
von Gebäuden im Rahmen des
Flächenrecyclings befasst ist,
findet hier Daten und Informa-
tionen zu (in der Vergangenheit)
eingesetzten, schadstoffhaltigen
Baustoffen. Zu den Kernthemen
zählen Materialbeschreibungen,
Besonderheiten, Einsatzberei-
che, Verwendungszeiträume,
Verbote, Schadstoffgehalte und
Darstellungen anhand von Fo-
tos. Es werden Hinweise zur
Beprobung und Entsorgung der
Schadstoffe gegeben. Außer-
dem finden sich Aussagen zum
Arbeitsschutz, zu Probennah-
megrundsätzen und -methoden
sowie Werte zur Entsorgung
von mineralischen Abfällen in
Bayern mit Abfallschlüssel. 

Portale mit Suchregistern

Fünf Portale mit unterschied-
lichen Suchregistern leiten an-
wenderfreundlich und unkom-
pliziert zu den Einzelseiten. So-
mit werden sowohl Anwender
fündig, die nur eine sehr vage
Vorstellung vom gesuchten
Baustoff haben, als auch Spe-
zialisten, die gezielt Informatio-
nen zu konkreten Baustoffen
oder Schadstoffen benötigen.
Als Suchregister stehen zum
Beispiel ein schematischer Ge-

bäudeschnitt oder umfangreiche
Stichwortlisten zur Verfügung.
Das Suchregister „Baustoffe
und Bauteile“ umfasst rund 250
Suchbegriffe. Das „Herz“ des
Schadstoffratgebers Gebäu-
derückbau bilden 95 PDF-Da-
teien mit informativen und de-
taillierten Hinweisen und Erläu-
terungen.

Weiterer Baustein

Das online-Informationssy-
stem ist nicht nur für den Rück-
bau von Industriegebäuden,
sondern auch für jeden Gebäu-
derückbau, auch von Wohnhäu-
sern und anderen, kleineren Ge-
bäuden, einsetzbar. Selbst für
die Sanierung von Gebäuden im
Rahmen der Weiternutzung
können hier zahlreiche Hinwei-
se gewonnen werden.

Mit der frei zugänglichen
EDV-Anwendung ist ein weite-
rer Baustein im LfU-Programm
zum kontrollierten Rückbau fer-
tiggestellt. Bereits im Oktober
2003 wurden eine Arbeitshilfe
und ein Flyer zum Thema er-
stellt, im Mai 2004 folgte am
LfU eine große Fachtagung mit
fast 300 Teilnehmern.

Der Schadstoffratgeber ist un-
ter www.bayern.de/lfu/abfall/
rueckbau/ index.html zu finden.  

Keine Erhöhung der
Abfallgebühren

Bayern 20 Euro unter Bundesdurchschnitt
Eine bayerische Familie zahlt im Jahr rund 20 Euro weniger
Abfallgebühren als im bundesdeutschen Vergleich, betonte
Bayerns Umweltminister Werner Schnappauf bei der Vorstel-
lung der neuesten Umfrageergebnisse zu den Kosten und Ge-
bühren der Abfallwirtschaft in Bayern. 

Schnappauf: „In Bayern zahlt
eine Familie mit zwei Kindern
rund 168 Euro für die Müllent-
sorgung. Das ist ein gutes Stück
unter dem Bundesdurchschnitt
von 190 Euro.“ Nach den Wor-
ten des Ministers sind die Ab-
fallgebühren seit 2000 praktisch
gleich geblieben. So hätten sich
die Gebühren für einen Vierper-
sonenhaushalt in Bayern in den
letzten vier Jahren gerade mal
um 91 Cent erhöht. Das im Län-
dervergleich seit Jahren hervor-
ragende Preis-Leistungsverhält-
nis sei Beweis für die hohe un-
ternehmerische Kultur bayeri-
scher Entsorgungsträger. Die
Effizienz bayerischer Abfallpo-
litik beruhe auf Wettbewerb,
Controlling, interkommunaler
Zusammenarbeit, konsequenter
Kundenorientierung und enga-
gierten Verbrauchern. 

Im Auftrag des Umweltmini-
steriums wurden 80 der 86 ent-
sorgungspflichtigen Körper-
schaften Bayerns untersucht,
um Entsorgungswege, Leistun-

gen und vor allem Kosten und
Gebühren der Abfallwirtschaft
in Bayern zu ermitteln. 

Schnappauf: „Ziel der Umfra-
ge war es, eine landesweite Ko-
stentransparenz zu schaffen. So
können die Abfallentsorger eige-
ne Kosten prüfen und Kos-
teneinsparpotenziale aufspüren.“
Im Vergleich zu anderen deut-
schen Ländern nimmt Bayern
bei der Verwertung von Abfällen
mit 71 Prozent eine bundesweite
Spitzenposition ein. Bayern hat
eine effiziente Infrastruktur mit
Wertstoffhöfen, Containerstand-
orten, Wertstofftonnen und 
leistungsfähigen Restmüllver-
brennungsanlagen aufgebaut. 
Schnappauf: „Mit 16 Anlagen
zur thermischen Restmüllbe-
handlung hat Bayern rechtzeitig
die Weichen in Richtung auf ei-
ne umweltschonende und zu-
kunftssichere Abfallentsorgung
gestellt. Bayern ist für die ab 1.
Juni 2005 EU-weit vorgeschrie-
bene thermische Restmüllbe-
handlung bestens gerüstet.“ ?
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7. Internationaler bvse-Altkunststofftag:

Werkstoffliches 
Kunststoffrecycling 

Einen Korb gaben die Teilnehmer des 7. Internationalen bvse-
Altkunststofftages in Bonn der gemeinsamen Erfassung von 
Restabfall und Wertstofffraktionen in einem Behältnis. Weder
die stofflichen Verwerter, noch die Hersteller von Ersatzbrenn-
stoffen waren für diese Option zu begeistern. Einhelliger Tenor:
Wer auf Qualität setzt, muss schon die Erfassung optimieren. 

Dementsprechend forderte 
bvse-Hauptgeschäftsführer
Hans-Günter Fischer in seinem
Vortrag „klare Perspektiven“ für
die werkstoffliche Verwertung.
Fischer: „Das bedeutet auf der
einen Seite die Stärkung des Vor-
rangs für werkstoffliche Verwer-
tung als ressourceneffiziente Va -
riante und auf der anderen Seite
die Verteuerung der Beseitigung
von Abfällen beispielsweise
durch eine Deponieabgabe. Ziel
muss sein, eine Stärkung von
Ressourceneffizienz und hoch-
wertiger Verwertung gegenüber
rein thermischen Verwertungs-
wegen zu erreichen.“

Verwertungskapazitäten

Nach Ansicht von Dr. Michael
Scriba, Geschäftsführer der pu-
rus GmbH, werden die hochwer-
tigen Verwertungskapazitäten
für Altkunststoffe nach 2005
wieder gefragt sein. Allerdings
setze dies voraus, dass Kunst-
stoffe aus dem allgemeinen Ab-
fall-Strom herausgehalten wer-
den (kein Grau in Gelb oder
Gelb in Grau), weil sonst die
Qualität zwangsläufig abnehme.
Er forderte in diesem Zusam-
menhang auch, dass Kunststoffe
vor der Aufbereitungsanlage
(MBRA) separiert werden, da
die heute installierte bzw. abseh-
bare Technik die Querver-
schmutzung verstärke und so die
Herstellung verwertbarer Kunst-
stofffraktionen erschwere.

Beitrag zur Reduzierung
des Primärenergieeinsatzes

Auf einen weiteren Aspekt
machte Andreas Vogt von der
Vogt-Plastic GmbH aufmerk-
sam. Vogt erläuterte, dass nach
seiner Ansicht das werkstoffliche
Kunststoffrecycling einen wich-
tigen Beitrag zur Reduzierung
des Primärenergieeinsatzes lei-
ste. Derzeit koste der durch die
Verwertung von Leichtver-
packungen eingesparte Liter
Heizöl zwar 1,01 €. Vergleiche
man dies jedoch mit der Förde-
rung der Fotovoltaik nach dem
Energieeinsparungsgesetz mit
0,49 € pro Kilowattstunde, so
komme man auf einen Betrag
von 2 € für den Liter Heizöl. 

Insofern brauche sich das

werkstoffliche Kunststoffrecyc-
ling auch in dieser Hinsicht nicht
zu verstecken, zumal Vogt noch
Potenzial ausmachte, die Kosten
des Kunststoffrecyclings um bis
zu 40 Prozent zu senken. Seiner
Ansicht nach stecke dieses Po-
tenzial in einer Verbesserung des
Input-Materials und in einer Re-
duzierung des Energieeinsatzes.

Kartellamt versus 
Umweltministerium

Zuvor hatte Gerd Billen,
Hauptgeschäftsführer des Natur-
schutzbundes (NABU) deutlich
gemacht, dass sein Verband die
derzeitige Struktur der getrenn-
ten Erfassung verschiedener
Wertstoffe im Haushalt unter
dem Gesichtspunkt der Ökoeffi-
zienz als vorbildlich ansehe. 

Billen: „Die getrennte Erfas-
sung von Papier, Kompost, Ver-
packungs- und Kunststoffabfäl-
len und Restmüll ist nach unse-
rer Auffassung eine beispiellose
Erfolgsgeschichte, die wir aus-
bauen sollten. Wir sollten uns
dabei nicht beirren lassen von ei-
nigen Entsorgern, die mit Ein-
Tonnen-Modellen werben und
an günstige Brennstoffe für ihre
Kraftwerke kommen möchten.“
Als „völlig inakzeptabel“ be-
zeichnete er es, dass das Bundes-
kartellamt die DSD AG dazu
zwinge, weniger Kunststoffe
einzusammeln, als bisher einge-

sammelt wurden. Billen: „Ich
frage mich, wer in diesem Land
eigentlich die Ziele für die Um-
weltpolitik setzt - das Kartellamt
oder das Umweltministerium?“

Dr. Thomas Mehler, zuständi-
ger Berichterstatter im Bundes-
kartellamt, hob hingegen hervor,
dass es seinem Amt nur darum
gehe, einen Wettbewerb bei den
Verpackungsmengen zu ermögli-
chen. Deshalb solle sich die DSD
AG als bisheriger Monopolist
darauf beschränken, nur die Min-
destmengen nachzufragen. Meh-
ler machte auch deutlich, dass ei-
ne Verzögerung von Wettbewerb,
wie sie durch die Klage der DSD
AG gegen den Feststellungsbe-
scheid der Interseroh AG in
Hamburg erfolge, eine Verschär-
fung der marktbeherrschenden
Stellung der DSD AG bedeute. 

Zufrieden mit Nachfrage

Auf der mit über 150 Teilneh-
mern sehr gut besuchten bvse-
Veranstaltung im Bonner Mari-
tim Hotel wurde deutlich, dass
die Kunststoffrecycler mit der
Nachfrage im Markt durchaus
zufrieden sind. Kritisch wurden
die deutlich erhöhten Einkaufs-
preise und die Materialknappheit
gesehen. Der Export von Alt-
kunststoff vor allem in den asia-
tischen Raum sei schmerzhaft
spürbar, berichtete der Vorsitzen-
de der bvse-Fachvereinigung,
Michael Stechert von der Firma
Multiport. Er schilderte, dass
auch seine Firma momentan mit
unverhältnismäßig hohen Prei-
sen bei Altkunststoffen zu kämp-
fen habe, die nur höchstens zu

einem Drittel in die Produktprei-
se einfließen könnten. Er pro-
gnostizierte angesichts dieser
Lage, dass der kommende Win-
ter für einige Unternehmen sehr
schwierig werden könnte.

Sinkende 
Verwertungskosten

Dr. Michael Heyde, General-
bevollmächtigter der DKR,
machte auf die sinkenden Ver-
wertungskosten aufmerksam. So
lagen diese 1997 noch bei 400 €
pro Tonne und seien bis heute
auf 250 € Zuzahlung pro Tonne
gesunken. Ziel der DKR sei es,
die Zuzahlung auf 150 € pro
Tonne zu senken. Gelänge dies,
so Heyde, ginge es nur noch um
den sinnvolleren Entsorgungs-
weg und nicht mehr um den ko-
stengünstigsten. Heyde begrün-
dete diese Annahme damit, dass
er auch die Beseitigungskosten
„in einer Benchmark von 150 bis
200 € pro Tonne“ sehe. Der
DKR Generalbevollmächtigte
äußerte auch die Ansicht, dass
effiziente werkstoffliche Verwer-
tungsverfahren mittelfristig kon-
kurrenzfähig sind. ?

Thermoselect verliert im Prozess 
um Ansbacher Müll-Anlage 

Nürnberg. Das Tauziehen um die Ansbacher Müllverschwe-
lungsanlage geht dem Ende zu. Die Schweizer Betreiberfir-
ma Thermoselect hat ihre Klage gegen den Zweckverband
Ansbach und damit gegen die baden-württembergische
Trägergesellschaft, den Energiekonzern EnBW zurückge-
zogen, wie das Oberlandesgericht Nürnberg jetzt mitteilte.

Thermoselect S.A. Locarno hatte 9,3 Millionen Euro als drit-
te Rate für den unvollendeten Bau der Anlage verlangt, um ihn
fertig stellen zu können. Das Landgericht wies die Klage je-
doch mit der Begründung ab, dass die Beklagten laut Vertrag
erst nach Fertigstellung der Schwelbrennanlage weitere Zah-
lungen zu leisten hätten.

Gegen das Urteil hatte die Klägerin Berufung vor dem Ober-
landesgericht Nürnberg eingelegt, die sie am 31. März zurück-
nahm. Damit ist zwar rechtskräftig, dass die dritte Rate nicht be-
zahlt werden muss. Allerdings hatte Thermoselect während des
Berufungsverfahrens den Bauvertrag außerordentlich gekündigt.
Nun ist unklar, ob diese Kündigung wirksam ist oder nicht.

Nach dem Vertrag muss Thermoselect das architektonisch auf-
wändige Gebäude unmittelbar an der Autobahn 6 bei Ansbach-
Brodswinden abreißen. Rund 50 Millionen Euro sollen dort auf
einem Grundstück des Kommunalverbandes verbaut worden
sein. Vor dem Bayerischen Verwaltungsgerichtshof läuft außer-
dem noch die Klage einer Bürgerinitiative gegen die Baugeneh-
migung. KK

Mengenstromnachweis auch für
Eigenvermarkter erforderlich

Verwertung freier Mengen nur in zertifizierten Anlagen
In Zusammenhang mit der Diskussion um die Verwertung

freier Mengen, die bei der Sortierung von DSD Abfällen anfal-
len, erklärte bvse-Vizepräsident Dr.-Ing. Herbert Snell: „In
Deutschland stehen für die Verwertung der anfallenden freien
Mengen aus der Sortierung von DSD-Abfällen ausreichend Ka-
pazitäten an zertifizierten Anlagen zur Verfügung. Die anfallen-
den Materialien können in Deutschland vorteilhaft verwertet
werden, da sie ortsnah zur Verfügung stehen.“

Snell wies darauf hin, dass zwei unterschiedliche Mengen-
ströme durch die Sammlungen der Dualen Systeme generiert
würden; dies seien einerseits die Mindestverwertungsmengen
des DSD-Systems und anderseits die so genannten freien Men-
gen. Nach Absprachen zwischen der DSD AG und dem Kartel-
lamt, übernehme die DSD AG nur noch die zur Quotenerfüllung
notwendigen Mindestmengen an Kunststoffen zur Verwertung. 

Der bvse-Vizepräsident machte deutlich, dass auch bei der
Verwertung von Übermengen die Vorgaben der Verpackungs-
verordnung beachtet werden müssten. Snell: „Zertifizierte An-
lagen in Deutschland und in Europa bieten den Vorteil einer ge-
ordneten Verwertung, die dann im Mengenstromnachweis si-
cher dokumentiert werden kann.“ 

„Die Rechtslage ist klar, es müssen für alle anfallenden Mate-
rialströme entsprechende Mengenstrom- und Verwertungsnach-
weise geführt werden. Dies ergibt sich sowohl aus der Ver-
packungsverordnung als auch aus den LAGA-Beschlüssen,“ er-
klärte Dr.-Ing. Herbert Snell. ?

Staatssekretärin Emilia Müller:

High-Tech-Membrane für
sauberes Abwasser 

Mit einem bayernweit einzigartigen High-Tech-Filterverfahren
wird die Reinigung der nordschwäbischen Abwässer optimal an
die Erfordernisse des empfindlichen Karst-Untergrundes ange-
passt, betonte heute in Monheim Umwelt-Staatssekretärin Emilia
Müller bei der Inbetriebnahme der neuen Membran-Kläranlage. 

Müller: „Die Stadt Monheim
und ihre Nachbargemeinden
Tagmersheim und Rögling ha-
ben mit ihrem mutigen und inno-
vativen Entschluss zum Bau die-
ser neuartigen High-Tech-Anla-
ge nicht nur eine ihnen vom Ge-
setz übertragene Aufgabe in vor-
bildlicher Weise erfüllt, sie ha-
ben damit auch in ihre Zukunft

investiert.“ Laut Müller habe
bisher die Versickerung der ab-
wasserbelasteten Gailach den
Wasserversorgern wegen der ge-
ringen Filter- und Reinigungs-
wirkung der Karstböden Sorgen
bereitet. Mit der neuen Abwas-
ser-Reinigungstechnologie in
Monheim sei dieser Konflikt
nun deutlich entschärft, so die
Staatssekretärin.

Schutz vor Keimen

Das Abwasser von rund
7.000 Einwohnern der Stadt
Monheim sowie der Gemein-
den Rögling und Tagmersheim
wird über die sog. Membranfil-
tration gereinigt. Müller: „Mit
den speziellen Membranfiltern
werden nicht nur die festen
Stoffe, sondern auch Nährstoffe
und Keime wesentlich besser
aus dem Abwasser herausholt.
Damit sind wieder optimale
Voraussetzungen für eine weit-
gehend natürliche Gewässer-
qualität geschaffen.“

Empfindliche Karstgebiete

Laut Müller reiche in emp-
findlichen Karstgebieten mit
durchlässigen Untergründen der
Reinigungsstandard konventio-
neller Abwasseranlagen nicht
immer aus. Deshalb hatte der
Freistaat ein besonderes Interes-
se an dem Pilotvorhaben der
Stadt Monheim und übernahm
mit zirka 5,6 Millionen Euro 85

Prozent der zuwendungsfähigen
Kosten. 

Müller bekräftigte in diesem
Zusammenhang, dass der Frei-
staat die Kommunen trotz dra-
matisch zurückgegangener
Steuereinnahmen auch weiterhin
unterstützen werde. Erst vor
kurzem haben die Bayerische
Staatsregierung und die Mehr-
heitsfraktion im Bayerischen
Landtag beschlossen, Erster-
schließungsmaßnahmen der öf-
fentlichen Wasserversorgung
und Abwasserbeseitigung wei-
terhin zu fördern. 

Beachtliche Erfolge

Nach den Worten Müllers hat
der Freistaat die Kommunen seit
1946 mit rund 7,4 Milliarden
Euro bei der Abwasserentsor-
gung finanziell unterstützt. Rund
90 Prozent der Finanzhilfen flos-
sen in den ländlichen Raum. Da-
mit konnten die Abwasserge-
bühren in Bayern im Durch-
schnitt auf 1,60 Euro pro Kubik-
meter gehalten werden, während
der Bundesbürger fast die Hälfte
mehr dafür zu berappen hat.
„Mit Bayerns Gewässerschutz-
politik bleibt jedem etwas mehr
im Geldbeutel“, so die Umwelt-
Staatssekretärin. Die Gesamtauf-
wendungen von Städten und Ge-
meinden in Bayern für die Ab-
wasserentsorgung betrugen rund
30 Milliarden Euro. Müller:
„Die Erfolge können sich sehen
lassen. Inzwischen weisen in
Bayern zwei Drittel aller Flüsse
eine gute bis sehr gute Gewäs-
sergüte auf und alle bayerischen
Seen haben Badewasserqua-
lität.“ ?

Biogas ist eine der 
kommenden Energiequellen

„waste to energy“ mit Vorträgen, Ausstellung und Exkursionen  

Die Internationale Konferenz für erneuerbare Energien in Bonn
im vergangenen Juni hat die Ziele hoch gesteckt und große neue
Herausforderungen geschaffen: Rund eine Milliarde Menschen
sollen bis im Jahr 2015 aus erneuerbaren Energien mit Strom
und Wärme versorgt werden. 

Ressourcen bietet unsere Erde
jede Menge: Wind, Wasser, Son-
ne - und der Mensch hat so ne-
benbei eine neue Energiequelle
geschaffen: Müll. Statt Berge
aufzutürmen, wird in vielfacher
Art und Weise Energie wieder
gewonnen und das mit den ver-

schiedensten Methoden aus un-
terschiedlichsten Hinterlassen-
schaften der menschlichen Zivi-
lisation. Mit allen Fassetten die-
ses Themas befasst sich die 
„waste to energy“, die Interna-
tionale Fachmesse und Konfe-
renz für Energie aus Abfall und
Biomasse vom 22. bis 24. Sep-
tember 2004 im Messe Centrum
Bremen.  

Stand der Technik

Neben vielfachen Vorträgen,
workshops und Exkursionen
zum Thema wird innerhalb der
waste to engery auch die Interna-
tionale Biogas-Fachtagung statt-
finden. Der in Kooperation von
BORDA (Bremen Overseas Re-
search and Development Asso-
ciation) und IBBK im Messe
Centrum Bremen veranstaltete
Workshop spannt den Bogen
über 25 Jahre Biogasentwick-
lung. „Die Themen vermitteln ei-
nen Überblick über die Entwick-
lungen, den Stand der Technik
und die Wirtschaftlichkeit der
Biogaserzeugung, sowohl bei
Anlagen in Partnerländern, als
auch bei Anlagen in Industriena-
tionen, welche mit organischen
Reststoffen, Abwasser und nach-
wachsenden Rohstoffen betrie-
ben werden und bieten einen
Ausblick auf den sich ent-
wickelnden internationalen und
nationalen Markt der Biogastech-
nologie“, kündigt BORDA-Ge-
schäftsführer Stefan Reuter an. 

Namhafte Referenten

Namhafte Referenten der in-
ternationalen Entwicklungszu-
sammenarbeit der wichtigsten
Forschungs- und Firmenzentren,
sowie Experten aus Verbänden
und Ministerien im Bereich Bio-
gas gewährleisten einen hohen
Standard der Veranstaltung. Zur
Eröffnung wird Prof. Dr. Klaus
Töpfer, Direktor des Umwelt-
programms der Vereinten Natio-
nen (UNEP) erwartet. Er ist
außerdem Schirmherr des Bre-
mer Umweltpreises international
2004, der am selben Abend im
Rathaus übergeben wird. Derzeit
gehen rund vier Prozent der Er-
zeugung von erneuerbaren Ener-
gien auf die Biogas-Produktion
zurück „aber das können langfri-

stig durchaus 20 Prozent wer-
den“, sagt Reuter, der ebenfalls
darauf verweist, dass bundesweit
bereits 7.000 Arbeitsplätze in
diesem Bereich entstanden sind.

Alternative 
Verwertungsmöglichkeiten

Um ein weiteres alternatives
Energieerzeugungs-Verfahren
geht es in einem der zahlreichen
Vorträge während der „waste to
energy“: Prof. Dr. Ulf Theilen
von der Fachhochschule Fried-
berg wird über die „BioMethani-
sierung von Windeln“ referieren.
Ab dem Jahr 2005 dürfen be-
nutzte Inkontinenzprodukte aus
Krankenhäusern, Alten- und
Pflegeheimen nicht mehr unbe-
handelt deponiert werden. Um
neben den herkömmlichen Ent-
sorgungsverfahren eine alternati-
ve Verwertungsmöglichkeit zu
haben, wurde am Institut für
Siedlungswasserwirtschaft und
anaerobe Verfahrenstechnik der
Fachhochschule Gießen-Fried-
berg ein Verfahren entwickelt,
welches einen wesentlichen Teil
der abbaubaren organischen In-
haltsstoffe zu nutzbarem Biogas
umsetzt und die Kunststoffbe-
standteile in einen Sekundär-
brennstoff, zum Beispiel für die
Zementindustrie aufbereitet.

Die waste to energy erwartet
rund 1.500 Fachbesucher und et-
wa 50 Aussteller. 68 Vorträge
und Exkursionen werden für ein
vielfältiges Angebot sorgen.
Mehr Infos zur „waste to ener-
gy“ unter www.wte-expo.de    ?

Europäisches
Abfallverzeichnis
„Wir gehen davon aus, dass

durch die Allgemeine Verwal-
tungsvorschrift zur Verordnung
über das Europäische Abfallver-
zeichnis die praktische Handha-
bung in ganz Deutschland trans-
parenter und einheitlicher wird,“
erklärte Dr. Thomas Probst vom
bvse-Bundesverband Sekundär-
rohstoffe und Entsorgung e.V.

Der bvse-Experte wies darauf
hin, dass diese Vorschrift einen
einheitlichen Ländervollzug er-
leichtere. Deshalb sei das Fazit
des bvse klar: Die Entsorgung
von nicht überwachungsbedürf-
tigen und überwachungsbedürf-
tigen Abfällen werde durch die
vorgegebenen Kriterien in der
vorliegenden Verwaltungsvor-
schrift verbessert. ?



08. 07. 2004 DIENSTLEISTUNGEN FÜR DIE KOMMUNALVERWALTUNGGZ 15

IT-Komplettlösungen von T-Com:

Aufbruch in die Zukunft
Stadt Schweinfurt geht mit gutem Beispiel voran

Schweinfurt verfolgt im Rahmen seiner Stadtentwicklung vor
allem zwei Ziele: einerseits kontinuierlich wirtschaftliches
Wachstum zu generieren, andererseits der neuen Tendenz hin
zum Dienstleistungsstandort adäquat Rechnung zu tragen. Um
die Weichen hierfür optimal zu stellen, wurde in der Kugella-
gerstadt die Neuausrichtung und Modernisierung der Verwal-
tung und ihrer EDV-Struktur beschlossen. Die Entscheidung
für die Komplettlösung von T-Com hat sich bereits jetzt in ho-
hem Maße bezahlt gemacht.

Bei der Entscheidung für oder
gegen das Outsourcing der neu-
en IT-Landschaft spielten für die
Stadt Schweinfurt viele Faktoren
eine Rolle. Neben einem kom-
plexen Anforderungsprofil, das
möglichst nur von einem Partner
erfüllt werden sollte, standen vor
allem die Steigerung der Effizi-
enz sowie Kontrolle und Trans-
parenz der Kosten im Vorder-
grund. Auch aus diesen Gründen
fiel die Entscheidung für T-Com. 

Kostenstruktur optimieren

Um die Kostenstruktur zu op-
timieren und die Leistungsfähig-
keit der Verwaltung verbessern
zu können, war es erforderlich,
den Informations- und Kommu-
nikationsfluss zu intensivieren.
Für das technische und personel-

le Outsourcing dieses Bereiches
sprachen dabei folgende Gründe:
? Das Verwaltungspersonal war
vielfach durch die Sicherung des
EDV-Betriebes blockiert. 
? Die vorhandenen Personalka-
pazitäten reichten für aktuelle
und zukünftige Anforderungen
nicht aus.
? Neuentwicklungen, Moderni-
sierungen und Internetaktivitäten
waren aus diesem Grund nicht
realisierbar.
? IT- und Kommunikationsko-
sten waren schwer kalkulierbar.
? Die Sicherung des Informati-
ons- und Kommunikationsbe-
triebes und damit der ganzen
Verwaltungsdienstleistung war
von einigen wenigen Personen
abhängig.

Nachdem mit T-Com ein Part-
ner gefunden wurde, der aus ei-

ner Hand sowohl das technische
Know-how sowie die Kompetenz
für Behördenfachsoftware bietet,
entschied sich die Stadt Schwein-
furt für ein Volloutsourcing. 

Für Vollautsourcing

Während vor der Integration
der Komplettlösung ein System
mit vielen Lösungen zur Verfü-
gung stand, konnte dank T-Com
nachher eine Lösung mit System
präsentiert werden. So wurden
die elf Standorte mit einem 
redundanten Gigabit/Ethernet-
Netz unter Einbindung von
sechs Hochleistungsservern zur
optimalen Steuerung des gesam-
ten Datenverkehrs der Stadt
Schweinfurt und zum zentralen
Netzmanagement vernetzt. Auch
stehen mittlerweile nur noch drei
Rechnertypen nach selektierter
Nutzergruppe mit siebentägigem
24-Stunden-Service und Hotline
für jeden User zur Verfügung. 

Alle Arbeitsplätze haben einen
breitbandigen Internetanschluss
mit einer gemanagten Firewall
inklusive Spam- und Viren-
schutz. T-Com bietet überdies

ein Büro- und Betriebssystem-
software-Lizenzmanagement so-
wie ein detailliertes Kostenma-
nagement pro Clientarbeitsplatz.
Auch sind nur noch sechs statt
13 Betreuer der kommunalen
Software durch Mitarbeiter der
Stadt Schweinfurt notwendig.

Langfristiger Vertrag

Das gesamte IT- und TK-Netz
wird durch T-Com gemanagt,
betreut und überwacht. Es be-
steht ein langfristiger, fünf Jahre
währender Betreuungsvertrag
mit T-Com mit definierten Lie-
fer- und Leistungsbeziehungen
und vertraglich vereinbarter mo-
natlicher Zahlungsrate. Da 90
Prozent der telefonischen Anfra-
gen vom Call Center mit Agen-
ten erledigt werden, sind die
Fachabteilungen entlastet. Hinzu
kommt, dass strukturelle Verän-
derungen der IT-Landschaft der
Verwaltung binnen mehrerer
Wochen möglich sind.

Im Einzelnen wurden in der
Stadtverwaltung Schweinfurt
insgesamt 500 neue PC-Arbeits-
plätze mit 185 Netzwerk-
druckern und 70 Einzeldruckern
eingerichtet. Darüber hinaus
wurden 40 aktive Netzwerkkom-
ponenten ausgetauscht. Inner-
halb des neuen Local Area Net-
works (LAN) und des ebenfalls
neu konzipierten Weitverkehrs-
netzes (WAN) sind alle 500 Ar-
beitsplatzrechner der städtischen
Behörden miteinander vernetzt.
Dabei wurden sieben Außenstel-
len an das Netzwerk angeschlos-
sen, die vorher nicht eingebun-
den waren. Zusätzlich kommen

auf der Basis der neuen IT-Infra-
struktur 40 neue EDV-Fachan-
wendungen zum Einsatz.

Dies ermöglichte beispiels -
weise die elektronische Bearbei-
tung von Passanträgen. Ein elek-
tronisches Archivierungsverfah-
ren gestattet den schnellen Zu-
griff auf Kraftfahrzeugakten und
selbst der Angelschein kommt
nun aus dem Behördennetz und
kann im Bürgerbüro abgeholt
werden.

Zentrale Anlaufstelle

Als zentrale Anlaufstelle dient
das Bürgerbüro, das sich im Ein-
gangsbereich des Rathauses be-
findet, nun zu bürgerfreundli-
chen Zeiten Auskünfte erteilt,
Kontakte zu anderen Dienststel-
len herstellt und viele Verwal-
tungsaufgaben direkt vor Ort er-
ledigt. Einen weiteren großen
Schritt zur Verbesserung des Ser-
vices für den Bürger stellt außer-
dem die Integration einer neuen
Call-Center-Lösung dar, die das
Entgegennehmen von mehr als
300 bis 400 Anrufen pro Tag an
sechs Tagen in der Woche er-
möglicht. 

Konsequente Vernetzung mach-
te es auch möglich, für alle Mit-
arbeiter der Verwaltungen im In-
tranet einen Katalog aller Ver-
waltungsvorgänge zur Verfügung
zu stellen, aus dem ersichtlich ist,
welche Mitarbeiter für die einzel-
nen Sachgebiete verantwortlich
sind. Dies bedeutet mehr Über-
sicht und eine deutliche Arbeit-
serleichterung für die Verwal-
tungsmitarbeiter. Zugleich be-
schleunigt es die Abwicklung

von Anfragen bzw. Aufträgen
und verbessert so die Bürger-
freundlichkeit. Im Falle einer Ar-
beitsplatzstörung haben alle Mit-
arbeiter der Stadtverwaltungen
nun auch eine zentrale Anlauf-
stelle für Problemlösungen im
technischen Bereich. Als ge-
bührenfreie Servicehotline wird
einfach eine jederzeit erreichbare
0800-Nummer gewählt.

Lob vom Stadtoberhaupt

E-Government wird bereits in
vielen Kreisen und Städten zur
Effizienzsteigerung der Verwal-
tungen eingesetzt. Als neue zu-
kunftsfähige Basis erzielt es ne-
ben größerer Bürgernähe und ei-
nem damit verbundenen Image-
gewinn auch deutliche Eins-
parungen im öffentlichen Sektor.
Davon und von vielen weiteren
Vorteilen hat auch die Stadt
Schweinfurt profitiert, wie
Oberbürgermeisterin Gudrun
Grieser anerkennend betont:
„Die Stadt Schweinfurt hat das
20. Jahrhundert hinter sich ge-
lassen und konnte EDV-tech-
nisch mit innovativen Privatun-
ternehmen gleichziehen.“

Und auch der nächste Schritt
wurde auf diesem Niveau be-
reits ins Auge gefasst und vor-
ausgeplant: Ein Bürgerportal im
Internet wird in naher Zukunft
den Online-Kontakt aller Bür-
ger und der Wirtschaft zur Stadt
möglich machen. Mit dieser
Ebene im Rahmen eines umfas-
senden E-Government wird
dann eine große Zahl von Fach-
anwendungen der Verwaltungen
im Netz erreichbar sein.        DK

Kosten runter, Effizienz rauf:

IT-Outsourcing im 
öffentlichen Sektor

Der Druck auf die öffentlichen Verwaltungen nach mehr Effi-
zienz, schlanken Strukturen und Modernisierung der Dienst-
leistungen ist enorm. Um trotz knapper Kassen mit effizienten
IT-Lösungen mehr Bürgernähe zu erreichen, setzt der öffentli-
che Sektor verstärkt auf Outsourcing. Marktforscher von Pier-
re Augustin Consultants (PAC) prognostizieren in einer Studie
vom Juni 2003, dass bis zum Jahr 2005 bereits zehn Prozent al-
ler Outsourcing-Aufträge in Deutschland im öffentlichen Sek-
tor vergeben werden. 

Eine Website macht noch kein
E-Government. Denn ohne
durchgängige elektronische Ge-
schäfts- und Verwaltungsprozes-
se bleiben alle Einzelmaßnah-
men Stückwerk. Doch durchgän-
gige IT-Konzepte benötigen sehr
viel Know-how, um zum Erfolg
zu führen. Einmal erworbenes
Wissen veraltet rasch, wenn es
nicht regelmäßig auf dem neue-
sten Stand gehalten wird. In vie-
len Fällen ist es deshalb nicht
wirtschaftlich oder aufgrund der
Personalsituation nicht praktika-
bel, dieses IT-Know-how intern
aufzubauen - hier kommen Out-
sourcing-Partner ins Spiel. 

Den Kopf frei 
für’s Kerngeschäft

Sicherheit, Flexibilität, Risiko-
verteilung und -management
und nicht zuletzt Kostenoptimie-
rung sind wichtige Gründe für
die Entscheidung, einen exter-
nen Dienstleister einzubinden.
„Zwar ist Outsourcing kein All-
heilmittel, aber es hilft dem aus-
lagernden Bereich, sich auf die
Kernkompetenzen zu konzen-
trieren“, so Dr. Ursula Fellberg,
Branchenleiterin Public Sector
bei Siemens Business Services
Deutschland. Ausgangspunkt ist
eine strategische Entscheidung
des Auftraggebers: Nämlich die
Entscheidung, was zu den Kern-
kompetenzen zählt und was
nicht. Der IT-Dienstleister über-
nimmt dann die Verantwortung
für die nicht als Kernkompetenz
definierten Prozesse. 

Unterschiedliche Outsour-
cing-Modelle stehen zur Verfü-
gung: Das „Selective Outsour-
cing“ fokussiert die Übertragung
einzelner Servicefunktionen und
Stützprozesse, wie etwa Help-
desk oder Desktop Management.
Das „Full IT Outsourcing“ bein-
haltet die vollständige Auslage-
rung einer wirtschaftlichen Ein-
heit, beispielsweise eines Re-

chenzentrums. Beim „Transitio-
nal Outsourcing“ werden IT-
Dienstleistungsfunktionen aus-
gelagert, wobei gleichzeitig ein
Technologiewechsel durchge-
führt wird, etwa von SAP R/2
auf R/3. „Business Process Out-
sourcing“ schließlich umfasst
die Auslagerung kompletter Ge-
schäftsprozesse, wie zum Bei-
spiel HR-Sachbearbeitungspro-
zesse. 

Für eine Auslagerung eignen
sich beispielsweise die komple-
xen und eng mit der Informati-
onstechnologie verbundenen Te-
lekommunikationsdienste. Denn
die Verantwortlichen der Behör-
den sehen sich mit hohen Anfor-
derungen konfrontiert: Die
Kommunikationsmittel müssen
zum einen moderne Verwal-
tungsprozesse optimal unterstüt-
zen. Zum anderen sollen sie un-
genutzte Services einsparen und
dennoch alles Notwendige be-
reitstellen. 

TK-Outsourcing für
Schleswig Holstein

Eine Vorreiterrolle beim TK-
Outsourcing im öffentlichen
Sektor nimmt das Ministerium
für Finanzen des Bundeslandes
Schleswig-Holstein ein. Bereits
1999 entschied sich die Behörde,
seine gesamte Kommunikations-
infrastruktur auszulagern und
beauftragte T-Systems Interna-
tional GmbH. Dabei sollte ein ei-
genes Sprachnetz aufgebaut so-
wie ein Customer Service Center
eingerichtet werden. Zudem war
das Ziel, einen Vor-Ort-Service
bei Störungen mit fest definier-
ten Reaktionszeiten einzuführen.
Siemens Business Services wur-
de als Subunternehmer mit der
Durchführung beauftragt. Die
Siemens-Tochter übernahm hier-
bei die vorhandene TK-Infra-
struktur. Gleichzeitig moderni-
sierten und vernetzten sie alle
330 Telefonanlagen. Das Netz-

Backbone wurde ebenfalls mo-
dernisiert und basiert nun auf ei-
ner modernen IP-Infrastruktur.

Rechnung ging auf

Die Rechnung für Schleswig-
Holstein ging voll auf: Im Jahr
2002 konnten, in Verbindung mit
weiteren Projekten, knapp fünf
Prozent vom Budget eingespart
werden. Neben geringerem Ver-
waltungsaufwand und niedrige-
ren Gesprächsgebühren profitiert
das Land nun auch von dem
deutlich gestiegenen Telefon-
komfort und der einfacheren,
zentralisierten Verwaltung und
Abrechnung. „Die Landesregie-

rung und ihre Organe wie Poli-
zei, Hochschulen und Gerichte
sind durch die langjährig ange-
legte Partnerschaft stets auf dem
neuesten Stand der Technik. Das
Vertrauen, das wir in unsere
Partner gesetzt haben, hat sich
ausgezahlt“, erläutert Hans-Rü-
diger Drings, Ministerialrat im
Finanzministerium des Landes
Schleswig-Holstein.

Public Private Partnership

Das Geschäftsmodell vieler
Outsourcing-Aufträge im öffent-
lichen Bereich beruht auf einer
Public Private Partnership (PPP).
So ist das südafrikanische Ar-
beitsamt eine solche Partner-
schaft mit Siemens Business

Services eingegangen. Der IT-
Dienstleister betreibt die näch-
sten zehn Jahre Hard- und Soft-
ware sowie Netze und Server der
Behörde.

Neben dem Service für Soft-
und Hardware sämtlicher 4.000
Desktop-PCs, dem Betrieb der
Local Area Networks (LAN) so-
wie des User Help Desks wird
durch die Integration neuer
Komponenten das technische
Niveau der Infrastruktur opti-
miert. Das Ziel: Die behördli-
chen Prozesse und Technologien
sollen verbessert werden und da-
durch die laufenden Betriebsko-
sten sinken. Teile des einge-
sparten Betrages werden dann
wieder in Infrastruktur, Mitarbei-
terschulung und den Aufbau

neuer Bürgerservices investiert. 
Die Experten sind sich welt-

weit einig: An E-Government
führt kein Weg vorbei. Outsour-
cing und Public Private Part-
nerships bringen die effizienz-
steigernden Erfolgsrezepte der
Privatwirtschaft zu den öffentli-
chen Verwaltungen. „Nun sind
alle Beteiligten gefordert, aus
E-Government auf breiter Front
ein Erfolgsmodell zu machen
und die Möglichkeit zu mehr
Bürgerfreundlichkeit und zur
nachhaltigen Senkung von Ver-
waltungskosten zu nutzen“, so
Fellberg. Und nicht zuletzt bie-
tet E-Government auch die
Chance, den Standort Deutsch-
land für die Wirtschaft attrakti-
ver zu machen.                          ?
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3. Bayernweiter Wettbewerb Kommunale Agenda 21:

Auszeichnung der Sieger
„Nachbarschaft gewinnt“

Unter dem Motto „Nachbarschaft gewinnt - Miteinander die
Zukunft gestalten!“ hat der Freistaat die gelungensten aktuel-
len Nachhaltigkeitsaktivitäten in bayerischen Kommunen aus-
gezeichnet. Der Wettbewerb wurde von der KommA21 Bayern
am Bayerischen Landesamt für Umweltschutz ausgeschrieben
und vom Aktionsbündnis Tag der Regionen durchgeführt.

Eine unabhängige Jury wählte
aus 147 Einsendungen 17
Preisträger aus ganz Bayern in
sechs Kategorien aus. Themen
waren Klimaschutz, Natur &
Umwelt, Soziales, Wirtschaft &
Arbeit, Bildung sowie Eine Welt.
Die ausgezeichneten Projekte
(siehe Kasten) erhielten Preisgel-
der zwischen 500 und 5.000 Eu-
ro, insgesamt 51.000 Euro.

Über 200 Teilnehmer

An der Preisverleihung, die
Umweltstaatssekretärin Emilia
Müller in Burghausen vor-
nahm, nahmen mehr als 200
Personen teil, darunter zahlrei-
che bayerische Bürgermeister,
Kommunalpolitiker und Agen-
da 21-Aktive. 

Regionale Identität

Laut Emilia Müller stärken
kommunale Agenda-Prozesse
den gemeindlichen Zusammen-
halt und schaffen regionale
Identität. Zwölf Jahre nach der
Konferenz von Rio hätten lan-
desweit bereits rund 800 Ge-
meinden, Städte und Landkreise
Projekte im Sinne der Rio-
Agenda in Angriff genommen.
Bayern liege damit weit über
dem Bundesdurchschnitt. 

Viele Beispiele

Beispiele für partnerschaftli-
ches Miteinander gibt es, so die
Staatssekretärin, in Bayern zu-
hauf. Die große Zahl einge-
reichter Agenda-Projekte be-

weise das hohe Engagement der
Bürger in ihren Gemeinden in
Sachen Umweltschutz und re-
gionaler Entwicklung. Doch
könne sich nicht nur die Zahl
der Beiträge sehen lassen, auch
die inhaltliche Bandbreite der
Projekte zeige die Kreativität

der Agenda-aktiven Bürgerin-
nen und Bürger. 

Ideenvielfalt

Beispiele für diese Ideenviel-
falt reichten von der Energie-
einsparung, Nutzung regenerati-
ver Energien als Bürgersolaran-
lagen und Projekten zur Abwas-
serentsorgung, über Regional-
vermarktung bis hin zur Regio-
nalwährung. Emilia Müller: „Bei
allen Beiträgen wurde das große
Engagement der Kommunen für
eine zukunftsfähige Entwick-
lung in Bayern spürbar.“     DK

Die Liste der Preisträger
Kategorie 1: 
Klimaschutz - Nachbarschaft, die global nutzt
? Gemeinde Ascha, Lkr. Straubing-Bogen (Nby.): Autarke 

Energieversorgung in der Gemeinde Ascha 
? Ziel 21-Zentrum für innovative Energien, Lkr. Fürstenfeld-

bruck (Oby.): Schulprojektwoche Sonne - Sonnenenergie

Kategorie 2: 
Natur und Umwelt - Nachbarschaft, die ökologisch bewegt
? Stadt Nürnberg & Bund Naturschutz Nürnberg (Mfr.): 

Die Stadt und ihre Bäche
? Roland-Eller-Umweltzentrum im Schullandheim Hobbach 

Lkr. Miltenberg (Ufr.): Apfelwichtel

Kategorie 3: 
Soziales - Nachbarschaft, die einfach hilft
? Städte Geretsried & Wolfratshausen, Lkr. Bad Tölz-Wolfrats-

hausen (Oby.): Arbeitskreis „Arbeit für Jugend“
? Institut für soziale und kulturelle Arbeit, ISKA GmbH, Nürn-

berg (Mfr.): Familienpatenschaften Zentrum aktiver Bürger

Kategorie 4: Wirtschaft und Arbeit - 
Nachbarschaft, die Auskommen schafft
? Abwasser- und Umweltverband Chiemsee, Lkr. Traunstein 

(Oby.): Chiemgauer Regionalwährung
? Tagwerk Förderverein, Lkr. Erding (Oby.): Nah und Bio - 

Kundennahe Vermarktung 

Kategorie 5: 
Bildung - Nachbarschaft, die Wissen fördert
? Lkr. Bayreuth (Ofr.): Wünsche für die Erde - 

Wirken in der Region
? Kempodium, Allgäuer Zentrum für Eigenversorgung Kemp-

ten (Schw.): Backen und Sägen - spielerisches Lernen und Tun

Kategorie 6: 
Eine Welt - Nachbarschaft, die Fairness zeigt
? Stadt Wertingen (Schw.): Menschen - Kulturen - Religionen
? Nord-Süd-Forum München (Oby.): München unterstützt das

Volk der Ashaninka im peruanischen Regenwald.

Anerkennungspreise erhielten die Stadt Seßlach (Ofr.) für die
Absorberanlage Freibad Autenhausen, die Gemeinde Dießen
am Ammersee (Oby.) für die Optimierung der Wertstoffentsor-
gung, die Stadt Dietfurt an der Altmühl (Opf.) für Laber-
schwalle in Dietfurt und Breitenbrunn, der Pfarrgemeinderat St.
Jakobus (Opf.) für „BANABO Hahnbach“ sowie die Agenda
21 München-Hadern für „Hadern - der blühende Obstgarten
Münchens“. DK

„Chancen gemeinsam
wahrnehmen“

Herrmann und  Schmid beim CSU-Regionaltag 
südwestliches Mittelfranken und Nordschwaben

„Vernünftige Verkehrswege sind von größter Bedeutung für
die weitere Entwicklung unseres Landes“, so CSU-Bezirksvor-
sitzender Joachim Herrmann beim „Regionaltag Mittelfran-
ken / Schwaben“. Und weil Geld nicht unbegrenzt vorhanden
sei, müssten die Bedürfnisse abgewogen und Prioritäten ge-
setzt werden.

Zu diesen zähle zweifellos das
Ziel, Konzepte zur Verbindung
der Bundesautobahnen 9 und 7
zu entwickeln und mit kurz- und
mittelfristigen Schritten die Bun-
desstraßen 2, 466 und 131 zu-
mindest abschnittsweise mehr-
streifig auszubauen, bedarfsge-
rechte Ortsumgehungen und
weitgehend kreuzungsfreie Kno-
tenpunkte zu schaffen.

Die Mandatsträger aller politi-
schen Ebenen aus den Kreisver-
bänden Donau-Ries, Ansbach/
Land und Weißenburg/Gunzen-
hausen waren sich darin beim 2.
schwäbisch/mittelfränkischen
Regionaltreffen einig, dass zu-
sammenhängende Regionen ihre
Zukunftschancen erkennen und
wahrnehmen müssten, wenn 
eine „Abstimmung mit den
Füßen“ verhindert werden solle.

Ungebrochener Zuzug

In diesem Gefüge ging Joa-
chim Herrmann auf den unge-
brochenen Zuzug nach Bayern
aus anderen Bundesländern ein:
„Bayern ist in den letzten zehn
Jahren um eine Millionen Men-
schen angewachsen, und die Zu-
züge stammen nicht nur aus den
neuen, sondern zu einem erheb-
lichen Teil auch aus den ‚alten’
Ländern“. Der Vorsitzende der
CSU-Fraktion im Bayerischen
Landtag stimmte mit Innen-
Staatssekretär Georg Schmid, als
Kreisvorsitzender von Donau-
Ries Hauptinitiator dieser jährli-
chen Zusammenkünfte, darin
überein, dass dabei das politi-
sche Klima im Freistaat eine ent-
scheidende Rolle spiele: „In
Bayern finden Betriebsgründer
und Unternehmer vielfältige Un-
terstützung von der Bayerischen
Staatsregierung bis hin zu den
Kommunen“.

Politik aus einem Guss

Diese „Politik aus einem
Guss“ führe auch zu positiven
Zukunftsprognosen: „Der Zu-
wachs wird anhalten, allerdings
innerhalb Bayerns differenziert
verlaufen“, so Joachim Herr-
mann. Und um die Konzentrati-
on auf die Ballungsräume abzu-
mildern müssten gerade die
ländlichen Regionen ihre ge-
meinsamen Interessen formulie-
ren und in die politisch richtigen
Bahnen lenken. Zweifellos wür-
den mit dem Bevölkerungszu-
wachs auch die Verkehrsströme
zunehmen.

Deswegen sei ein Ziel dieser
Tagungen, auch diesbezügliche
Wünsche aus den unterschiedli-
chen politischen Ebenen und Re-
gionen grenzüberschreitend zu
vernetzen und zu bündeln. Die
nächste Zusammenkunft im
Raum Dinkelsbühl / Feuchtwan-
gen soll deshalb die CDU-Freun-

de aus Baden-Württemberg mit
einbeziehen.

Innovativer Hersteller

Der Regionaltag begann in
Treuchtlingen, wo Bürgermeis-
ter Wolfgang Herrmann die Stadt
und das frisch renovierte „Alte
Forsthaus“ als neues Kultur-
zentrum vorstellte. Anschließend
ging es zur Firma Sanipa im 
Ortsteil Wettelsheim, einem in-
novativen Hersteller von Ba-
demöbeln. Dieter Kerth, Chef
des Unternehmens mit mehr als
300 Mitarbeitern und CSU-Orts-
vorsitzender, zeigte stolz seinen
modernen Betrieb, verhehlte
aber nicht, dass es die immer
schlechter werdenden Rahmen-
bedingungen aus Berlin einem
Mittelständler zunehmend schwe-
rer machen würden, Zukunfts-
konzepte in Deutschland zu ent-
wickeln.

Elektronische Präsentation

Nach dem Besuch eines er-
folgreichen Dorfladens in Wol-
ferstadt ging es dort zum Gedan-
kenaustausch zum „Oberen
Wirt“, wo die Repräsentanten
der Straßenbauämter Ansbach
(Baudirektor Franz Custodis)
und Augsburg (Bernhard Wag-
ner) anhand einer elektronischen
Präsentation den Stand der Pla-
nungen detailliert erläuterten.
Auch für Gerhard Fuchs, den
Geschäftsführer der IHK Ans-
bach, und Friedrich Metterlein,
Abteilungsdirektor der Direktion
für ländliche Entwicklung (ehe-
mals Flurbereinigung) war die
Diskussion aufschlussreich und
für die künftige Arbeit von er-
heblicher Bedeutung.

Exkursion

Welchem Rang diesem 2.
CSU-Regionaltag beigemessen
wurde, zeigten die Teilnehmer
der Exkursion: Dazu gehörten
die Landräte Rudolf Schwemm-
bauer und Stefan Rößle, eine
stattliche Zahl Oberbürgermei-
ster, Bürgermeister und Bezirks-
räte, wie auch Europaabgeordne-
ter Dr. Ingo Friedrich, Bundes-
tagsabgeordneter Hans Raidel
und die Landtagsabgeordneten
Gerhard Wägemann, Helmut
Guckert und Günther Babel. Mit
dabei war auch Artur Auernham-
mer aus Mittelfranken, der dem-
nächst als Folge der Europawahl
in den Deutschen Bundestag
nachrücken wird.

Darin waren sich alle einig:
Der Schulterschluss der beteilig-
ten Regionen wird helfen, Ver-
waltungsgrenzen zu überwinden
und zu einer für alle vorteilhaf-
ten Zusammenarbeit zu finden.
Dabei sei die Verbesserung der
überregionalen Verkehrsanbin-

dung eine entscheidende Voraus-
setzung für die wirtschaftliche
und touristische Entwicklung,
wie auch die Lebensqualität ins-
gesamt. Immer wieder wurde
aber auch deutlich: Wenn SPD
und Grüne im Bund nicht „Mil-
liarden für ‚Toll-Collect’ ver-
saubeutelt hätten“, gäbe es mehr
Geld für dringend notwendigen
Straßenbau.                           pmw

Landesausstellung 2004:

Geschichte der
Menschen am Inn

Die bayerisch-oberösterreichische Landesausstellung 2004 „Ge-
schichte der Menschen am Inn“ verdeutlicht in beeindrucken-
der Weise die vielen Gemeinsamkeiten des Kulturraums beid-
seits des Inns. Mit dem historischen Freilichtspiel „Lieber bai-
risch sterben ... Aidenbach 1706“ erinnern rund 150 Laiendar-
steller an ein prägendes Kapitel gemeinsamer Geschichte. 

Das bayerische Unterland und
das Innviertel waren zu Anfang
des 18. Jahrhunderts als Folge
des Spanischen Erbfolgekrieges
unter die Besatzung der kaiser-
lich österreichischen Truppen
geraten. Im Volks- und Bau-
ernaufstand und schließlich in
der Schlacht bei Aidenbach im
Januar 1706 wurden die Frei-
heitsbestrebungen der Menschen
am Inn blutig erstickt. Die her-
ausragende historische Bedeu-
tung wird unterstrichen durch
die Aufnahme des Aidenbacher
Historienspiels in den Reigen
der offiziellen Begleitveranstal-
tungen zur gemeinsamen Lan-
desausstellung.

In den Aufführungen am 10.,
17., 24. und 31. Juli wollen die
Aidenbacher nicht nur Geschich-
te erlebbar machen, sondern auch
einen Beitrag zur Geschichtsbe-
wältigung und zum friedvollen
Miteinander leisten. Damit dies
nicht nur beim Bekennen der Ge-
meinsamkeit bleibt, haben sich
die beiden - historisch eng ver-
wandten - Gemeinden Aiden-
bach und Kopfing/Oberöster-

reich vereinbart, die Geschehnis-
se vor rund 300 Jahren im Frei-
lichtspiel „Lieber bairisch ster-
ben...Aidenbach 1706“ lebendig
werden zu lassen.

Bürgermeister Otto Strassl aus
Kopfing und Aidenbachs 2. Bür-
germeister Karl Pöppl stellten in
einem Arbeitsgespräch die Wei-
chen für dieses grenzüberschrei-
tende Projekt. Die Kopfinger, die
mit einer kleinen Abordnung als
Akteure im Freilichtspiel mit-
wirken wollen, sind bereits mit
Rollenbüchern und Videoauf-
zeichnungen früherer Auf-
führungen versorgt und können
sich so auf die Intensivproben-
phase unter Regisseur Martin
Winklbauer vorbereiten. 

Erster Probendurchlauf

Kürzlich nahm der Kopfinger
Akteurekreis, zu dem auch Bür-
germeister Otto Strassl selbst
zählt, am ersten Probendurchlauf
teil. Besonderen Wert legen die
Österreicher aus der Sauwaldre-
gion darauf, ihren Part nicht als
kaiserliche, sondern als Innviert-
ler Bauern, also auf Seiten der
bayerischen Aufständischen zu
spielen. Dies entspricht auch der
historischen Situation der dama-
ligen Zeit, in der das Innviertel
bayrisch war. Wirklich europäi-
schen Charakter bekommt die
Auftaktveranstaltung am 10. Juli
mit der Mitwirkung von Laien-
schauspielern und Musikern aus
der tschechischen Partnerge-
meinde Volyne. ?

Kulturlandschaft Spessart:

Für Gästebetreuung 
optimal gewappnet

Miltenberg/Hanau. Nach viermonatiger Ausbildung und er-
folgreich abgeschlossener Prüfung haben 15 Frauen und Män-
ner aus dem hessischen und bayerischen Spessart in Milten-
berg ihr Zertifikat erhalten. Roland Schwing, Landrat des
Kreises Miltenberg, überreichte den Absolventen ihre Ernen-
nungsurkunde - sie können sich jetzt „Kultur- und Land-
schaftsführer“ für den Naturraum Spessart“ nennen.

Unter Federführung der „Ler-
nendenRegion main-kinzig+
spessart“ (Hanau) und des Ar-
chäologischen Spessartprojekts
(Aschaffenburg) wurden die Ab-
solventen in 150 Unterrichts-
stunden qualifiziert. Namhafte
Dozenten schulten sie im Um-
gang mit Gruppen, unterrichte-
ten über Vertragsgestaltung und
geographische, geologische und
kulturgeschichtliche Besonder-
heiten des Spessarts. Einen brei-
ten Raum nahmen auch Flora
und Fauna sowie Museen und
vielfältige sonstige Sehenswür-
digkeiten im Spessart ein. Hier
waren Mitarbeiter des For-
schungsinstituts Senckenberg,
Prof. Dr. Dieter Mollenhauer
und Dr. Horst Sauer, Vorstands-
mitglieder der Cassebeer-Gesell-
schaft, als Dozenten tätig und
führten die Teilnehmer in die
Kulturlandschaft Spessart.

Bundesweit 72 Regionen

Bundesweit gibt es 72 Lernen-
de Regionen, gefördert vom
Bundesministerium für Bildung
und Forschung. Das Archäologi-
sche Spessartprojekt (ASP) ging
aus dem ersten Spessartkongress
1995 hervor. Vom ASP-Vorsit-
zenden Dr. Gerhard Ermischer,
Leiter der Museen der Stadt
Aschaffenburg, wurde das Kon-

zept zur Ausbildung der Kultur-
und Landschaftsführer ent-
wickelt.

Qualifizierung

„Mit der Qualifizierung von
Kultur- und Landschaftsführern
für den gesamten Spessart wird
die hessisch-bayerische Zusam -
menarbeit im Tourismusbereich
weiter vorangebracht“, sagte der
Landrat des Kreises Miltenberg,
Roland Schwing. Er und seine
Kollegen aus dem Main-Kinzig-
Kreis, dem Kreis und der Stadt
Aschaffenburg sowie des Main-
Spessart-Kreises sind Schirmher-
ren der Lernenden Region. Be-
sonders humorvoll wurde Pauli,
treuer Begleiter seines Herrchens
Stefan Albert geehrt. Er wurde
von Elke Hohmann, Projektleite-
rin bei der Lernenden Region,
zum „KuLaFü“ ehrenhalber er-
nannt und erhielt eine Urkunde.

Wer Interesse hat, den Spes-
sart etwas anders zu erleben, er-
hält Informationen bei: Lernen-
deRegion main-kinzig+spessart,
Martin-Luther-King-Straße 1,
63452 Hanau, Tel. 06181/
9975228, Fax 06181/9975111,
E-Mail projektteam@bpmks.de.
Im Internet sind die Veranstal-
tungen der Kultur- und Land-
schaftsführer unter der Adresse
www.bpmks.de zu finden. ?

Unternehmer Dieter Kerth, CSU-Stadtrat in Treuchtlingen und
2. Bürgermeister (links), äußerte sich gegenüber dem Landtags-
Fraktionsvorsitzenden Joachim Herrmann und Innen-Staatsse-
kretär Georg Schmid skeptisch über die Qualität der Auszubil-
denden in den Handwerksberufen. Foto: Falk
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100 Jahre Tourismusverband Franken:

Von der Sommerfrische
zum Reiseerlebnis

Festakt in Nürnberg mit Verbandsvorsitzendem Dr. Werner Schnappauf

„Franken ist wie ein Zauberschrank; immer neue Schubfächer
tun sich auf und zeigen bunte, glänzende Kleinodien, und das
hat kein Ende.“ Dieser Ausspruch des Dichters Karl Leberecht
Immermann aus dem Jahr 1837 ist für den Tourismusverband
Franken bis heute Verpflichtung, die Schönheit und Vielfalt
Frankens den Gästen zugänglich zu machen - und dabei nie die
fränkische Identität aus den Augen zu verlieren. Jetzt feierte
der Verband im Rahmen eines Festaktes im historischen Rat-
haussaal zu Nürnberg seinen 100. Geburtstag. 

Das vor einem Jahrhundert in
bestem Amtsdeutsch verfasste
Vereinsziel „Anregung, Förde-
rung und Durchführung aller der
Hebung des Fremdenverkehrs
dienlichen Unternehmungen und
Einrichtungen“ gilt bis heute un-
eingeschränkt. In Franken haben
es die Touristiker dabei schon
immer verstanden, die sich bie-
tenden Chancen des Tourismus
erfolgreich wahrzunehmen. Für
die Vermarktung der Urlaubsre-
gion nutzte und nutzt man die
hervorragenden Voraussetzun-
gen: Landschaftliche Vielfalt und
herrliche Naturräume, prächtige
Bauwerke und wertvolle Kunst-
schätze, günstige Lage und beste
Verkehrsanbindungen.

Gemeinsames Vorgehen

Bereits die Gründerväter hat-
ten im Jahr 1904 erkannt, dass
für den Erfolg ihrer touristischen
Werbung ein gemeinsames Vor-
gehen notwendig ist. „Sie hatten
Franken immer im Blick“, er-
klärte Umweltminister Dr. Wer-
ner Schnappauf, Erster Vorsit-
zender des Tourismusverbandes
Franken, bei einem Festakt in
Nürnberg. Dies sei bis heute
„stets die Richtschnur für unser
Denken und Handeln geblieben“.

Die vor 100 Jahren eingeleite-
te Erfolgsgeschichte des fränki-
schen Tourismus lässt sich an
Zahlen festhalten. Knapp 25
Millionen Übernachtungen sind
inzwischen jährlich zu zählen,
rund 170.000 Betten warten in
gewerblichen und privaten Be-
trieben auf Gäste, über 110 Cam-
pingplätze und 40 Jugendherber-

gen runden das Angebot ab. Der
Tourismus in Franken ist so
längst zu einem bedeutenden
Wirtschaftsfaktor geworden:
Jährlich sorgen Tagesausflügler
und Übernachtungsgäste für
rund fünf Milliarden Euro Um-
satz, wie eine Untersuchung des
Deutschen Wirtschaftswissen-
schaftlichen Instituts für Frem-
denverkehr der Universität Mün-
chen aus dem Jahr 2001 belegt.
„Umgerechnet schafft der Tou-
rismus in Franken rund 55.000
Vollarbeitsplätze, tatsächlich fin-
den aber noch deutlich mehr
Menschen in diesem Bereich Ar-
beit“, betonte Schnappauf - „ein
gerade für die strukturschwa-
chen Gebiete Frankens erfreuli-
cher und wichtiger Aspekt“.

Ganz vorn in der Hitliste

Dass Franken als Urlaubs-
region ankommt, zeigt eine EM-
NID-Studie aus dem Jahr 2003.
Eines der wichtigsten Ergebnis -
se: Die meisten Deutschen haben
sehr positive Assoziationen zu
Franken. Das Thema „Wein“
liegt in der Hitliste ganz vorne,
gefolgt von „schönes Land“.
Laut der repräsentativen Image-
analyse kann sich die Urlaubsre-
gion Franken über einen hohen
Bekanntheitsgrad freuen. Jeder
fünfte Deutsche hat in den ver-
gangenen drei Jahren einen Ur-
laub in Franken verbracht. Zwei
Drittel der Befragten können
sich vorstellen, in den nächsten
drei Jahren fränkische Reiseziele
zu besuchen.

Mit marktgerechten Neuposi-
tionierungen der Urlaubsdestina-
tion Franken wurde Schnappauf
zufolge auf die durchaus schwie-
rige Marktsituation reagiert. So
wurde die Marketing-Strategie
in den vergangenen Jahren neu
ausgerichtet. Ergänzend zum
bisherigen klassischen Destinati-
onsmarketing treten verstärkt
Produktlinien in den Vorder-
grund - wie beispielsweise Fran-
ken kulinarisch erleben, Franken
aktiv mit den Schwerpunkten
Radeln und Wandern, dem Ge-
sundheitspark Franken und dem
Familienland Franken. „So ge-
lang uns der Wandel von der
Sommerfrische zum modernen
Reiseerlebnis Franken“, zeigte
sich der Verbandsvorsitzende zu-
frieden.

Kulturhistorische 
Streifzüge

Darüber hinaus gelingt es dem
Tourismusverband immer wie-
der, die Gäste zu kulturhistori-
schen Streifzügen durch Franken
anzuregen - vor allem mit den
Jahres- und Sonderthemen in-
nerhalb der Produktlinie Kultur
in Franken. 1987 feierte man er-
folgreich Premiere mit dem Ge-
denkjahr „Balthasar Neumann in
Franken“, seither sind Künstler
wie Tilman Riemenschneider
oder Adelsgeschlechter wie die
Hohenzollern in den Mittelpunkt
gestellt worden. Dazu erweisen
sich die großen Landesausstel-
lungen wie „Heinrich II.“ (Bam -
berg, 2002) und „Edel und frei“
(Forchheim, 2004) als wahre Pu-
blikumsmagneten.

Derzeit vereinigt der Touris -
musverband Franken mit Sitz in
Nürnberg rund 630 Mitglieder

aus 15 fränkischen Reiseland-
schaften unter seinem Dach. Er
berät und betreut seine Ver-
bandsmitglieder, schafft Schnitt-
stellen und Behörden und Orga-
nisationen, knüpft Kontakte zur
Reiseindustrie und verantwor-
tet das Marketing des fränki-
schen Tourismus. „Und wir ge-
hen sinnvolle Partnerschaften 
ein, um wettbewerbsfähig zu
bleiben“, versicherte Werner 
Schnappauf. So gibt es zum Bei-
spiel sehr erfolgreiche projektbe-
zogene Kooperationen mit der
Gebietseinwerbung Franken-
wein-Frankenland GmbH, der
Bayerischen Eisenbahngesell-
schaft, dem Verkehrsverbund
Großraum Nürnberg, der Kulm-
bacher Brauerei und dem
Bayerischen Rundfunk.

Neue Marketing GmbH

Auf anderen Aufgabenfeldern
stellt der Tourismusverband
ebenfalls die Weichen für eine
solide und gesicherte Zukunft:
Seit 1999 sorgt die Fränkische
Tourismus Akademie (FTA) mit
zahlreichen Angeboten und Se-
minaren für die Qualifizierung
der Touristiker. Im Jahr 2004 er-
folgte auch der Startschuss für
die neue Franken Tourismus
Marketing GmbH (FTM), die als
effektives Kompetenz-Center für
das fränkische Tourismus-Mar-
keting agieren wird. Schließlich
stellen sich dem Verband im Ju-

Bayerwaldtag 2004 in Konzell:

Kulturpreis an 
Ehepaar Eichenseer  

Im Mittelpunkt des zweitägigen Bayerwaldtages des Bayeri-
schen Wald-Vereins in Konzell, Landkreis Straubing-Bogen,
stand die Verleihung des Kulturpreises 2004. Im Rahmen eines
Festaktes wurden Dr. Adolf und Erika Eichenseer, Regens-
burg, ausgezeichnet. Somit wurde der seit 1970 verliehene
Preis erstmals an ein Ehepaar vergeben.

Der Bayerische Wald-Verein
wurde 1883 gegründet und ist
ein Verein für Kultur-, Heimat-
und Volkstumspflege, Natur-
schutz, Landschaftspflege und
Wandern im Bayerischen Wald.
Seine Aufgaben sind die Erhal-
tung und Pflege der Wanderwe-
ge und deren Markierung, die
Zusammenarbeit mit den Forst-
behörden und den Gemeinden,
die Erhaltung und Pflege der
vereinseigenen Schutzhäuser,
Aussichtstürme und anderer
Einrichtungen. Die Tätigkeiten
des Vereins werden getragen
vom Hauptverein mit seinen
Ausschüssen und von 61 Sek-
tionen, die eigenständig ihr Pro-
gramm gestalten. Knapp 23.000
Mitglieder gehören gegenwärtig
dem Bayerischen Wald-Verein
an und die Zahl steigt stetig.

Verdienste um die Heimat

Mit dem Kulturpreis werden
jährlich Persönlichkeiten aus
Ostbayern geehrt, die sich auf
vielen Gebieten um die Heimat,
also nicht nur um den Bayeri-
schen Wald-Verein, in besonde-
rer Weise verdient gemacht ha-
ben. Mit den Talenten, mit denen
sich die Preisträger einbringen,
leisten sie unschätzbare Dienste
für die Gesellschaft. 

Dr. Adolf Eichenseer, ehema-
liger Bezirksheimatpfleger der
Oberpfalz, und seine Frau Erika
erwarben sich über ihre haupt-
amtliche Tätigkeit hinaus in der
Bezirksheimatpflege Verdienste
in vielfältiger Weise. Neben der
Förderung des bodenständigen
Gesangs und der Musikgrup-
pen, besonders der Blasmusik,
der Trachtenbewegung, der
Pflege des musealen Bereichs

sowie der Förderung und Bera-
tung von über 400 Laienspiel-
gruppen hat sich das Ehepaar
Eichenseer auch im publizisti-
schen Bereich einen Namen ge-
macht.

Den Preis überreichten heuer
der für drei weitere Jahre ge-
wählte Präsident des Bayeri-
schen Wald-Vereins, Regens
Landrat Heinz Wölfl, und der 1.
Geschäftsführende Vorsitzende
Sepp Oswald (Regen).  

Liegt der Bayerische Wald
am Ende der Welt?

Den Festvortrag wiederum
hielt der Schriftsteller und Hei-
matkundler Josef Fendl aus
Neutraubling zum Thema „Lag
oder liegt der Bayerische Wald
am Ende der Welt?“ Fendl,
selbst Kulturpreisträger 2002,
verdeutlichte, wie sehr die Re-
gion in die mitteleuropäische
Geschichte eingebunden war
und es nun in einem vereinten
Europa mit neuen Aspekten und
Herausforderungen wieder ist.
Zu allen Zeiten brachten sich
Persönlichkeiten aus dem Baye-
rischen Wald in die mitteleu-
ropäische Geschichte, in die
Kunst- und Kulturszene, ein.

Bereits Tags zuvor hatten sich
die Delegierten des Bayerwald-
tags, der mit dem 20-jährigen
Bestehen der Sektion Konzell
verbunden war, zur Jahreshaupt-
versammlung eingefunden. Da-
bei warf Präsident Wölfl u. a. 
die Frage auf, ob der Tourismus
als wichtiges wirtschaftliches
Standbein im Bayerischen Wald
im Rahmen der Reform der
Bayerischen Staatsforstverwal-
tung ausreichend Berücksichti-
gung finden wird. DK

biläumsjahr 2004 neue Aufga-
ben; so bietet die EU-Osterwei-
terung sowohl neue Gästepoten-
ziale als auch die Notwendigkeit,
sich in dem gewachsenen eu-
ropäischen Urlaubsmarkt zu be-
haupten.          

Leitlinien

Damit die Ferienregion Fran-
ken zukunftsfähig bleibt, muss
sie, so der Hamburger Zukunfts-
forscher Prof. Dr. Horst W.
Opaschowski, folgende zehn
Leitlinien beachten und verwirk-
lichen:
1. Franken muss seinen Kon-
trastcharakter behalten. Gäbe es
den Christkindlmarkt in Nürn-
berg nicht, müsste er erfunden
werden.
2. Der Urlauber will nur das Ori-
ginal-Gefühl - so viel Ursprüng-
lichkeit wie möglich, so viel Ku-
lisse wie nötig.
3. Auch beim Inlandsurlaub
will man etwas erleben, ja sich
selbst erleben.
4. Virtuelles Reisen per Maus-
klick im PC wird auch in naher
Zukunft das wirkliche Reisen
nicht ersetzen können.
5. Die Frankenregion muss sich
ein unverwechselbares Profil
schaffen, das sie von anderen un-
terscheidet.
6. Die Familie mit Kindern als
Zielgruppe muss wieder ent-
deckt werden.
7. Die Vielfalt des Angebots darf
keinesfalls versteckt werden.
8. „Urlaub vom Alltag“ und
„Ferien zum Ich“ sollten gleich-
zeitig angeboten werden.        
9. Über eine Neuorientierung
des Gesundheitstourismus muss
ernsthafter nachgedacht werden.
Es gilt, das Kirchturmdenken
aufzugeben. Im Zeitalter der Glo-
balisierung kann man nur durch
Kooperation überleben. DK

Chinesische Unternehmer werden 
„Botschafter Niederbayerns“

Passaus Landrat Hanns Dorfner überreichte dieser Tage den
beiden chinesischen Unternehmern Shige Chen und Hao Wen
Urkunden, die diese zu „Botschafter Niederbayerns“ ernennen.

Mit diesem Ehrentitel wurden
bisher schon etwa 70 weltweit
agierende Unternehmerpersön-
lichkeiten ausgezeichnet. Ziel ist
dabei, dass diese mit ihren Mög-
lichkeiten für den Standort Nie-
derbayern werben. So sieht es
ein Marketingstrategie-Konzept
als Teil des Regionalmarketing
Niederbayern vor.

Gesicherte Arbeitsplätze

Landrat Hanns Dorfner wies
bei dem kleinen Festakt im
Landratsamt Passau darauf hin,
dass deutsche Unternehmen im
Rahmen von Joint Ventures
auch in China investieren und
dies seit Jahren Normalität ist.
Nicht so sei es aber umgekehrt,
nämlich dass chinesische Unter-
nehmen sich in Deutschland
oder gar in Niederbayern ansie-
deln. Dies jedoch sei vor etwa
neun Monaten in der Wirt-
schaftsregion Passau geschehen.
Da habe Shige Chen, Chef von

weltweit 3.000 Mitarbeitern des
Unternehmens „ZQ Tools“ im
Landkreis Passau eine insolven-
te Maschinenfabrik übernom-
men und dadurch zahlreiche Ar-
beitsplätze sichern können.

Wachsende Auftragslage

Der geehrte Firmenpräsident
Shige Chen und sein Geschäfts-
führer Hao Wen versicherten
denn auch, dass sich durch die
wachsende Auftragslage mittel-
fristig mit einer Erhöhung der
Arbeitsplätze ergeben wird. Zu-
dem begründeten sie ihren Ent-
schluss, in der Wirtschaftsregion
Passau einzusteigen mit der Er-
weiterung der Europäischen
Union, wodurch sie sich Er-
schließungspotentiale der osteu-
ropäischen Märkte erwarten. In-
soweit, so Shige Chen, liege Pas-
sau in der neuen Mitte Europas
und biete hervorragende wirt-
schaftliche Standortvorausset-
zungen. ?

Von links: Regionalmanager Dr. Stephen Hahn, Heidi Tauben-
ender (Standortmarketing Landkreis Passau), Shige Chen,
Bürgermeister Josef Schifferer (Neuhaus a.Inn), Hao Wen und
Landrat Hanns Dorfner.   Foto: Bosch

Gratulation an
Elmar Pfandzelter 

Landrat Dr. Karl Vogele gratu-
lierte jetzt seinem langjährigen
Weggefährten und persönlichem
Freund, Ehrenbürger und Altbür-
germeister Elmar Pfandzelter
zum 80. Geburtstag. Pfandzelter
trat 1980 in die Fußstapfen des
im Amt verstorbenen Schwab-
münchner Bürgermeisters Franz
Stapfer. Er übte das Amt des Er-
sten Bürgermeisters bis 1992 aus. 

Pfandzelter war 24 Jahre Mit-
glied des Kreistages Augsburg,
davor 6 Jahre im Altlandkreis
Schwabmünchen. Außerdem
war der gebürtige Schwabmün-
chner von 1990 bis 1996 Stell-
vertretender Landrat. „Du bist
eine der herausragendsten Per-
sönlichkeiten des öffentlichen
Lebens im Augsburg Land“, lob-
te der Landrat das Engagement
des Jubilars. „In bewegten Zei-
ten hast Du hohe Verantwortung
getragen. Deine hochgradigen
menschlichen und fachlichen
Qualitäten und Deine Lebenser-
fahrung halfen Dir, Deine zahl-
reichen und nicht immer einfa-
chen Aufgaben mit Bravour zu
bewältigen“, so Vogele weiter. 

Pfandzelters Schwerpunkte la-
gen in Heimatpflege, Bildung
und Kultur. Ein besonderes Her-
zensanliegen war ihm aber auch
die Integration von Neubürgern.
Der Julilar erhielt für seine Ver-
dienste zahlreiche Auszeichnun-
gen; u. a. das Bundesverdienst-
kreuz am Bande und die Kom-
munale Verdienstmedaille. ?

Anton Müller wird 65:

Seit 22 Jahren an der 
Spitze von Mickhausen

(wkl). Seit 22 Jahren steht Anton Müller als Bürgermeister an
der Spitze der Staudengemeinde Mickhausen. Am 15. Juli feiert
er seinen 65. Geburtstag.

Gerade 42 Jahre alt war Mül-
ler, als er 1982 zum Nachfolger
von Alfred Böhm mit einem Vo -
tum von 98 Prozent gewählt
wurde. Auch bei den folgenden
Urnengängen musste er sich nie
einem Herausforderer stellen.

Die großen „Brocken“ der
dörflichen Infrastruktur in den
drei Gemeindeteilen Mickhau-
sen, Münster und Grimoldsried
sind in diesen zurückliegenden
gut zwei Jahrzehnten nach und
nach abgearbeitet worden: die
Ortskanalisation, der Bau der
Ortsdurchfahrten und die Aus-
weisung von Bauland. Mit Aus-
nahme von Mickhausen neigen
sich auch die Flurbereinigungs-
verfahren in den beiden anderen
Ortsteilen ihrem Ende zu. Sorge
bereitet indes das fertig erschlos-
sene Gewerbegebiet, das seit
Jahren brach liegt und die Fi-
nanzmittel der Gemeinde bindet.
Diese Gelder würden dringend
für ein anderes großes Projekt
benötigt: der Ökonomietrakt des
ehemaligen Fuggerschlosses
mitten im Dorf soll zu einem
Veranstaltungsstadel mit Schüt-
zenheim und zu kommunalen
Räumlichkeiten um- und ausge-
baut werden.

Seit dem Frühjahr 2004 be-
kleidet Müller auch das Amt des
Vorsitzenden der Verwaltungs-

gemeinschaft (VG) Stauden. Die
Vertreter der fünf Mitgliedsge-
meinden wählten ihn zum Nach-
folger des verstorbenen Johan-
nes Schreiegg.

Im Hauptberuf ist Anton Mül-
ler Landwirt - und das mit Leib

und Seele. Zusammen mit Ehe-
frau Franziska und dem ältesten
Sohn Arthur bewirtschaftet er in
Rielhofen, dem kleinsten Ge-
meindeteil, einen der größten
Milchviehbetriebe in den Stau-
den. Anton Müller ist ein Famili-
enmensch. Als Vater von fünf er-
wachsenen Kindern ist ihm der
Zusammenhalt und ein stimmi-
ges Miteinander der Generatio-
nen ein Herzensanliegen.         ?

Anton Müller. Foto: wkl
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Wirtschaftsfaktoren Kulturlandschaft und Grünland:

Symbiose in Gefahr
Ländliche Entwicklung beim 1. Schwäbischen Kulturlandschaftstag im Fokus

Neue Sichtweisen und Erkenntnisse über die Wirtschaftsfakto-
ren Kulturlandschaft und Grünland bot der „1. Schwäbische
Kulturlandschaftstag“, zu dem die Direktion für Ländliche
Entwicklung Krumbach sowie die Regierung von Schwaben
nach Winterrieden eingeladen hatten. Mit Experten aus Theo-
rie und Praxis wurden künftige Entwicklungen und Lösungs-
möglichkeiten diskutiert.

Rund 55 Prozent der landwirt-
schaftlichen Nutzfläche werden
nach Aussage von Regierungs-
präsident Ludwig Schmid der-
zeit in Schwaben als Grünland
genutzt. Kaum ein Landschafts-
bild werde so von der Landwirt-
schaft und eben vom Grünland
geprägt wie das Allgäu. Das
Grünland sei nicht nur ein wert-
voller Produktionsfaktor für die
Landwirtschaft, sondern auch
ein Tourismusmagnet. Aller-
dings zwinge der betriebswirt-
schaftliche Druck die Bauern zu-
nehmend, sich auf die Produkti-
on zu konzentrieren. Das Allgäu-
Dorf Winterrieden sei bewusst
als Veranstaltungsort gewählt
worden, weil sich im benachbar-
ten Niedermoor beispielhaft die
Probleme und Konflikte bei der
Grünlandnutzung aufzeigen las-
sen.

Instrumente 
der Existenzsicherung

Landrat Dr. Hermann Haisch
machte darauf aufmerksam, dass
derzeit im Landkreis von 3.100
landwirtschaftlichen Betrieben
noch 185.000 Rinder gehalten
werden. Mit 470.000 Tonnen
Milch werden im Unterallgäu
sieben bis acht Prozent der
Milch Bayerns erzeugt. Jährlich
hören rund 100 landwirtschaftli-
che Betriebe mit der Milschpro-

duktion auf. Trotzdem sei
„Landwirtschaft für das Unter-
allgäu lebensnotwendig“. Haisch
lobte Flurneuordnungen und
Dorferneuerungen als „Instru-
mente der Existenzsicherung“
und plädierte als Vorsitzender
des Landschaftspflegeverbandes
Unterallgäu für die Beibehaltung
der 70-prozentigen Kostenüber-
nahme durch den Freistaat. 

Gefahren für das Grünland

Laut Ministerialrat Dr. Theo
Weber, der in Vertretung von
Landwirtschaftsminister Josef
Miller sprach, ist der wirtschaft-
liche Wert von Grünland für ei-
nen landwirtschaftlichen Betrieb
untrennbar verknüpft mit dem
wirtschaftlichen Wert der Tier-
haltung, die für die Verwertung
des Grünlands notwendig ist.
Natürlich könne Grünland auch
als Rohstofflieferant beispiels-
weise für Biogasproduktion oder
unmittelbar für Freizeitzwecke,
Verwendung finden. Solche Son-
dernutzungen seien und blieben
aber eher die Ausnahme. Dies
bedeute, dass ohne Tierhaltung
eine sinnvolle und nachhalti-
ge Grünlandnutzung flächen-
deckend nicht möglich ist. Gera-
de hier aber drohten die größten
Gefahren für das Grünland. 

Minister Miller kämpfe, dass
das Leistungsprinzip in der land-

wirtschaftlichen Produktion
nicht ausgehebelt werde; mit der
Agrarreform sei dies jedoch ge-
gen den Willen Bayerns bereits
eingeläutet worden, erläuterte
Weber. Nach dessen Auffassung
ist eine flächendeckende Land-
bewirtschaftung nur über eine
entsprechende Rinderhaltung zu
erhalten. 

Angebot und Nachfrage

Da beim Milchmarkt der Preis
alles andere als zufriedenstellend
sei und die Nachfrage nicht er-
höht werden könne, müsse das
Angebot an die Nachfrage ange-
passt werden. Weber bedauerte,
dass von Deutschland bislang
keine diesbezüglichen Signale
ausgesendet würden. Die Milch-
prämie von 3,55 Cent (in der
Endstufe) gleiche nur etwa 56
Prozent der Preiseinbußen bei
der Milch aus. Die teilweise
durchgeführte „Abschmelzung“
und Verteilung an Pferdehalter
und Ackerregionen wäre Webers

Ansicht nach in höchstem Maße
unfair: Bayern kämpfe für eine
„1:1-Umsetzung“ der Agrarbe-
schlüsse, während der Bund
Maßnahmen einführen wolle,
die weit über die EU-Beschlüsse
hinausgingen. In der momentan
schwierigen Situation könnten
für die Landwirte Flurneuord-
nung und agrarstrukturelle Maß-
nahmen eine wertvolle Hilfe
sein, bemerkte Weber, denn: Was
mit Kostensenkung erreicht wer-
den kann, brauche nicht  einge-
fordert zu werden.

BBV-Direktor Franz Seitz
verwies darauf, dass Grünland
nur durch eine intakte, bäuerli-
che Landwirtschaft erhalten
werden kann. Eine einheitliche
Flächenförderung gefährde
nicht nur die KULAP-Aus-
gleichszahlungen. Daher benö-
tigten Bayerns Bauern betrieb-
sindividuelle Förderungen. Der
wirtschaftende Betrieb gehöre
eindeutig gestützt; rinderhalten-
de Betriebe werden nach Seitz’
Einschätzung nach der Reform
die großen Verlierer sein.

Ausgleichszahlungen

Dr. Hans Thalmann vom
Landwirtschaftsamt Augs-
burg/Friedberg führte aus, dass

Grünland eine Vegetationsform
ist, die am kostengünstigsten
durch landwirtschaftliche Nut-
zung erhalten werden kann. Die
Verwertung von Grünland durch
die Milchkuh erfordere beste
Futterqualität. Würden natur-
schutzfachliche Ziele angestrebt,
wie zum Beispiel eine artenrei-
che Insektenwelt und vielseitige
Pflanzenbestände, bedürfe es ei-
ner extensiven Grünlandnutzung
mit Ausgleichszahlungen in
Höhe des entgangenen Nutzens. 

Kostengünstige 
Vegetationsform

Im Vergleich zum Ackerbau
stelle die Grünlandnutzung un-
abhängig von der Nutzungsin-
tensität den bestmöglichen Ge-
wässer- und Bodenerosions-
schutz dar, so Thalmann. Der
landschaftliche Reiz von Grün-
landstandorten bestehe letztlich
im Nutzungsmosaik verschiede-
ner Intensitäten der Grünland-
nutzung. Durch die Zusammen-
arbeit der Landwirte mit den ver-
schiedenen Fachverwaltungen
könne das Grünland nicht nur als
landwirtschaftlicher Wirtschafts-
faktor genutzt, sondern gleich-
zeitig auch als Element einer
reichgegliederten Kulturland-
schaft erhalten werden. Die Um-
setzung dieser Ziele werde in be-

Erich Höß zum 
70. Geburtstag

23 Jahre Bürgermeister von Scherstetten

Scherstetten (wkl). 23 Jahre stand Erich Höß an der Spitze der
Staudengemeinde Scherstetten. Am 11. Juni feierte er bei rüstiger
Gesundheit seinen 70. Geburtstag. Bei den Kommunalwahlen im
März 2002 hatte sich der Schreinermeister, der seit 1966 kom-
munalpolitisch tätig war, nicht mehr zur Wiederwahl gestellt und
die Amtsgeschäfte an seinen Nachfolger Helmut Baur übergeben. 

Heute, aus der Distanz des Ru-
heständlers heraus, macht Erich
Höß kein Hehl daraus, dass ihm
sein Amt Spaß gemacht hat und
er die Zeit nicht missen möchte. 

Gerade 32 Jahre war er jung,
als er 1966 erstmals in den Ge-
meinderat einzog. Doch als im
Januar 1979 der damalige Bür-
germeister Ludwig Fischer bei

solidarisches Miteinander“,
meinte Höß bei seinem Abschied
vor zwei Jahren, „das war stets
mein Hauptanliegen! ... eine
Gleichbehandlung aller Ortsteile
war mein Bestreben.“ 

Die „dienstlichen“ Meilenstei-
ne in der 23-jährigen Amtszeit
waren der Kanalbau in den Orts-
teilen Scherstetten und Erkhau-
sen (1986 bis 1989), sowie die
Kanalisation in Konradshofen.
Der Umbau der ehemaligen
Konradshofener Schule zu ei-
nem Vereinshaus, der Bau der
Ortsdurchfahrten in Scherstetten
und Konradshofen, der Ausbau
diverser Ortsstraßen sowie die
Ausweisung von Baugebieten
waren weitere markante Statio-
nen. Eines seiner „Lieblingskin-
der“ war der gemeindliche Kin-
dergarten. Ob der Verdienste um
seine Gemeinde wurde Erich
Höß vom Gemeinderat zum Alt-
bürgermeister ernannt.

Aktiv, wenn auch auf anderen
Gebieten, ist er im kommunalpo-
litischen Ruhestand noch heute:
Zusammen mit Ehefrau Edel-
friede zieht es ihn zu Fuß oder
mit dem Fahrrad hinaus in die
Natur. Der begeisterte Bergwan-
derer verbringt seinen Urlaub am
liebsten in Südtirol oder in den
Lechtaler Alpen. Ein Porträt über
Erich Höß wäre unvollständig,
käme darin nicht auch seine Lei-
denschaft für einen zünftigen
Schafkopf zur Sprache. Wann
immer sich die Gelegenheit bie-
tet, mischt der Vater zweier er-
wachsener Kinder im Kreise ei-
ner gemütlichen Runde die Kar-
ten. Walter Kleber

Erich Höß. ?

einem Verkehrsunfall ums Le-
ben kam, stand in der Frage der
Nachfolge plötzlich Erich Höß
im Rampenlicht. Im April 1979
trat Höß für die CSU an und ge-
wann das Rennen. Bei den dar-
auffolgenden Wahlen war Höß
jeweils der einzige Bewerber. 

Erich Höß erblickte am 11. Ju-
ni 1934 als ältestes von vier Ge-
schwistern in Scherstetten das
Licht der Welt. Er wurde Schrei-
nermeister wie sein Vater und
übernahm nach dessen Tod den
elterlichen Betrieb.

Im Zuge der Gebietsreform
wurde Konradshofen nach Scher-
stetten eingemeindet. „Ein gutes,

sonderer Weise im Verfahren der
ländlichen Entwicklung Winter-
riedener-Ried berücksichtigt. 

Bodenordnungsverfahren

Wie der zuständige Bauober-
rat Wilhelm Preißinger erläuter-
te, ist die Winterrieder Flur ent-
sprechend der landwirtschaftli-
chen Nutzung zweigeteilt. Von
den insgesamt 700 ha LF werden
ca. 300 ha als Ackerfläche und
ca. 400 ha als absolutes Grün-
land bewirtschaftet. Das Grün-
landgebiet befindet sich westlich
vom Ort und ist ein Niedermoor-
gebiet. Wegen dieser Vorausset-
zungen wurden zwei Bodenord-
nungsverfahren angeordnet; das
Verfahren Winterrieden II, durch
das die Ackerlage neu geordnet
wurde und das Verfahren Win-
terrieden IV, das das Nieder-
moorgebiet umfasst. 

Mit relativ geringem Aufwand
sei die landwirtschaftliche Nut-
zung dauerhaft gesichert und im
Verbund mit den Naturschutz
Maßnahmen ein erheblicher Bei-
trag zur Erhaltung des Nieder-
moors und der Kulturlandschaft
geleistet worden. Anfänglich
scheinbar unüberbrückbare Nut-
zungskonflikte seien einer von
allen akzeptierten Lösung zuge-
führt worden.                           DK

2. Unterallgäuer Gesundheitswoche:

Laufend fit durchs
Kneippland

Nach dem Erfolg der 1. Unterallgäuer Gesundheitswoche im ver-
gangenen Jahr ist es der Folgeveranstaltung gelungen, dieses Er-
gebnis sogar zu toppen. Heuer begeisterten sich rund 30 Ge-
meinden des Landkreises für eine Teilnahme und erstellten durch
ihr Engagement und ihre Unterstützung ein Programm, das 270
Veranstaltungen umfasste - 70 mehr als im vergangenen Jahr.

„Es ist beeindruckend, wie
kreativ die Gemeinden sind und
welch abwechslungsreiches Pro-
gramm zum Megathema Ge-
sundheit dadurch zustande ge-
kommen ist.“, freut sich Regio-
nalmanager Detlef Jarosch. Das
Programm hatte man auf eine ei-
gene Internetseite - www.unter-
allgaeu-aktiv.de - gestellt. Es bot
eine bunte Mischung aus aktiven
Veranstaltungen, wie zum Bei-
spiel Walking-Touren oder (Rad-
) Wanderungen, und informati-
ven Vorträgen zu Gesundheits-
themen. Für jeden Geschmack
war etwas dabei.

Gesundheits-Aktiv-Messe

Den Auftakt zu dieser 9-täti-
gen Veranstaltungsreihe bildete
eine Gesundheits-Aktiv-Messe
im Forum in Mindelheim. Zahl-
reiche namhafte Unternehmen
und Institutionen nutzten die
Möglichkeit, ihre Produkte rund
um die Themen Gesundheit,
Prävention und Fitness auf die-
ser Messe zu präsentieren und
sich mit vielen attraktiven Mit-
mach-Angeboten zu beteiligen.
Ein informatives und abwechs-
lungsreiches Rahmenprogramm
aus Vorträgen, sportlichen Auf-
führungen, Prämierungen und
vielem mehr rundete die Messe
ab. Sogar für ein spezielles Kin-
derprogramm mit Betreuung war
gesorgt und auch die Gaumen-

freuden kamen beim Pfannku-
chen backen oder Eis schlem-
men nicht zu kurz.

Laufen für guten Zweck

Dass den Veranstaltern auch
Menschlichkeit am Herzen liegt,
zeigte die Aktion „Laufen für ei-
nen guten Zweck“, die im Rah-
men der Gesundheitswoche von
Vereinen und Gruppen einiger
Landkreis-Gemeinden durchge-
führt wurde. Sponsoren zahlten
den Läufern für jeden Kilometer,
der beim Walken, Nordic Wal-
ken oder Joggen zurückgelegt
wurde, einen festen Betrag. Mit
dem Erlös unterstützte man die
Lebenshilfe, einen Verein für das
Wohl geistig behinderter Men-
schen.

Den krönenden Abschluss die-
ser Veranstaltungsreihe bildete
ein großer Sportevent im Rah-
men der „Allgäuiade“ am Bux-
heimer Weiher. Bei diesem
konnten Teams Fitness und Kön-
nen unter Beweis stellen.
Schwimmen, Radfahren, Volley-
ball und Laufen, sowie das
schon legendäre „Fischerste-
chen“ waren nur fünf der zehn
Disziplinen, die die einzelnen
Teams zu bewältigen hatten.

Rund um die Zehnkampf-
Olympiade wurde den Besu-
chern ein umfangreiches Pro-
gramm mit viel musikalischer
Unterhaltung geboten. ?

In der Region des Gesundheitspfarrers Kneipp motiviert man
die Menschen, für ihre Fitness aktiv zu werden. ?

Inn-Salzach-Euregio :

Freundeskreis
Techno-Z Braunau

Im Techno-Z Braunau fand die
Gründungsversammlung des
Fördervereins für das Studien-
zentrum der University of Sou-
thern Queensland (USQ) statt.
Insgesamt 59 Gemeinden, Städte
und Landkreise aus der Region
Innviertel-Hausruck und dem
benachbarten bayerischen Raum
sind mittlerweile Mitglied dieses
Vereins, dessen Ziel es ist, Stu-
dentinnen und Studenten dieser
virtuellen Ausbildungseinrich-
tung zu begleiten, das Angebot
entsprechend zu vermarkten und
auch Stipendien zu vergeben. In
dieser ersten Versammlung wur-
den bereits die ersten Stipendien
einstimmig beschlossen.

Chance für ländliche Region

Ebenfalls einstimmig wurde
Bürgermeister Albert Ortig zum
Obmann des Vereins gewählt. In
seiner Ansprache verwies er dar-
auf, dass diese Einrichtung vor
allem für die ländliche Region
eine große Chance insofern bie-
tet, als Fachkräfte nun für eine
berufsbegleitende Weiterbildung
nicht mehr in den Zentralraum
abwandern müssen und somit
für die Region womöglich für
immer verloren wären.

Besonders die Gemeinden soll-
ten großes Interesse daran haben,
ihren Bürgerinnen und Bürgern
diese Möglichkeit bieten zu kön-
nen, auch um das Bildungsniveau
in der Region generell anzuheben
und ein entsprechendes Fachkräf-
tepotenzial aufzubauen. Daher
appellierte er besonders auch an
jene Gemeinden, die bislang noch
unentschlossen sind, diesem För-
derverein beizutreten.

Bildungskapital

Auch der Geschäftsführer der
Innviertler Technologiezentren,
Georg Kreilinger, betonte die
Notwendigkeit, in einer Grenz-
region Bildungskapital aufzu-
bauen, um die Kluft zum Zen-
tralraum durch eigenständige
Aktivitäten zu verringern.

Ebenfalls einstimmig wurde
der Bürgermeister der Stadt
Pfarrkirchen, Georg Riedl, zum
Obmannstellvertreter gewählt -
auch in dieser Besetzung liegt
die Betonung auf einer not-
wendigen grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit, die durch
dieses gemeinsame Projekt wei-
ter gestärkt werden soll. ?
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„Thaler, Thaler, du musst
wandern; von dem einen Ort
zum andern.“ Mein Chef, der
Bürgermeister, trällerte ein
altes Kinderlied, als er von
der herrschenden Münz-
knappheit las. Das ist ja bei-
leibe kein Thema aus dem
zaghaft sich ausbreitenden
Sommerloch, sondern basiert
auf einer hochoffiziellen Mit-
teilung der Deutschen Bun-
desbank: Bei uns gibt es zu
wenige Kupfermünzen, so dass alsbald ein
Wechselgeldnotstand an den Supermarktkas-
sen zu befürchten ist. Das Medienecho war
riesig. Es war die Rede von schweren Tieflade-
rn, die Münzen aus Österreich herankarren.
Um die Verdrängung unseres Eichenlaubs
durch irgendwelche Alpenblumen zu verhin-
dern, ruft die BILD-Zeitung zur Auflösung von
Münzhorten auf und lobt die Verdoppelung des
umfangreichsten Münzschatzes aus.

Die Gründe, die für die „Münzkrise“ ge-
nannt werden, sind ebenso albern wie die Re-
zepte zu deren Bewältigung. Angeblich haben
sich nach der Euro-Umstellung die Zahlungs-
gewohnheiten verändert. Tatsache ist doch,
dass an der Kasse zu Pfennig- wie zu Centzei-
ten nur die alten Muttchen umständlich nach
dem Kupfergeld kramen, die - obwohl sie alle
Zeit der Welt haben - mit der arbeitenden Be-
völkerung am Samstag einkaufen und immer
den Betrieb aufhalten. Alle anderen haben sich
früher wie heute rausgeben lassen. Und früher
wie heute landen bei mir die 1-Cent-Stücke im
Glas für die Brautschuhe und der übrige Kup-
ferkram im Sparschwein, das viermal im Jahr
geschlachtet wird. Ich will doch keinen Ballast
in der Geldbörse. Deshalb werden auch alle
Appelle verhallen, beim Bezahlen mehr Klein-
geld zu benutzen. Und dass ich die ec-Karte
für den Mittagseinkauf über 6,38 Euro ein-
setze, glaubt vielleicht ein Bank-Bürokrat in
Frankfurt, aber meine Stammkassiererin

würde mich groß anschauen.
Eigentlich ist das Ganze ja

eher eine Groteske als eine
wirkliche Herausforderung.
Aber es ist halt ein Indiz für
den Eindruck, den wir alle
mehr oder weniger stark in
diesen Tagen haben: Unser
Land funktioniert nicht mehr.
Bei fehlenden Münzen denkt
man an die Geschichten der
Eltern aus früheren Italien-
Urlauben, wo es statt Rück-

geld Briefmarken oder Bonbons gab. Damals
hatte Italien nicht doppelt oder dreifach so ho-
he Wachstumsraten wie wir, sondern war der
Sanierungsfall, zu dem wir geworden sind. Die
Bundesbank kümmert sich mehr um Dienstvil-
len als um die Geldversorgung, das Bundesfi-
nanzministerium vergisst Münzen zu bestellen
und die Chinesen kaufen den Stahl für die
Münzrohlinge auf. Wir sind zweitklassig ge-
worden. Fehlen nur noch Benzingutscheine
wie vor Zeiten in Italien, damit die Österrei-
cher und Tschechen, die uns besuchen, sich
das Autofahren bei uns noch leisten können.

In den Archiven vieler Kommunen und Spar-
kassen lagern aber noch ganz andere Zeugnis -
se aus Zeiten mit wirklich schlechter Geldver -
sorgung. Das Notgeld unseres Städtchens zur
großen Inflation 1923 ist besonders hübsch
und stellt in edlem Stichtiefdruck die Brunnen
der alten Kernstadt dar. Das zeigt einmal
mehr: Wenn alles am Boden liegt, muss die Sa-
che vor Ort in die Hand genommen werden!

So weit sind wir allerdings noch nicht ge-
kommen. Ich halte es mit dem neuen Bundes-
präsidenten Horst Köhler: Wir können es noch
schaffen! Umdenken ist halt angesagt. Zum
Kinderlied des Bürgermeisters passt übrigens
ein Spruch von Matthias Claudius auf dem
heutigen Kalenderblatt: „Und all das Geld
und all das Gut gewährt zwar schöne Sachen.
Gesundheit, Schlaf und guten Mut kann’s aber
doch nicht machen.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Exemplarische
Münzkrise

650 Jahre Markt Mörnsheim
Zahlreiche Festivitäten werfen ihre Schatten voraus

Im Jahre 1354 hat Kaiser Karl IV mit Urkunde der Gemeinde
Mörnsheim das Marktrecht verliehen. Dieses Recht fundiert
auf der „Ergebenheit und Rechtschaffenheit“ des Bischofs
Berchtold, Fürstbischof von Eichstätt. Es beinhaltete die Aus-
übung der Gerichtsbarkeit und der Rechtspflege, was man ge-
meinhin als „Halsgericht“ bezeichnete. Des Weiteren wurde er-
laubt, viermal jährlich einen Jahrmarkt und an jedem Montag
eine Wochenmarkt für ewige Zeiten abzuhalten. Die Urkunde
wurde am 7. Juli 1354 ausgefertigt.

Der Marktgemeinderat nahm
diese Urkunde zum Anlass, um
das Jubiläum der Markterhebung
in gebührendem Rahmen zu fei-
ern. Während des gesamten Jah-
res sind Veranstaltungen zur Ge-
schichte und Kultur, zur Bildung
und zum Genießen geplant. Zur
Erinnerung wurde eigens eine
Marktmedaille angefertigt, die in
Zinn, Silber oder Gold erworben
werden kann.

Eigenes Theaterstück

Der Festakt findet am 16. Juli
statt. Erwartet werden Bischof
Dr. Walter Mixa und Landrat Dr.
Xaver Bittl. Ersterer wird einen
Pontifikalgottesdienst in der
Pfarrkirche St. Anna zelebrieren,
dem auch viele „gewandete“
Bürgerinnen und Bürger bei-

wohnen werden. Anschließend
findet der Festakt mit der Urauf-
führung des Stücks „Mörnsheim
- Ein Dorf wird Markt“ am Kast-
nerplatz statt. Das eigens vom
Festspielleiter der „Harten
Fron“, Fritz Opitsch, geschriebe-
ne Stück wird sowohl Samstag,
als auch Sonntag mehrmals auf-
geführt. Daran schließt sich je-
weils die amüsante „seltsame
Geschichte des Stieglitz“ an. 

Historischer Markt

Ein historischer Markt mit
Händlern, Gauklern, Musik und
kulinarischen Genüssen findet
vom 16. bis 18. Juli in den
Straßen und Gassen der Markt-
gemeinde statt. Ein „Wegezoll“
wird nicht verlangt. Am Markt
ist allerhand geboten: Musik und

Gaukler, die „Schanzer Spiel-
leut“, der „Rabenschwarze Hau-
fen“, ein Landsknechtlager der
„Harten Fron“, die Neuburger
Pfalzritter, eine Seherin, eine
Märchenerzählerin, ein Glücks-
schmied und ein Streichelzoo. 

Auch das Handwerk präsen-
tiert sich; allen voran der Stein-
bruchstand mit dem Bearbeiten
von Solnhofer Platten, ein Schä-
fer und ein Schuhmacher. Außer-
dem ist eine Holzwerkstatt zu
besichtigen. Die Kinderbetreu-
ung mit Malen, Basteln und
Kränzebinden übernehmen die
Ehefrauen der Marktgemein-
deräte. Auch der Kindergarten
bietet Selbstgebasteltes zum Ver-
kauf an. 

Marktmünzen in Zinn

Mit einer eigenen historischen
Münzprägemaschine werden
Marktmünzen in Zinn geprägt
und stehen zum Verkauf. Ebenso
werden eigens erstellte Lithogra-
phien mit Mörnsheimer Ortsmo-
tiven angeboten. Auch die Orts-
vereine beteiligen sich aktiv am
historischen Markt. So veranstal-
ten die Reservisten ein Kinder-
armbrustschießen, der Kultur-
verein bietet eigens hergestellte
Jubiläums-Spirituosen, Regen-
schirme mit Ortsmotiv und Lite-
ratur des Tourismusvereins so-
wie vom „Altmühltaler Lamm“
feil. Die Mitglieder des Ver-
kehrs- und Verschönerungsver-
eins bereiten Kaffee und Kuchen
vor, der Obst- und Gartenbau-
verein ist für deftige Brotzeiten
zuständig; die Wandergemein-
schaft lädt zum Geschicklich-
keitsspiel mit „Sausackplou-
dern“ ein und der Burschenver-
ein „Frohsinn“ lockt mit einem
Mohrenkopfwurfspiel auf eine
Silhouette der ehemaligen Burg
Mörnsheim. Den Ausschank von
Getränken übernehmen die Mit-
glieder des VfB Mörnsheim. 

Hackstockmeister treten auf

Die aktiven und passiven
Hackstockmeister aus den Stein-
brüchen um Mörnsheim zeigen
die Arbeitsweise an den Solnho-
fer Platten  von anno dazumal.
Auswärtige Händler und Hand-
werker bieten Steinketten und
Mineralien, Handpuppen, Sei-
fen, Gewürze, Haarkränze,
Holzspielzeug und Armbänder,
Laternen und Ritterspielzeug,
Hemden und Tücher. Sie zeigen
das Korbmachen und die Dar-
stellung der Anfertigung von
Kettenhemden, bieten Weine
und Liköre vom Fass, sowie Kä-
se an. Auch Hunger und Durst
werden mit Spanferkel, Altmühl-
taler Lamm, gegrilltem Fisch,
Steaks und Grillwürsten sowie
deftigem Imbiss und natürlich
süffigem dunklem Bier vom
Fass hinreichend gestillt. 

Weiteren Informationen zum
Markt und Festwochenende un-
ter www.moernsheim.de. ?

Ausstellung in Cham:

Wertvolle Schätze aus 
gemeindlichen Amtsstuben 

Historische Dienstzeichen in Silber und Gold 
aus Bayern mit der Pfalz 

In Zusammenarbeit mit der Staatlichen Münzsammlung Mün-
chen und dem Landesarchiv Speyer zeigte das Landratsamt
Cham in der Schalterhalle der Sparkasse bis Ende Juni die
Ausstellung „Schätze aus gemeindlichen Amtsstuben - Histori-
sche Dienstzeichen in Silber und Gold aus Bayern mit der
Pfalz“. Präsentiert wurden rund 80 historische Dienstzeichen
und Amtsketten von Bürgermeistern ab dem Jahr 1818.

Die bayerischen Bürgermeis-
termedaillen und Dienstzeichen
für rechtsrheinische Gemeinde-
vorsteher sowie für die Adjunk-
ten in der Pfalz waren einst im
Königreich Bayern von jeder
Gemeinde beim Bayerischen
Hauptmünzamt zu beschaffen.
Sie wurden vom Amtsinhaber
bei feierlichen Anlässen an einer
Kette oder blauem Band um den
Hals getragen. Die Medaillen
zeigen auf der Vorderseite das
Bild des jeweiligen Regenten
oder das bayerische Staatswap-
pen und auf der Rückseite das je-
weilige Kommunalwappen oder
den Gemeindenamen im Lor-
beerkranz. 

Not-Bürgermeisterkette

Neben vielen Exponaten aus
dem Landkreis Cham waren
auch einige Dienstzeichen aus
der Pfalz und Hessen zu se-
hen. Eine große Rarität stellte
die Not-Bürgermeisterkette
der Stadt Straubing dar, gefer-
tigt im Frühjahr 1918 mit dem
Brustbild des letzten bayeri-
schen Königs Ludwig III. Je-
des der wertvollen ausgestell-

ten Stücke war ein Unikat.
Die Ausstellung wurde Ende

Mai vom Landrat des Landkrei-
ses Cham und Präsidenten des
Bayerischen Landkreistages,
Theo Zellner, eröffnet. Rechtzei-
tig zur Ausstellung erschien ein
reich bebilderter Typenkatalog,
der für 10 Euro erhältlich ist
beim Landratsamt Cham, Sg. 26,
Rachelstr. 6, 93413 Cham, Tel.
09971/78-218. E-Mail: elfrie-
de.wutz@lra.landkreis-cham.de.

Preisgünstige Bestellung

In der Staatlichen Münz-
sammlung München haben sich
334 einseitige Rückseitenab-
schläge mit dem Wappen bayeri-
scher Kommunen erhalten. Ge-
meinden, die an galvanoplasti-
schen Nachbildungen ihrer mei-
stens verlorengegangen Bürger-
meister-Wappenmedaillen in
Verbindung mit dem gewünsch-
ten Regenten interessiert sind,
können diese preisgünstig be-
stellen bei: Staatliche Münz-
sammlung München, Residenz-
str. 1, 80333 München, Tel.089/
227221-22. E-Mail: smm.muen-
chen@t-online.de DK

Ganz Mörnsheim ist im Festtagsfieber. Die „gewandeten“ Bürgerinnen und Bürger setzten sich
für die Fotografen schon einmal in Pose. ?

Wettbewerb Kulturhauptstadt: 

Enttäuschung in Bamberg
Bewerbung dennoch ein Gewinn / Gratulation nach Regensburg

Mit großer Enttäuschung, zugleich aber sportlicher Fairness rea-
giert die Stadt Bamberg auf die Entscheidung des Bayerischen
Staatsministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst,
nicht Bamberg, sondern Regensburg ins bundesweite Rennen
um den Titel Kulturhauptstadt Europas 2010 zu schicken.

„Wir hätten das Zeug dazu ge-
habt und uns gerne weiter der
Aufgabe gestellt, Kulturhaupt-
stadt zu werden“, sagte Oberbür-
germeister Herbert Lauer im
Bamberger Rathaus. Zugleich
wünschte er Regensburg viel
Glück für den weiteren Weg zur
Kulturhauptstadt Europas 2010. 

Blick nach vorn

Die Entscheidung gegen Bam-
berg nehme der Stadt zwar die
Chance auf diesen Titel, wesent-
lich schwerer wiege aber, was
bleibt: Eine wunderschöne Stadt
- die einzige UNESCO-Weltkul-
turerbestadt in Bayern - mit einer
äußerst lebendigen und vielfälti-
gen Kulturlandschaft, unver-
gleichlicher Lebensqualität und
zugleich einem innovativem
Blick nach vorne. „Dies alles
wurde in der Bewerbungsschrift
ausführlich dargelegt und zeich-
net uns nach wie vor aus. Nie-
mand hatte Zweifel daran, dass
unsere Stadt die Würde des an-
gestrebten Titels verdient hätte“,
so der OB. „Wir sind und blei-
ben eine europäische Kulturstadt
ersten Ranges!“

Bamberg unterstütze jetzt wie
vereinbart die Bewerbung Re-
gensburgs und könne bei einer
Wahl Regensburgs in Brüssel „in
den Zug einsteigen“ und 2010 in
Regensburg präsent sein, so wie
umgekehrt Regensburg in Bam-
berg. „Natürlich sind wir ent-
täuscht darüber, das wir es nicht
geschafft haben“, sagte der für

die Kulturhauptstadtbewerbung
federführende Kulturreferent
Bürgermeister Werner Hipelius
bei der Bekanntgabe der Ent-
scheidung in München. Wichtig
sei aber, dass sich man sich als in
diesem Wettbewerb unterlegene
Stadt nicht als „Verlierer“ be-
trachte. Hipelius: „Bereits die
Bewerbung an sich war - jeden-
falls kann ich das für Bamberg
sagen - ein Gewinn!“ Nirgendwo
sonst habe sich eine dermaßen
große Beteiligung, ja Begeiste-
rung in der Bevölkerung entfal-
tet wie in Bamberg und der
ganzen Region. Höhepunkt und
deutlichster Ausdruck dieses
Bürgerengagements war die
große Kulturstaffel, mit der im
März Hunderte von Menschen
aus Stadt und Landkreis Bam-
berg „ihre“ Bewerbung nach
München trugen.

Weiterführung der Projekte

Wie geht es nun weiter? Bam -
berg hat von Anfang an eine
nachhaltige Wirkung der Bewer-
bung angestrebt, auch für den
Fall, dass der bayernweite Zu-
schlag nicht kommt. Es wurden
im Zuge der Bewerbung viele
Dinge in Bewegung gebracht, die
sonst vielleicht nicht in Gang ge-
kommen wären. Viele Ideen,
Projekte und Maßnahmen sollen
in jedem Fall weitergeführt wer-
den, so z.B. die verstärkte Vernet-
zung und Kooperation der Kul-
turschaffenden, die Umsetzung
des „Kulturfahrplanes“ mit the-

matischen Jahresschwerpunkten
oder die Fortsetzung der im Zuge
der Bewerbung ins Leben geru-
fenen Workshops mit den Part-
nerstädten. So ist schon jetzt für
das kommende Jahr ein weiteres
Treffen aller sechs Partnerstädte
in Rodez/Frankreich geplant, um
den gegenseitigen Kulturaus-
tausch in Europa zu vertiefen und
stärker zu vernetzen.

Bestandsaufnahme

Sicher werden nun manche
Träume oder Visionen ange-
sichts fehlender finanzieller Mit-
tel nicht in dem Maße realisiert
werden können, wie es mit dem
Zuschlag als Kulturhauptstadt
möglich wäre. Viel wichtiger
aber als einzelne Einrichtungen
oder Projekte ist aus Sicht der
Stadt die Bewahrung der Er-
kenntnis für die Bedeutung der
Kultur in unseren Städten, von
der so genannten Hochkultur bis
zur gelebten Alltagskultur. 

Vielen ist diese erst durch die
Bewerbung und die dadurch ent-
standene „Bestandsaufnahme“
des eigenen kulturellen Reich-
tums (wieder) so richtig bewusst
geworden. Nicht vergessen
möchte die Stadt die vielen an
der Bewerbung Mitwirkenden,
Unterstützer und Helfer, ob fi-
nanziell oder durch tatkräftiges
Anpacken. OB Lauer: „Viele
Menschen haben sich in einem
Maße für die Idee der Kultur-
hauptstadt Bamberg engagiert,
wie es zuvor vielleicht kaum ei-
ner für möglich gehalten hätte.
Ihre Arbeit war nicht umsonst,
sondern hat Bamberg viel ge-
bracht und wird auch in die Zu-
kunft wirken. Herzlichen Dank!“
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Vorschau auf GZ 14
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 14, die am 22. Juli
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
? Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
? Kommunalfahrzeuge . Winterdienstplanung
? Fachliteratur

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe der Bayerischen Gemeindezeitung
liegt ein Prospekt der Deutschen Telekom bei.

Wir bitten um freundliche Beachtung.

Regionalkonferenz konstituiert
Metropolregion Nürnberg

Die Region Nürnberg ist de facto eine Metropolregion von eu-
ropäischem Rang und verdient als solche formale Anerken-
nung. Unter dieser Prämisse versammelten sich über 200 Ver-
treter von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft im Germani-
schen Nationalmuseum der Norisstadt, um selbstbewusst den
Anspruch der Metropolregion Nürnberg zu formulieren. 

50 Mrd. Euro Bruttosozialpro-
dukt, eine der zehn größten Wirt-
schaftsregionen, eine komplette
Infrastruktur, die in europäische
und weltweite Netze eingebun-
den ist - Flughafen, Messe, Ha-
fen, mehr als 2 Mio. Menschen
Bevölkerung, hohe Entwick-
lungsdynamik und Gateway to
East, also eine der Schlüsselre-
gionen bei der EU-Kohäsionspo-
litik - all das sind laut Oberbür-
germeister Dr. Ulrich Maly Fak-
ten, die für sich sprechen.

Polyzentrisch
geprägter Raum

Das Modell der Metropolregi-
on Nürnberg stelle nicht das Mo-
dell Paris, Rom oder Madrid dar.
Es sei vielmehr „der polyzen-

trisch geprägte Raum mit einer
großen, keinesfalls alles domi-
nierenden Stadt in der Mitte,
aber mit vielen Ober- und Mittel-
zentren innen drin“.

Vielfältige Stärken 
weiter entwickeln

Das Land, so Maly, benötige
die oberzentralen Angebote der
Städte, aber die Städte bräuchten
genauso den Freizeit-, Erho-
lungs-, Natur- und teilweise auch
Wohnwert des Landes. Ohne das
weitere Umland wäre Nürnberg
nur halb so schön. Deshalb seien
als „regionale Verantwortungs-
gemeinschaft“ alle Akteure in
der Region aufgerufen, durch
gemeinsames Handeln nach in-
nen und außen die vielfältigen

Stärken der Metropolregion
Nürnberg weiter zu entwickeln. 

Staatssekretär Tilo Braune si-
cherte den Konferenzteilneh-
mern die Unterstützung des
Bundesministeriums für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswesen
bei der formalen Anerkennung
als Metropolregion zu: „Die
Bundesregierung kann und wird
helfen, die sich Ihrer Region
bietenden Chancen zu nutzen.“

Überzeugter Verfechter

Wirtschaftsminister Dr. Otto
Wiesheu zeigte sich als überzeug-
ter Verfechter der Metropolregion
Nürnberg und versprach, sich
persönlich und im Namen der
Bayerischen Staatsregierung da-
für einzusetzen, dass der Region
dieser Titel zuerkannt wird: „Was
Tradition, Perspektiven, Lei-
stungskraft und die Rolle in Rich-
tung Osten angeht, hat Nürnberg
zweifelsohne die Funktionen ei-
ner Metropolregion.“

Steigerung der Attraktivität

Nürnbergs Wirtschaftsrefe-
rent Dr. Roland Fleck betonte
die Bedeutung dieser Einstu-
fung insbesondere für das Stand-
ortmarketing, da die offizielle
Bezeichnung als Metropolregi-
on eine besondere Leistungs-

fähigkeit von Wirtschaft, Wis-
senschaft und Infrastruktur sig-
nalisiere und so die Attraktivität
der Region für ansiedlungswil-
lige Unternehmen weiter gestei-
gert werden könne. 

In einer Resolution erklärten
die Tagungsteilnehmer die Me-
tropolregion Nürnberg für kon-
stituiert. Gleichzeitig appellier-
ten die rund 130 Unterzeichner
„an die staatliche Planung, uns
unverzüglich als Metropolregi-
on Nürnberg durch die Mini-
sterkonferenz für Raumordnung
(MKRO) anzuerkennen und in
den Initiativkreis deutscher Me-
tropolregionen sowie in das
neue Landesentwicklungspro-
gramm Bayern aufzunehmen“.

Gateway-Funktion

Die Region Nürnberg mit
rund zwei Millionen Einwoh-
nern, 10.000 Quadratkilometern
Fläche und einem Bruttoinlands-
produkt von 50 Milliarden Euro
zählt zu den wirtschaftsstärk-
sten Räumen in Deutschland.
Sie umfasst im Wesentlichen
die Planungsregion Westmittel-
franken, die Industrieregion
Mittelfranken sowie die Land-
kreise Forchheim und Neu-
markt. Auch Bamberg, Bay-
reuth und Amberg-Sulzbach
sind eng mit der Region Nürn-
berg verflochten.

Das europäische Raumord-
nungskonzept EUREK von
1999 schreibt der Region eine
entscheidende Gateway-Funkti-
on in Hinblick auf die neuen EU-
Mitgliedsstaaten im Osten zu.

Nach einer Definition der Mi-
nisterkonferenz für Raumord-
nung (MKRO) sind Metropolre-
gionen „Motoren der gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Ent-
wicklung“. Bisher haben Bund
und Länder die Großräume Ber-
lin/Brandenburg, Hamburg,
München, Rhein-Main, Rhein-
Ruhr, Stuttgart und das „Sach-
sendreieck“ (Dresden, Halle/
Leipzig,Chemnitz/Zwickau) als
europäische Metropolregionen
definiert. Im Frühjahr 2005 soll
die MKRO formal über die An-
erkennung der Region Nürn-
berg als Metropolregion ent-
scheiden. 

Unterstützung Bayerns

Die Bayerische Staatsregie-
rung unterstützt die Bestrebun-
gen der Region Nürnberg aus-
drücklich. Bundesverkehrsmi-
nister Dr. Manfred Stolpe sagte
im März dieses Jahres ebenfalls
zu, sich als Vorsitzender der
MKRO für die Einstufung
Nürnbergs als Metropolregion
einzusetzen. Seit April 2003 ist
die Region Nürnberg Mitglied
bei METREX, dem Netz der
europäischen Großstadtregio-
nen und Großräume.             DK

Altlandrat Bauer
erhielt Ehrenring
Erdings Altlandrat Xaver Bau-

er erhielt aus den Händen seines
Nachfolgers Martin Bayerstorfer
die höchste Auszeichnung, die
der Landkreis zu vergeben hat:
den Goldenen Ehrenring. Bauer
hatte sich 2002 nach 15 Jahren als
Landrat aus der Politik zurückge-
zogen. Mit dem Ring, den der
Kreistag im Jahr 1955 gestiftet
hat, werden Persönlichkeiten aus-
gezeichnet, die sich „in hervorra-
gendem Maße verdient gemacht
haben“. Die Zahl der Ehrenring-
träger ist auf zwölf lebende Per-
sönlichkeiten beschränkt. DK

Pointner neuer 
RPV-Vorsitzender
Freisings Landrat Manfred

Pointner wurde zum neuen Vor-
sitzenden des RPV München ge-
wählt. Stellvertreter sind der
Kraillinger Bürgermeister Dieter
Hager und Münchens OB Chri-
stian Ude. Pointner peilt eine
„weitere Entrümpelung des Re-
gionalplans“ an. Zugleich warnte
er vor dem Irrglauben, mit der
Festlegung von Zielen im Regio-
nalplan seien bereits neue Ver-
kehrswege geschaffen. KI


